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Vo r w o r t
Mit der Einführung des Eur o sowie den Konferenzen zur Vertiefung und Erweiterung der Europäischen Union behält
die europäische Dimension im Bildungswesen ihre herausgehobene Bedeutung. Deshalb nimmt das Thema Europa in
den Rahmenrichtlinien der niedersächsischen Schulen sowie in der Erwachsenenbildung eine wichtige Stellung ein.

Noch vermag zwar niemand zu sagen, wie Europa in 10 Jahren aussehen wird. Entscheidend wird jedoch sein, ob die
Staaten Europas zu einer politischen Union zusammenwachsen werden. „Die europäische Nation des neunzehnten Jahr-
hunderts war auf eine gemeinsame Sprache und Kultur gegründet...Ihr künftiger Einfluss wird davon abhängen, ob es
ihnen (den europäischen Nationalstaaten, d.Hg.) gelingt, die Europäische Union zu festigen oder nicht: Als Union wird
Europa weiterhin eine Großmacht darstellen, zerfällt es freilich in Nationalstaaten, so wird sein Status zweitrangig sein.“
(Henry Kissinger: Die Vernunft der Nationen, S. 896)

Diese Einfluss- und Statusfrage soll nicht im Sinne klassischer Machtpolitik behandelt werden, sondern unter dem Aspekt
ihres Nutzens für die Bürgerinnen und Bürger in der EU. Sie fühlen sich zwar immer mehr einer auf gemeinsamen Wer-
ten beruhenden geistigen und kulturellen Gemeinschaft zugehörig, doch bleiben insbesondere Sorgen über künftige wirt-
schaftliche und soziale Unwägbarkeiten und Lasten.

Die Aufgaben einer auf diesen gemeinsamen Grundwerten  beruhenden europäischen Schicksalsgemeinschaft sind auf
der der europäischen Dimension im Bildungswesen gewidmeten Wiener Unterrichtsministerkonferenz vom 16.–17. Okto-
ber 1991 definiert worden:

• Verständnisbereitschaft , Wille zur Überwindung von Vorurteilen und Fähigkeit, gemeinsame Interessen zu erken-
nen bei gleichzeitiger Respektierung europäischer Unterschiedlichkeit;

• Offenheit gegenüber verschiedenen Kulturen unter Wahrung der eigenen kulturellen Identität;
• Beachtung europäischer rechtlicher Verpflichtungen und der Rechtsprechung im Rahmen der europaweit aner-

kannten Menschenrechte;
• Wille zur friedlichen Koexistenz und Kompromissbereitschaft bei der Verfechtung unterschiedlicher Interessen;
• Sorge um das ökologische Gleichgewicht in Europa und der Welt;
• Einsatz für Freiheit, Demokratie, Menschenrechte, Gerechtigkeit und wirtschaftliche Sicherheit ;
• Wille zur Friedenssicherung in Europa und der ganzen Welt.

Die Erweiterung der EU nach Mittel- und Osteuropa setzt institutionelle und insbesondere finanzielle Reformen sowie neue
Führungs- und Entscheidungsverfahren voraus. Zur Festigung der politischen Binnenstrukturen sollen die Wirtschafts- und
Währungsunion mit einer einheitlichen Währung und eine stärkere Regionalisierung beitragen. Gefordert ist  außerdem
weltpolitische Mitverantwortung und –gestaltung in so wesentlichen Bereichen wie dem Schutz der Menschenrechte und
der Umwelt sowie der Entwicklungs- und Bevölkerungspolitik.

Schulpraktiker, Erwachsenenbildner, Journalisten und Wissenschaftler* haben in diesem Heft Materialien zur Entwicklung
und zum Zusammenwachsen Europas nach dem Zweiten Weltkrieg in wichtigen Feldern europäischer Politik unter dem
Gesichtspunkt aufbereitet, sie in der Schule und der Erwachsenenbildung verwenden zu können. Einige Themen sind unter
dem Bemühen um Vielfältigkeit von einzelnen Autoren parallel behandelt worden, um der Vielschichtigkeit des Themas
Europa gerecht zu werden.

Im Text unterstrichene Fachbegriffe und Fremdwörter sind im Glossar erläutert.

* Diese und entsprechende Funktions- und Personenbeschreibungen sind hier und im weiteren Text geschlechtsneutral
gemeint, beziehen sich also in der Regel auf Frauen und Männer gleichermaßen.
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1 Stationen, Probleme und Perspektiven auf dem Weg der Einigung
bis zur Wirtschafts- und Währungsunion

Hugo zur gleichen Zeit die Idee von
den Vereinigten Staaten von Europa. 

Nationalismus und
Imperialismus 

Diese Ansätze eines freien Zusammen-
schlusses der Völker wurden von der
Übersteigerung des Nationalstaats
und dem Streben nach Aufteilung der
Welt unter den europäischen Staaten
verschüttet. Stattdessen mündete die
zunehmende Konfrontation in den
Ersten Weltkrieg. Doch selbst diese
Völkerschlacht mit einer Massenver-
nichtung von Menschen und Material,
wie sie die Welt vorher noch nicht
gekannt hatte, zeigte nur eine be-
grenzte Wirkung. Der Einfluss der
Europäer auf die Weltpolitik, u.a. über
den Völkerbund, schrumpfte stark,
und neue Mächte wie die Vereinigten
Staaten von Amerika und die von Lenin
gegründete Sowjetunion gewannen
an Gewicht.

Europäische Einigungsideen

Vereinzelte Stimmen wie die des Gra-
fen  Coudenhove-Kalergi, der 1922 die

Pan-Europa-Union gründete und da-
mit die Völker für die europäische Eini-
gungsidee begeistern wollte, blieben
weitgehend ungehört. Selbst so weit-
sichtige Politiker wie der französische
Außenminister Aristide Briand, der
1929 die Gründung einer europäi-
schen Union im Rahmen des Völker-
bundes vorschlug und in einer engen
deutsch-französischen Zusammenar-
beit den Kern dieser Union sah, fand
nur wenig Resonanz. Der einzige deut-
sche Politiker von Einfluss, der die
Chance dieser Idee erkannte und
umzusetzen versuchte, Gustav Strese-
mann, verstarb allzu früh. Die 1933 in
Deutschland mit ihrem Führer Adolf
Hitler an die Macht gekommenen
Nationalsozialisten führten Deutsch-
land und Europa in die Katastrophe des
Zweiten Weltkrieges. Danach war
nicht nur Deutschland, sondern fast
ganz Europa weltpolitisch an den Rand
der Bedeutungslosigkeit gedrängt
worden. Eine neue bipolare Ordnung
des Kalten Krieges mit den Zentren
Washington und Moskau war ent-
standen.

Erst in diesem Europa, in dem die Men-
schen hungerten und froren und kaum
eine Perspektive für die Zukunft sahen,
fiel die berühmt gewordene Züricher
Rede von Winston Churchill 1946 auf
fruchtbaren Boden. So zeigte sich eine
Welle der Begeisterung vor allem unter
jungen Menschen, die an den Grenzen
für eine Zusammenarbeit der Völker
demonstrierten und die trennenden
Schlagbäume niederbrannten. 1949
gründeten zehn europäische Staaten
in London den Europarat. 

Europarat

Diese inzwischen 41 Staaten West-
und Osteuropas umfassende Organi-
sation zur Durchsetzung der Demokra-
tie und der Menschenrechte hat in den
gut 50 Jahren ihres Bestehens ein Netz-
werk von mehr als 180 Verträgen und
Konventionen geschaffen. Ein Netz-
werk, das nahezu alle europäischen
Länder eng miteinander verbindet.
Europa wurde zu einem Kontinent,

Sehnsucht nach Frieden

Nicht die wirtschaftlichen Vorteile des
Binnenmarktes, der Zollunion oder gar
der kommenden einheitlichen euro-
päischen Währung waren die Auslöser
der europäischen Einigung, sondern
allein die Sehnsucht nach Frieden. Es
war die Hoffnung auf eine Umkehr der
europäischen Geschichte, die bis dahin
von Kriegen der europäischen Staaten
gegeneinander geprägt war. 

Von der Idee eines dauerhaften Frie-
dens beseelt, hatten schon im Mittel-
alter und zu Beginn der Neuzeit
Schriftsteller, Philosophen oder Kir-
chendenker wie Dante, William Penn
oder Jean-Jacques Rousseau und
Immanuel Kant Ideen über das gleich-
berechtigte Zusammenleben und
einen Verbund der europäischen Staa-
ten entwickelt. Besonders in der
Demokratiebewegung Mitte des vori-
gen Jahrhunderts gewann der Gedan-
ke eines geeinten Europa an Faszina-
tion. In der ersten deutschen National-
versammlung, der Paulskirche in
Frankfurt, wurde die Errichtung eines
europäischen Völkerkongresses gefor-
dert und in der französischen Natio-
nalversammlung entwickelte Victor

Die Abgeordneten  der Frankfurter Nationalversammlung in der Paulskirche
(Lithographie, Deutsches Historisches Museum, Berlin)
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offensichtlich verletzt werden, drohen
Sanktionen bis hin zum Ausschluss.
Entsprechende Verwarnungen erhiel-
ten die Ukraine wegen der Praktizie-
rung der Todesstrafe (Abschaffung
inzwischen erfolgt), Russland wegen
des Krieges in Tschetschenien und die
Türkei wegen Menschenrechtsverlet-
zungen vor allem gegenüber den Kur-
den (s. Kapitel Der Europarat und die
Menschenrechte ).

Der Europarat begründet sich auf eine
freiwillige Zusammenarbeit seiner Mit-
gliedstaaten. Alle Beschlüsse des Rates
müssen vor ihrem Inkrafttreten von
den Parlamenten der einzelnen Länder
in nationales Recht umgesetzt werden.
Auch wenn dieser Weg sich manchmal
als mühsam und zeitaufwendig er-
wies, war er dennoch erfolgreich. Soll-
te die These, dass Völker und Staaten
nicht fähig seien, aus der Geschichte
zu lernen, doch nicht stimmen? Die
Europäer machten sich daran, den
Beweis anzutreten. Dass diese Ent-
wicklung keineswegs selbstverständ-
lich oder zwangsläufig war, zeigten die
jüngsten Kriege auf dem Balkan.

Französische Europa-
initiativen

In der Freiwilligkeit der Zusammenar-
beit zwischen den Regierungen, wie
sie die Grundlage der Europaratsarbeit
ist, sahen einige europäische Politiker
aber keine ausreichende Klammer, die
im Falle eines erneuten Aufflammens
von Nationalismus oder ernsthaften
Feindseligkeiten neue Kriege hätte ver-

hindern können. Vor allem nicht zwi-
schen Deutschland und Frankreich,
dessen frühere Politiker den Menschen
traditionell eingeimpft hatten, diese
beiden Völker seien Erzfeinde und
könnten nicht friedlich mit- und
nebeneinander in der Mitte Europas
leben. Deshalb müsse eine gewalt-
same Auseinandersetzung die Ent-
scheidung bringen, wem die Vorherr-
schaft in Europa zustehe. 

Vor diesem Hintergrund machte Frank-
reich unter Außenminister Robert
Schuman nicht den gleichen Fehler wie
nach dem Ersten Weltkrieg, das
besiegte Deutschland möglichst klein-
zuhalten und zu demütigen. Schuman,
der wie sein deutscher Partner Konrad
Adenauer oder der Italiener de Gaspa-
ri aus einer Grenzregion stammte, und
damit vom Irrsinn der künstlichen
Feindseligkeiten besonders betroffen
war, setzte ein deutliches Friedenszei-
chen. Er nahm die Idee des Franzosen
Jean Monnet, des Vordenkers der
europäischen Einigung, auf und schlug
vor, die Kohle- und Stahlindustrie
Frankreichs und Deutschlands zusam-
men unter ein gemeinsames europäi-
sches Dach zu stellen. Gleichzeitig soll-
te diese Organisation dann anderen
Staaten zur Teilnahme offen stehen. 

Europäische Gemeinschaft
für Kohle und Stahl

In nur einem Jahr entstand daraus
1951 der Vertrag zur Gründung der
Europäischen Gemeinschaft für Kohle
und Stahl (EGKS), an der neben Frank-

von dem aus sich das Prinzip der Volks-
herrschaft und des Rechtsstaates welt-
weit immer mehr durchsetzte. 

Das wichtigste Vertragswerk ist die
Europäische Konvention zum Schutz
der Menschenrechte und Grundfrei-
heiten. Damit die in diesem Grund-
rechtskatalog festgeschriebenen Rech-
te auch eingehalten werden – und das
ist einmalig auf der Welt – kann jeder
Bürger, der sich in seinen Grundrech-
ten verletzt fühlt, seinen Staat vor dem
eigens dazu errichteten Europäischen
Gerichtshof für Menschenrechte in
Straßburg verklagen. Wer meint, dabei
könne es sich doch nur um Einzelfälle
handeln, den werden die Zahlen
erstaunen. Allein im Jahr 1999 gingen
8400 Beschwerden aus den 41 Mit-
gliedstaaten ein, darunter allein 534
aus Deutschland.

Auch für die Europäische Union hat der
Europarat eine wichtige Funktion:
Indem er die Reformstaaten Mittel-
und Osteuropas sehr schnell aufnahm,
auch wenn sie noch nicht alle Voraus-
setzungen erfüllten, bereitete er sie
durch die Mitarbeit in Straßburg
bereits auf eine spätere Mitgliedschaft
in der EU vor. Alle Neumitglieder 
– inzwischen aber auch die Türkei –
wurden einem so genannten Überwa-
chungsverfahren (Monitoring) unter-
worfen, das solange aufrechterhalten
wird, bis die Länder alle rechtsstaat-
lichen und demokratischen Normen
des Europarates erfüllen. Sollte es kei-
ne Fortschritte geben, oder sollten
bestimmte Mitgliedsverpflichtungen
vor allem bei den Menschenrechten

Konrad Adenauer

(Fotos: dpa und Europäische Kommission)

Alcide de Gasperi Robert Schuman Jean Monnet



reich und Deutschland auch die Bene-
lux-Staaten und Italien teilnahmen.
Diese EGKS, auch als Montanunion
bekannt, wurde zur Keimzelle für die
spätere Europäische Gemeinschaft, die

inzwischen durch den Vertrag von
Maastricht zur europäischen Union
geworden ist. Die EGKS hört als einzi-
ge Organisation im Jahr 2002 auf zu
bestehen, da sie vertraglich nur auf 50
Jahre konzipiert war. Alle übrigen
Organisation sind auf unbegrenzte Zeit
hin angelegt worden.

Vor allem drei Ziele und Hoffnungen
waren mit der EGKS verbunden. Indem
die zweimaligen Weltkriegsgegner die
wichtigsten Rohstoffindustrien für die
Rüstungswirtschaft, nämlich Kohle
und Stahl, zusammenlegten, gemein-
sam betrieben und kontrollierten, sei 
– so glaubte man – die Gefahr einer
heimlichen Aufrüstung und neuerliche
Vorbereitung eines Krieges fast ge-
bannt. Auf der anderen Seite brauch-
te das zerstörte Europa unbedingt die
Zusammenarbeit zwischen den deut-
schen Kohlebergwerken und den fran-
zösischen Erzminen, um den Wieder-
aufbau der zerstörten Länder schneller
zu schaffen. Das entscheidende Motiv
war die Einbindung Westdeutschlands
in die Gemeinschaft der westlichen
Demokratien. Aus diesem frühen
Schulterschluss zwischen Sieger und
Besiegtem erwuchs die deutsch-fran-
zösische Freundschaft, die trotz einiger
unterschiedlicher Interessen gehalten
hat und zum entscheidenden Motor
der europäischen Einigung wurde. 

Europäische Verteidigungs-
gemeinschaft

Dem Ziel der Friedenssicherung durch
möglichst enge Zusammenarbeit bis
hin zur Verschmelzung sollte auch der
von Paris vorgeschlagene Plan einer
Europäischen Verteidigungsgemein-
schaft (EVG) dienen, der im Mai 1952
unterzeichnet wurde. Er sah die völlige
Verschmelzung der sechs nationalen
Armeen zu Gunsten einer gemeinsa-
men europäischen Streitmacht vor.
Dieses selbst noch 45 Jahre danach
revolutionär anmutende Vorhaben
sollte durch eine europäische politi-
sche Union begleitet werden, in der die
einzelnen Nationalstaaten langsam
aufgehen sollten. Doch während die
Europäische Gemeinschaft für Kohle
und Stahl Wirklichkeit wurde, schei-
terte der EVG-Vertrag 1954 in der fran-
zösischen Nationalversammlung und
feiert erst jetzt mit der gemeinsamen
Außen-und Sicherheitspolitik der EU
(z.B. europäische „Schnelle Eingreif-
truppe“) eine vorsichtige Renaissance.

Europäische Wirtschafts-
gemeinschaft und Euratom

Durch diesen Rückschlag ließen sich
die europäischen Gründungsväter
jedoch nicht entmutigen. Wenn schon
die Vernunft und der Wille zur schnel-
len politischen Integration nicht aus-
reichten, dann sollten die Staaten
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Europäische Konvention
zum Schutz der

Menschenrechte und
Grundfreiheiten

(Auszug)

Die im Rahmen des Europa-
rates ausgearbeitete Kon-
vention zum Schutze der Men-
schenrechte und Grundfreihei-
ten wurde 1950 von 21
Mitgliedstaaten des Europa-
rates unterzeichnet und trat
1953 in Kraft.
Diese Rechte und Freiheiten
werden allen Personen, die in
den Ländern des Europarates
leben, zugesichert:

Abschnitt I

Artikel 2

1. Das Recht jedes Menschen
auf das Leben wird gesetz-
lich geschützt.

Artikel 3

Niemand darf der Folter oder
unmenschlicher oder erniedri-
gender Strafe oder Behand-
lung unterworfen werden.

Artikel 4

1. Niemand darf in Sklaverei
oder Leibeigenschaft ge-
halten werden.

2. Niemand darf gezwungen
w e rden, Zwangs- oder
Pflichtarbeiten zu verr i c h t e n .

Artikel 5

1. Jedermann hat ein Recht
auf Freiheit und Sicherheit.

Quelle: EUROPARAT, Straßburg
1981.

Aus der Erklärung Robert Schumans vom 9. Mai 1950

Der Friede der Welt kann nicht gewahrt werden ohne schöpferische
Anstrengungen, die der Größe der Bedrohung entprechen. Der Beitrag,
den ein organisiertes und lebendiges Europa für die Zivilisation leisten
kann, ist unerläßlich ... Die französische Regierung schlägt vor, in einem
begrenzten, doch entscheidenden Punkt sofort zur Tat zu schreiten. Sie
schlägt vor, die Gesamtheit der französisch-deutschen Kohle- und Stahl-
produktion unter eine gemeinsame Oberste Aufsichtsbehörde zu stel-
len, in einer Organisation, die den anderen europäischen Ländern zum
Beitritt offensteht ... Durch die Zusammenlegung der Grundindustrien
und die Errichtung einer Obersten Behörde, deren Entscheidungen für
Frankreich, Deutschland und 
die anderen teilnehmenden Länder bindend sein werden, wird dieser
Vorschlag den ersten Grundstein einer europäischen Föderation bilden,
die zur Bewahrung des Friedens unerläßlich ist.

EUROPA. DOKUMENTE ZUR FRAGE DER EUROPÄISCHEN EINIGUNG, Band II, 
München 1962, Seite 680 f.
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durch ihr eigenes wirtschaftliches
Interesse zu einer immer engeren Ver-
einigung bewegt werden. Da das
Projekt der Montan-Union gut ange-
laufen war, sollte die Zusammenarbeit
auf den Gesamtbereich der Wirt-
schaft ausgedehnt werden. Im März
1957 wurden in Rom die Verträge 
zur Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft (EWG) und zur Europäischen
Atomgemeinschaft (Euratom) unter-
zeichnet, die am 1. Januar 1958 in
Kraft traten. Das Kernstück der EWG,
die Zollunion und der gemeinsame
Agrarmarkt, brachten den beteiligten
Ländern einen ungeahnten Wirt-

schaftsaufschwung und machten die
Gemeinschaft für den Beitritt anderer
Länder attraktiv. Die Hoffnung jedoch,
dass die Zollunion auch zu einer
Angleichung der Steuersätze führen
und damit den Abbau der Grenzkon-
trollen zwischen den Mitgliedstaaten
ermöglichen würde, erfüllte sich nicht. 

Initiativen zur Wirtschafts-
und Währungsunion

Die sechs Länder kamen deshalb 1969
überein, die europäische Integration
durch die stufenweise Einführung

einer Wirtschafts- und Währungs-
union bis 1980 zu beschleunigen. Aber
auch dieser nach dem luxemburgi-
schen Ministerpräsidenten Werner
benannte Plan scheiterte. Eine wirt-
schaftliche Krise in den meisten Mit-
gliedstaaten Anfang der 70er-Jahre
führte zu sehr unterschiedlichen Infla-
tions- und Wachstumsraten, die die
Schaffung eines gemeinsamen Wäh-
rungsraumes zu diesem Zeitpunkt uto-
pisch erscheinen ließen. 

Andererseits behinderten die ständig
schwankenden Wechselkurse den
innereuropäischen Handel und damit
den dringend benötigten wirtschaft-
lichen Aufschwung. Eine Teillösung
brachte schließlich das 1979 auf
deutsch-französische Initiative ge-
gründete Europäische Währungssys-
tem (EWS), das in Verbindung mit der
Europäischen Währungseinheit (ECU)
die Staaten zur einer antiinflationären
Wirtschafts- und Währungs- und
Haushaltspolitik zwang, indem die
Währungsschwankungen in einer ge-
ringen Bandbreite zum ECU-Leitkurs
gehalten werden mussten. Doch selbst
dieser für die Angleichung der Volks-
wirtschaften wichtige Schritt reichte
nicht aus, das Ziel der Wirtschafts- und
Währungsunion zu erreichen. 

Phasen der Erweiterung

Dennoch blieben die drei bestehenden
Organisationen, die zehn Jahre nach
Gründung der europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft und Euratom mit
der EGKS zu den Europäischen
Gemeinschaften (EG) zusammenge-
schlossen wurden, für außenstehende
Länder unverändert attraktiv. Eine
erste Erweiterung folgte 1973 durch
die Aufnahme Großbritanniens, Ir-
lands und Dänemarks, denen 1981
Griechenland, 1986 Spanien und Por-
tugal, und zuletzt Finnland, Schweden
und Österreich im Jahr 1995 folgten.
Die Aufnahme Norwegens scheiterte
an der dortigen Volksabstimmung. 

Institutionen der
Gemeinschaft

Mit der EG wurden auch gemeinsame
Institutionen, wie die Kommission

Präambel des EWG-Vertrages

Seine Majestät der König der Belgier,
der Präsident der Bundesrepublik Deutschland,
der Präsident der Französischen Republik,
der Präsident der Italienischen Republik,
Ihre Königliche Hoheit die Großherzogin von Luxemburg,
Ihre Majestät die Königin der Niederlande.

In dem festen Willen, die Grundlagen für einen immer engeren Zusam-
menschluss der europäischen Völker zu schaffen,
Entschlossen, durch gemeinsames Handeln den wirtschaftlichen und
sozialen Fortschritt ihrer Länder zu sichern, indem sie die Europa tren-
nenden Schranken beseitigen,
In dem Vorsatz, die stetige Besserung der Lebens- und Beschäftigungs-
bedingungen ihrer Völker als wesentliches Ziel anzustreben,
In der Erkenntnis, dass zur Beseitigung der bestehenden Hindernisse ein
einverständliches Vorgehen erforderlich ist, um eine beständige Wirt-
schaftsausweitung, einen ausgewogenen Handelsverkehr und einen
redlichen Wettbewerb zu gewährleisten,
In dem Bestreben, ihre Volkswirtschaften zu einigen und deren harmo-
nische Entwicklung zu fördern, indem sie den Abstand zwischen einzel-
nen Gebieten und den Rückstand weniger begünstigter Gebiete verrin-
gern,
In dem Wunsch, durch eine gemeinsame Handelspolitik zur fortschrei-
tenden Beseitigung der Beschränkungen im zwischenstaatlichen Wirt-
schaftsverkehr beizutragen,
In der Absicht, die Verbundenheit Europas mit den überseeischen Län-
dern zu bekräftigen, und in dem Wunsch, entsprechend den Grundsät-
zen der Satzung der Vereinten Nationen den Wohlstand der überseei-
schen Länder zu fördern,
Entschlossen, durch diesen Zusammenschluss ihrer Wirtschaftskräfte
Frieden und Freiheit zu wahren und zu festigen, und mit der Aufforde-
rung an die anderen Völker Europas, die sich zu dem gleichen hohen
Ziel bekennen, sich diesen Bestrebungen anzuschließen, haben
beschlossen, eine Europäische Wirtschaftsgemeinschaft zu gründen; sie
haben zu diesem Zweck zu ihren Bevollmächtigten ernannt:

(es folgen die Namen)

EWG-VERTRAG, Bonn 1988, Seite 16



(Politisches Führungsorgan und Ver-
waltung als Vorläufer einer Euro-
päischen Regierung), der Ministerrat
(Vertretung der Regierungen der Mit-
gliedstaaten in Brüssel) und das
Europäische Parlament in Straßburg
geschaffen. Die europäische Volksver-
tretung, die zunächst nur aus Dele-
gierten der nationalen Parlamente
zusammengesetzt war, wird seit 1979
alle fünf Jahre von den europäischen

Bürgern direkt gewählt und errang
nach und nach immer mehr Gesetzge-
bungs- und Kontrollrechte. Damit
erfüllte die EG auch zunehmend den
Charakter einer überstaatlichen Orga-
nisation, die eigenes europäisches
Recht mit unmittelbarer Wirkung in
den Mitgliedstaaten setzte und damit
selbst Merkmale staatlicher Qualität
aufweist.
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Einheitliche Europäische
Akte

Sowohl bei der politischen als auch bei
der wirtschaftlichen Integration aber
kam die Gemeinschaft trotz zahlrei-
cher Initiativen wie dem Bericht des
belgischen Ministerpräsidenten Tinde-
mans oder der Genscher-Colombo-
Initiative kaum voran. Erst die Verwirk-
lichung der Einheitlichen Akte, mit der

Warum Europa?

„… Die positiven Gründe, das will ich gleich eingangs betonen, schließen wirtschaftliche Interessen ein, gehen
aber weit über sie hinaus. Sie lassen sich wie Perlen an einer Kette aufzählen: Europa ist eine Friedensgemein-
schaft, eine Freiheitsgemeinschaft, eine Gemeinschaft der Demokratien, eine Wirtschaftsgemeinschaft, eine Sta-
bilitätsgemeinschaft, eine Sicherheitsgemeinschaft. Alle diese Gemeinschaften ruhen auf dem Fundament eines
gemeinsamen geistigen Erbes. Dennoch fallen sie uns nicht von selbst in den Schoß. Sie sind wie unvollendete
Kathedralen, an denen unablässig weitergebaut werden muss.

Die Friedensgemeinschaft wurde vor 50 Jahren gegründet, als die in den westeuropäischen Nationen Überleben-
den des letzten Weltkrieges sich entschlossen, in Zukunft keine Kriege mehr gegeneinander zu führen, was ja
ursprünglich als das wichtigste Recht souveräner Staaten gegolten hatte. Diese Friedensgemeinschaft hatte ein
halbes Jahrhundert Bestand, weil sie zugleich eine Gemeinschaft der Freiheit und der Demokratie war.

50 Jahre westeuropäischer Geschichte sind ein eindrucksvolles Indiz für den schon von Immanuel Kant aufge-
stellten Zusammenhang zwischen Freiheit, Demokratie und Frieden. Ich füge aber hinzu: Niemand wird ernstlich
bestreiten können, daß Freiheit, Demokratie und Frieden auch Gründe für die Blüte der marktwirtschaftlichen
Gemeinschaft Westeuropas waren. Diese Blüte war ihrerseits Voraussetzung für soziale Stabilität und damit zum
Teil auch für die äußere Sicherheit der Region. Man stelle sich nur einmal den Ausgang des Kalten Krieges vor,
wenn es zu dieser Prosperität und sozialen Stabilität in Westeuropa nicht gekommen wäre. Dennoch, in ihrer
Beschränkung auf Westeuropa blieben die europäischen Gemeinschaften unvollendet.

1989 kam dann – fast 50 Jahre nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges – die zweite Chance. Ein neuer Krieg
war zu Ende gegangen, der Kalte Krieg. Die Osteuropäer standen nun vor der gleichen Wahl wie vor einem hal-
ben Jahrhundert die Westeuropäer. Sie haben nicht gezögert, sich zu entscheiden …

An den Westeuropäern ist es heute, die Entscheidung der Mittel- und Osteuropäer für Europa anzunehmen. Euro-
pa wird unvollendet bleiben, solange Hauptstädte wie Prag, Budapest und Warschau nicht dazugehören. Das ist
nicht nur eine Frage des gemeinsamen geistigen Erbes. Es ist insbesondere kein bloßer romantischer Traum. …

Um das zu erkennen, reicht ein ganz simpler Blick auf den Globus aus. Wenn sie es je gewesen sein sollte, heu-
te ist die Welt jedenfalls nicht mehr eurozentrisch angelegt. Das zeigt ein Blick auf das wirtschaftlich erstarkte
Südostasien, auf das politisch erstarkte China, auf den immer stärker werdenden indischen Subkontinent, auf Lat-
einamerika, auf die brodelnde Welt der islamischen und schwarzafrikanischen Staaten. Was uns dort begegnet,
sind weder nur neue Märkte noch nur neue Konkurrenten auf den Weltmärkten. Es sind zum Teil uralte Kulturen,
die dabei sind, zu neuem Bewußtsein und Selbstbewußtsein zu erwachen, und die weder unsere Vorstellungen
vom Verhältnis zwischen Mensch und Staat, noch zwischen Wirtschaft, Technik und Kultur, zwischen Geist und
Materie unbesehen übernehmen wollen. Die Meinungsverschiedenheiten um Demokratie und Menschenrechte
sind hier möglicherweise nur Vorboten sehr viel grundsätzlicherer unterschiedlicher Meinungen …“

Bundespräsident Roman Herzog, 7.11.1996
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zum ersten Mal die EG-Verträge
grundsätzlich reformiert wurden,

brachte die europäische Einigung
1987 wieder in Bewegung. 

Kern des Vorschlags von Kommis-
sionspräsident Delors war es, den
europäischen Binnenmarkt bis zum
Ende des Jahres 1992 zu verwirklichen.
Dieser Plan hätte wahrscheinlich das
gleiche unrühmliche Ende wie das sei-
ner Vorgänger in einer der vielen Brüs-
seler Schubladen gefunden, wenn
Delors den Beschluss in Form eines
konkreten Gesetzgebungsprogramms
nicht mit festen Umsetzungsfristen
verbunden hätte. Dieses ehrgeizige
Programm, das den freien Verkehr
ohne Grenzkontrollen für Personen,
Waren, Kapital und Dienstleistungen
garantieren sollte, wurde bis auf
wenige Punkte verwirklicht. Zugleich
beschloss die Gemeinschaft in allen
Fragen des Binnenmarktes mit weni-
gen Ausnahmen, vor allem in der
Steuergesetzgebung, künftig vom Ein-
stimmigkeitsprinzip zu Mehrheits-
entscheidungen überzugehen und
zugleich dem Europäischen Parlament
größere Mitwirkungsrechte an der
Gesetzgebung zu gewähren. Damit
war der Erfolg garantiert.

Unterzeichnung der EWG-Verträge, 1957 (Foto: Europäische Kommission)

Quelle: Globus-Kartendienst, Hamburg.



in der außenpolitischen Handlungs-
fähigkeit der Europäische Union ge-
nannten Gemeinschaft aufgedeckt.
Doch nicht nur nach außen ist die
Union auf Grund des immer noch vor-
herrschenden Einstimmigkeitsprinzips
viel zu oft blockiert. Auch intern ist die
EU der 15 Staaten mit Entscheidungs-
verfahren, die ursprünglich für sechs
Mitgliedsländer konstruiert war, an die
Grenze ihrer Handlungsmöglichkeiten
gestoßen. Da aber bis Mitte der 90er-
Jahre zwölf weitere Länder, vor allem
aus Mittel- und Osteuropa, ihre Auf-
nahmeanträge in Brüssel eingereicht
hatten, zeichnete sich eine Großorga-
nisation mit 25 und mehr Mitglieds-
ländern am Horizont ab. Um hierfür
intern die Weichen zu stellen und die
EU für das nächste Jahrhundert hand-
lungsfähig zu erhalten, verhandelten
die Staaten vom Frühjahr 1996 bis zum
Gipfel in Amsterdam im Juni 1997
intensiv über ein neues Vertragswerk,
das jedoch wiederum nur begrenzte
Fortschritte brachte. Vor allem die
Gesetzgebungsarbeit wurde verein-
facht, und das Europäische Parlament
erhielt erneut mehr Mitentscheidungs-
rechte. 

Die Osterweiterung rückt
näher

Da aber die Reformen der EU-Institu-
tionen, wie die angestrebte Verkleine-

rung der Kommission oder die Durch-
setzung von Mehrheitsbeschlüssen als
grundsätzliches Prinzip beschlossen
werden konnten, waren neue Ver-
tragsverhandlungen bereits absehbar.
Bis sich die Aufnahme der ersten
neuen Mitgliedsländer aus Osteuropa
konkretisierten würde, musste die 
EU ihre eigene Erweiterungsfähigkeit
durch entsprechende Reformen voll-
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Vertrag von Maastricht

Von den Fortschritten ermutigt, kamen
die Staats- und Regierungschefs im
Dezember 1989 in Straßburg überein,
durch eine einjährige Regierungskon-
ferenz nun endgültig den Aufbau der
Wirtschafts- und Währungsunion in
Angriff zu nehmen und die Europäi-
sche Gemeinschaft in eine Europäische
Union, die stärkeren politischen Cha-
rakter erhalten sollte, zu überführen.
Das Ergebnis waren die heftig disku-
tierten Maastrichter Verträge. Diese
sahen nicht nur einen Drei-Stufen-Plan
bis zur endgültigen Einführung der
Gemeinschaftswährung im Jahre 2002
vor, sondern auch die Ausweitung 
der Zuständigkeiten der künftigen
Europäischen Union auf dem Gebiet
einer gemeinsamen Außenpolitik und
der Innen- und Rechtspolitik. Der
gemeinsame Wirtschaftsraum sollte
um eine enge Zusammenarbeit von
Polizei und Justiz ergänzt werden und
die Union nach außen handlungsfähig
machen. Gerade von den Ländern
außerhalb Europas war immer wieder
kritisiert worden, dass die EG zwar
wirtschaftlich ein Riese, aber in ihrer
politischen Handlungsfähigkeit ein
Zwerg sei. Und nach dem Zusammen-
bruch der kommunistischen Herr-
schaftssysteme in Osteuropa war die
EG zur einzigen Organisation gewor-
den, die dauerhaft für Frieden und
Sicherheit auf dem europäischen Kon-
tinent sorgen konnte, wenn sie zur
Übernahme der außenpolitischen Ver-
antwortung bereit wäre. Aber schon
bei Vertragsabschluss war den Staats-
und Regierungschefs im Dezember
1991 in Maastricht bewusst, dass
ihnen in den politischen Fragen der
große Wurf noch nicht gelungen war. 

Regierungskonferenz 1996-
1997 und Vertrag von
Amsterdam

Da die Staats- und Regierungschefs
sich in vielen Bereichen nicht einigen
konnten, beschlossen sie bereits fünf
Jahre später (1996), eine neue Regie-
rungskonferenz einzuberufen, um die
Lücken auszufüllen. Und das war
nötig. Die Krisen und Kriege auf dem
Balkan oder in anderen Teilen Europas
hatten nämlich erneut die Schwächen

Einheitlich oder
mehrheitlich?

Die Frage, ob im Rat einstim-
mig oder mehrheitlich be-
schlossen werden muss oder
kann, ist von großer Bedeu-
tung.
Einstimmigkeit gibt einer-
seits jedem Mitgliedstaat die
Gewissheit, dass nichts ohne
oder gegen seinen Willen
geschieht. Sie gibt ihm ande-
rerseits aber auch die Mög-
lichkeit, unliebsame Entschei-
dungen, notwendige Kom-
promisse zu verhindern oder
zu verzögern.
Mehrheitsbeschlüsse dage-
gen erleichtern es, Entschei-
dungen zu treffen. Sie be-
schleunigen so den Integra-
tionsprozess. 



kursverhältnis untereinander und zum
Euro – noch für eine dreijährige Über-
gangszeit Zahlungsmittel sind.
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zogen haben. Nachdem bereits 1998
beschlossen worden war, mit sechs
Aufnahmekandidaten Beitrittsver-
handlungen zu beginnen, fiel auf dem
EU-Gipfel im Dezember 1999 in Hel-
sinki der Startschuss für die nächste
Regierungskonferenz. Ihre Arbeit soll
mit dem Vertrag von Nizza im Dezem-
ber 2000 abgeschlossen werden. 

Das Zeitalter des Euro hat
begonnen

Erfolgreich und genau im vorgesehe-
nen Zeitplan war die Union bei der Ver-
wirklichung der Wirtschafts- und
Währungsunion. Mit dem Beschluss,
die Europäische Währungsunion
(EWU) endgültig ab 1999 in elf Staa-
ten zu beginnen, erreichten die Staats-
und Regierungschefs am 3. Mai 1998
in Brüssel die nächste Stufe einer enge-
ren europäischen Integration (s. Kapi-
tel Die Europäische Währungsuni -
on ). 

Zugleich nominierten sie den nieder-
ländischen Nationalbankpräsidenten
Wim Duisenberg zum Präsidenten der
Europäischen Zentralbank der künfti-
gen Euro-Zone, die Belgien, Deutsch-
land, Finnland, Frankreich, Italien,
Irland, Luxemburg, Österreich, die Nie-
derlande, Portugal und Spanien um-
fassen sollte. Lediglich Griechenland,
das die Stabilitätskriterien nicht erfüllt
hatte, soll nun zum 1. Januar 2001 auf-
genommen werden. Dänemark, Groß-
britannien und Schweden traten noch
nicht bei, hielten sich die Option für
eine spätere Teilnahme aber offen. Am
1. Januar 1999 war es dann so weit,
der Euro wurde zur gemeinsamen
Währung der elf Staaten, auch wenn
die alten Währungen – nun in einem
endgültig festgeschriebenen Wechsel-

Nachgefragt:

1. Erläutern Sie die Motive und Ziele,
die zur Gründung von Europarat
und EWG führten.

2. Welche Rolle spielt heute der Euro-
parat und welche Chancen haben
seine Beschlüsse?

3. Robert Schuman hatte eine Vor-
stellung von der grundlegenden
Basis einer europäischen Zusam-
menarbeit der Staaten Europas.
Erläutern Sie diese mit Ihren Wor-
ten.

4. Erklären Sie mit Hilfe des Schaubil-
des das allmähliche Entstehen der
heutigen Union. Notieren Sie Stich-
worte zu der Bedeutung der Kon-
ferenzen von Maastricht und
Amsterdam.

5. Inwiefern kann man sagen, dass
mit der Einführung des EURO der
Prozess der europäischen Einigung
fast unumkehrbar geworden ist?
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Einheitliche
Europäische Akte

– unterzeichnet von den
Bevollmächtigten der

EG-Staaten am 17.2.1986
bzw. am 28.2.1986 –

Auszug:

Artikel 1

Die Europäischen Gemeinschaf-
ten und die Europäische Politi-
sche Zusammenarbeit verfol-
gen das Ziel, gemeinsam zu
konkreten Fortschritten auf
dem Wege zur Europäischen
Union beizutragen.

Artikel 13

Der EWG-Vertrag wird durch
folgende Bestimmung ergänzt:
Die Gemeinschaft trifft die
erforderlichen Maßnahmen,
um bis zum 31. Dezember 1992
… den Binnenmarkt schrittwei-
se zu verwirklichen.
Der Binnenmarkt umfasst einen
Raum ohne Binnengrenzen, in
dem der freie Verkehr von
Waren, Personen, Dienstlei-
stungen und Kapital gemäß den
Bestimmungen dieses Vertrages
gewährleistet ist.

E U R O PA - A R C H I V, 1986 Bonn, S. D
164 und D 168. 
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Nach dem Zusammenbruch der kom-
munistischen Herrschaftssysteme in
Mittel- und Osteuropa stand für alle
Beteiligten in der EU die Verpflichtung
außer Frage, dass sich die Europäische
Union mittelfristig auch für die Auf-
nahme dieser Länder würde öffnen
müssen. Genauso unbestritten war
auch, dass die Union diese Länder auf
dem Weg zu einer EU-Mitgliedschaft
wirtschaftlich würde unterstützen
müssen. 

Entsprechend den Fortschritten im
internen Reformprozess der mittel- und
osteuropäischen (MOE) Staaten von 
der kommunistischen Verwaltungs-
wirtschaft hin zu Demokratie und
Marktwirtschaft wurden mit ihnen
detaillierte Handels- und Kooperations-
abkommen, die sogenannten Europa-
Verträge abgeschlossen. Die MOE-
Staaten erhielten in einem zusätzlichen
politischen Teil einerseits die Perspek-
tive auf eine Vollmitgliedschaft zugesi-
chert, andererseits wurden ihnen erste
Auflagen zum Wohlverhalten im Nach-
barschaftsverhältnis und gegenüber
Minderheiten gemacht.

Da die grundsätzliche Offenheit der EU
für die Aufnahme weiterer Staaten, die
sich zu den gleichen Werten und Zie-
len bekennen, schon Bestandteil der
Römischen Verträge aus dem Jahr
1957 war, hatte folgerichtig auch die
Türkei beim Abschluss ihres Assozia-
tionsvertrages 1964 mit der damaligen
EWG die Perspektive einer Vollmit-
gliedschaft zugebilligt bekommen. Als
Ankara 1987 dieses Versprechen durch
seinen offiziellen Antrag auf Mitglied-
schaft einzulösen versuchte und ähn-
liche Gesuche Anfang der 90er-Jahre
aus Mittel- und Osteuropa eingingen,
geriet die EU unter Zugzwang, kon-
krete Bedingungen und Verfahren
festzulegen, um nicht selbst überfor-
dert zu werden. 

Noch mitten in der Erweiterungsrunde
mit Österreich, Schweden und Finn-
land, formulierten die Staats- und
Regierungschefs auf ihrem Gipfel
1993 in Kopenhagen eine Einladung
an die bereits durch Europaverträge
assoziierten Länder Mittel- und Osteu-

ropas zu einer Mitgliedschaft, und
nannten dafür auch Bedingungen, von
denen zumindest einige Regierung-
schefs glaubten, dass die Türkei sie auf
absehbare Zeit nicht würde erfüllen
können.

Die Regeln der Erweiterung

Der Beitritt könne erfolgen, sobald ein
Land in der Lage sei, die erforderlichen
wirtschaftlichen und politischen Be-
dingungen zu erfüllen, heißt es in dem
Beschluss. War diese Aussage noch auf
die Übernahme der innerhalb der EU
erreichten internen Gesetzgebung ge-
münzt, so folgen dann konkrete Bedin-
gungen, die seitdem als Kopenha -
gener Kriterien bezeichnet werden. 

Nachdem auf dieser Grundlage bis
Mitte 1996 zehn Aufnahmeanträge
aus Osteuropa zusätzlich zu den aus
der Türkei, Zypern und Malta einge-
gangen waren, einigten sich die
Staats- und Regierungschefs im Juni
1996 in Florenz darauf, dass die Kom-
mission zu den einzelnen Anträgen
Stellungnahmen erarbeiten sollte, auf
deren Grundlage sechs Monate nach
Abschluss der Regierungskonferenz
die erste Verhandlungsrunde begin-
nen könne. Die Stellungnahmen soll-
ten eine ausführliche Analyse der poli-
tischen und der wirtschaftlichen Lage
jedes Beitrittskandidaten sowie eine
Untersuchung seiner Fähigkeit enthal-
ten, die Rechtsvorschriften der EU in
allen Bereichen zu übernehmen und
umzusetzen und Hinweise auf even-
tuell auftretende Probleme bei den
Verhandlungen geben. 

Neben eigenen Untersuchungen und
Erfahrungen bei der Umsetzung der
Europaabkommen stützte sich die
Kommission bei der Ausarbeitung die-
ser Stellungnahmen vor allem auf
Angaben der Beitrittskandidaten, die
diese in einem Fragebogen zu allen
Bereichen der Unionspolitik gemacht
hatten. Zur Reform des Rechtssystems
sowie zum Schutz der Menschen- und
Minderheitenrechte wurden aber
auch Berichte über die Monitoringver-
fahren des Europarats herangezogen,
ebenso wie auch Unterlagen anderer
Organisationen, beispielsweise der
Weltbank. 

Die kleine Erweiterungs-
runde und der Eklat mit der
Türkei

Als Ergebnis dieser Untersuchungen
wurde auf Empfehlung der Kommis-
sion Ende 1997 in Luxemburg die
Eröffnung der Beitrittsverhandlungen
mit Estland, Polen, Tschechien,
Ungarn, Slowenien und Zypern für
März 1998 beschlossen. Um den übri-
gen Bewerbern nicht das Gefühl zu
geben, abgehängt worden zu sein,
wurde eine zweite allgemeine Ver-
handlungsrunde mit Bulgarien, Lett-
land, Litauen, der Slowakei und Rumä-

2  Agenda 2000 – Vertiefung und Erweiterung der EU 

1. Das Beitrittsland muss als
Voraussetzung für die Mit-
gliedschaft eine institutionel-
le Stabilität als Garantie für
seine demokratische und
rechtsstaatliche Ordnung
vorweisen können. 

2. Das Beitrittsland muss die
Wahrung der Menschen-
rechte sowie den Schutz von
Minderheiten verwirklicht
haben und über eine funk-
tionsfähige Marktwirtschaft
verfügen, verbunden mit der
Fähigkeit, dem Wettbe-
werbsdruck innerhalb der
Union Stand zu halten. 

3. Das Beitrittsland muss sich
die Ziele einer Politischen
Union sowie der Wirtschafts-
und Währungsunion zu
Eigen gemacht haben. 

4. Mit dem Hinweis, dass die EU
mit der Aufnahme neuer
Mitglieder ihre Fähigkeiten
zur Fortführung der Integra-
tion nicht verlieren dürfe,
werden die neuen Beitritts-
länder bereits auf Verände-
rungen der Institutionen und
ihrer Arbeitsweisen vorberei-
tet, die im Rahmen nachfolg-
dender Verträge geschaffen
werden sollen.
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nien eingerichtet, um sie in den Bei-
trittsprozess zu integrieren. 

Parallel dazu wurde eine Europakon -
ferenz eingerichtet, an der alle assozi-
ierten und beitrittswilligen Länder
einschließlich der Türkei teilnehmen
sollten, um Fragen einer immer enge-
ren Verflechtung beispielsweise im
Bereich des Umweltschutzes oder der
Bekämpfung der organisierten Krimi-
nalität zu besprechen. Als Teilnahme-
bedingungen für die Konferenz wur-
den die Unversehrtheit und Unverletz-
lichkeit der Außengrenzen sowie die
Grundsätze des Völkerrechts sowie die
Verpflichtung beschlossen, Streitigkei-
ten mit friedlichen Mitteln, insbeson-
dere auf gerichtlichem Wege über den
internationalen Gerichtshof in Den
Haag beizulegen. 

Ausdrücklich auf die Türkei einge-
hend, kündigten die Regierungschefs
an, eine Strategie zur Vorbereitung der
Türkei auf den Beitritt festzulegen,
obwohl die politischen und wirtschaft-
lichen Voraussetzungen dazu nicht
gegeben seien. Ankara wurde daran
erinnert, dass die beiderseitigen Be-
ziehungen von den politischen und
wirtschaftlichen Reformen abhingen,
insbesondere von der Achtung der
Menschenrechte, dem Schutz von
Minderheiten, und der Herstellung sta-
biler Beziehungen mit Griechenland.
Außerdem solle Ankara Verhandlun-
gen unter Federführung der Vereinten
Nationen im Hinblick auf eine politi-
sche Lösung der Zypern-Frage zustim-
men.

Diese Herabstufung zu einem Kandi-
daten dritter Klasse, zudem noch mit
Sonderbedingungen, verbunden mit
der Begründung durch den damaligen
EU-Ratsvorsitzenden Jean-Claude
Juncker: „Mit Folterern können wir uns
doch nicht an den Verhandlungstisch
setzen“wurde in Ankara als nicht hin-
nehmbare Demütigung empfunden.
Die Einladungen zu den Europakonfe-
renzen auf Ministerebene lehnte die
Türkei schroff ab, und zwischen Brüs-
sel und Ankara herrschte in der Folge-
zeit nahezu Funkstille. Weniger die ver-
haltenen Drohungen von türkischen
Politikern, das Land könne sich außen-
politisch auch anders orientieren, noch
der enorme Druck der USA auf die EU,
den strategisch wichtigen Nato-Part-
ner Türkei nicht vor den Kopf zu
stoßen, brachte ein Ende der Eiszeit in
den Beziehungen zwischen Brüssel
und Ankara, als vielmehr die loyale
Unterstützung von EU und Nato durch
die Türkei im Kosovo-Krieg. Vor allem
als Anerkennung für die Zuverlässig-
keit als Bündnispartner wurde der Tür-
kei deshalb Ende 1999 doch noch der
offizielle Status eines Beitrittskandida-
ten zugebilligt.

Nach der alten Maxime, dass wirkliche
Erfolge umso eher zu erreichen sind, je
höher der politische Druck von außen
wird, machte sich die Union erst im
März 1999 auf einem Sondergipfel in
Berlin daran, die EU-internen sachpoli-
tischen Voraussetzungen zur Aufnah-
me neuer Mitglieder aus Mittel- und
Osteuropa zu schaffen. Denn das
Drängen der Beitrittskandidaten, die
große Anstrengungen zur Erfüllung
der Voraussetzungen gemacht hatten,
wurde immer heftiger. Wenn auch bei
dem Gipfel einige Abstriche gegen-
über den Kommissionsvorschlägen ge-
macht werden mussten, gelang es mit
der Einigung auf das Reformpaket der
Agenda 2000 doch, den großen Rah-
men für eine erweiterte Gemeinschaft
abzustecken. 

2  Agenda 2000 – Vertiefung und Erweiterung der EU 

P roteste in Ankara gegen Gerichtsver f a h r en und Todesstrafe (Foto: dpa)
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Agenda 2000

Das mit dem wenig aussagekräftigen
Begriff „Agenda 2000“ bezeichnete
Reformpaket besteht aus drei Teilen: 

Die bisher gültige Agrarpolitik der EU
würde nämlich bei ihrer Übertragung
auf die osteuropäischen Länder zu
einem unkontrollierten Ausufern der
EU-Finanzen führen. Um dies zu ver-
hindern, hat die Brüsseler Kommission
Vorschläge ausgearbeitet, die nur zu
Mehrkosten von vier Milliarden Euro
jährlich führen sollen. 

Da in den Mitgliedstaaten einerseits
die Kassen leer waren, andererseits die
Länder sich bemühten, ihre erdrücken-
de Staatsverschuldung abzubauen,
wollten auch die Staats- und Regie-
rungschefs weiterhin den Deckel über
den EU-Finanzen dichthalten. Das aber
bedeutete für alle letztlich einen
gewissen Verzicht auf Gelder, die sie
bisher aus Brüssel an Fördermitteln
zurückerhalten hatten. Denn wenn in
den nächsten Jahren Polen, Ungarn,
Tschechien und weitere Länder Mit-
glied in der EU werden, muss ein Groß-
teil der Strukturfördermittel in diese
viel ärmeren Länder fließen. Schließlich
war und ist die EU eine Solidarge-
meinschaft, deren Ziel es ist, überall
annähernd vergleichbare Lebensbe-
dingungen zu schaffen.

Der in Berlin erreichte Kompromiss
sieht Ausgaben für eine Sieben-Jah-
res-Periode in Höhe von 690 Milliarden
Euro vor, das sind fast 1,4 Billionen
Mark. Mit der Verschiebung von Teilen
der Agrarreform wird der Anteil der
Agrarausgaben am EU-Haushalt wie-
der auf etwa 50 Prozent ansteigen.
Somit fallen die Kosten der Reform erst
an, wenn das Programm Ende 2006
schon abgelaufen ist. Dann aber in
voller Höhe.

Bei der Strukturpolitik, die etwa 25
Prozent des EU-Haushalts verschlingt,
soll die Förderung der Strukturent-
wicklung benachteiligter Regionen

noch stärker auf die wirklich bedürfti-
gen Gebiete konzentriert werden.
Dazu gehören Gebiete, in denen die
Wirtschaftsleistung um mehr als ein
Viertel unter dem EU-Durchschnitt
liegt oder in denen überdurchschnitt-
lich hohe Arbeitslosigkeit herrscht.
Dazu zählen auch weiterhin die neuen
Bundesländer. Ferner sollen die Mittel
des so genannten Kohäsionsfonds
gekürzt werden, mit dem Spanien,
Portugal, Irland und Griechenland
unterstützt wurden, um die Teilnahme
an der Währungsunion erreichen zu
können. In dieser Frage besteht ein
deutlicher Interessengegensatz zwi-
schen den Geberländern des Nordens
und den südlichen Empfängerländern
unter Anführung von Spanien. 

Auf Vorschlag der Kommission sollten
hier 49 Milliarden Euro in den folgen-
den sechs Jahren eingespart werden.
„Völlig ausgeschlossen“ hieß es dazu
vorher aus Madrid, und tatsächlich
hatte Spaniens Regierungschef José-
Maria Aznar ein Scheitern des Gipfels
provoziert. So bekam er schließlich zu
den vorgesehenen 15 Milliarden Euro
drei weitere zugestanden. Angesichts
eines Gesamtvolumens der Agenda sei
eine Überschreitung der Vorgaben um
diesen Betrag wohl „verzeihlich“,
beugte Bundeskanzler Schröder mög-
licher Kritik an zu großer Freizügigkeit
vor.

Gleiche Chancen für alle
Kandidaten 

Nachdem so die finanziellen Grund-
lagen vorbereitet waren, beschlossen
die Staats- und Regierungschefs der
EU bei ihrem Treffen in Helsinki im
Dezember 1999 die umfassendste
Erweiterung in ihrer fünfzigjährigen
Geschichte. Sie kamen überein, neben
den bisherigen sechs Kandidaten auch
mit Lettland, Litauen, der Slowakei,
Rumänien, Bulgarien sowie Malta
umgehend Aufnahmeverhandlungen
zu beginnen. Zu dem Kreis der Bei-
trittskandidaten sollte ab sofort auch
die Türkei gehören. Jedes Land werde
mit diesem Beschluss den Termin
seines EU-Beitritts von nun an ent-
sprechend seinen Fähigkeiten und
Anstrengungen, die Beitrittsvorausset-
zungen zu erfüllen, selbst bestimmen
können. Deshalb werde sich die Türkei
auch noch länger als andere gedulden
müssen, bis mit ihr Beitrittsverhand-
lungen geführt würden, hieß es an-
schließend in den Pressekonferenzen. 
Vor allem die dortige Situation bei
Menschen- und Minderheitenrechten
genügten den in Kopenhagen festge-
legten Kriterien noch nicht.

Den Grundstein zur Wende in den
Beziehungen zur Türkei hatte die finni-
sche Ratspräsidentschaft in einem mit
Athen abgestimmten Vorschlag gelegt: 

2  Agenda 2000 – Vertiefung und Erweiterung der EU 

1. Festlegung neuer Finanzie-
rungsregeln der Union 

2. Reform der Agrarpolitik 
3. Strukturförderung
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Nachdem in Helsinki nach außen die
Weichen für die Ausdehnung ge-
stellt wurden, blieb der Union nur 
noch die schwierige Aufgabe, ihre
eigenen Voraussetzungen zur Erweite-
rung zu schaffen. Dazu bekamen die
Kandidaten in Helsinki einen Hinweis:
Die EU will ihre interne Reform so ab-

schließen, dass sie Ende 2002 „auf-
nahmebereit“ ist. Doch wie weit diese
Reformen gehen sollen, darüber wird
im Laufe des Jahres 2000 im Rahmen
der Regierungskonferenz beraten. 

Auf dem Weg zu neuer
Größe muss die EU erst noch
ihre Reformfähigkeit unter
Beweis stellen

Das traditionelle Familienfoto der Teil-
nehmer beim EU-Gipfel in Helsinki
machte anschaulicher als die verab-
schiedete Schlusserklärung, mit wel-
chen Zielen die Europäische Union das
neue Jahrtausend ansteuert. Die 15
Staats- und Regierungschefs der EU
demonstrierten zusammen mit den
Ministerpräsidenten der 13 Beitritts-
kandidaten die Weichenstellung für
einen Vorstoß der EU in neue Dimen-
sionen ihrer geographischen Ausdeh-
nung. Diese soll verbunden sein mit
dem gleichzeitigen Zuwachs an politi-
scher und erstmals auch militärischer
Durchsetzungskraft. 

In einer feierlichen Millenniums-Er -
klärung kündigte die Gipfelrunde
selbstbewusst den wachsenden EU-
Anspruch auf mehr globale Verant-
wortung für das Wohlergehen der
Menschen, die Verhütung von Konflik-
ten und die Sicherung des Friedens an.
Kernstück dieser Zuversicht ist die
geplante Verwirklichung der gemein-
samen EU-Sicherheits- und Verteidi-

gungspolitik (GASP). Dazu gehört der
Beschluss, bis zum Jahr 2003 eine
eigenständige EU-Eingreiftruppe von
60.000 Mann aufzubauen (s. Kapitel
Gemeinsame Außen- und Sicher -
heitspolitik ). 

Erst die brutale Offenlegung der
Unfähigkeit der Europäer zu eigenem
Handeln im Kosovo-Krieg machte die
Helsinki-Ergebnisse möglich. Als ver-
tragliche Grundlage wird dazu die
Westeuropäische Union (WEU), der
europäische Pfeiler der Nato, bis Ende
2000 in die EU integriert werden.
Deren Zuständigkeit umfasst unter
dem Begriff Petersberger Aufgaben
sowohl humanitäre Hilfsaktionen und
Rettungseinsätze als auch friedens-
sichernde oder friedenserhaltende
Kampfeinsätze.

Noch erstaunlicher als diese über-
raschenden Beschlüsse selbst ist die
Festlegung von engen Fristen zu ihrer
Umsetzung. In dem Maß, in dem sich
die Beziehungen zwischen Russland
und der EU in Folge der Kriege im
Kosovo und in Tschetschenien ver-
schlechterten, sah sich die EU unter
Druck, den wachsenden Stabilitätsver-
lust auf dem alten Kontinent ausglei-
chen zu müssen. Deshalb möchte sie
die Beitrittsverhandlungen mit den am
weitesten fortgeschrittenen Kandida-
tenländern schnell zum Abschluss
bringen. 

Nachgefragt:

1. Erläutern Sie die Beitrittskriterien
für die mittel- und osteuropäischen
Staaten und nehmen Sie zu diesen
Kriterien in Bezug auf die Türkei
Stellung.

2. Die „Agenda 2000“ will den Weg
zu der Erweiterung der EU ebnen.
Welche Maßnahmen sind vorgese-
hen?

3. Sammeln Sie aus den Medien und
dem Internet aktuelle Informatio-
nen über den Stand der Beitritts-
verhandlungen.

G i p f e l t re f fen der Staats- und Regierungschefs der EU in Helsinki am 10. und 11. Dezember 1999 
(Foto: Europäische Kommission)

1. Im Streit um den Festlands-
sockel in der Ägäis – Grie-
chenland will einen Hoheits-
Bereich von zwölf Seemeilen
durchsetzen, während die
Türkei nur je sechs zugesteht
– sollen sich die Kontrahen-
ten bis 2004 bilateral eini-
gen oder sich anschließend
einem Urteil des Internatio-
nalen Gerichtshofs unter-
werfen. Ausgebrochen war
der Streit, nachdem auf der
Insel Thassos 1973 Erdöl
gefunden worden war. 

2. In der Zypernfrage stellt die
EU in der Gipfelerklärung
zwar weiterhin fest, dass
eine Überwindung der Tei-
lung des Landes den Beitritt
Zyperns erleichtern würde,
dass beim Ausbleiben einer
Lösung aber der griechische
Teil der Insel dennoch Mit-
glied werden kann. 

3. Es soll ein Fahrplan dieses
Annäherungsprozesses zwi-
schen der Türkei und Grie-
chenland festgelegt werden.
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der europäischen Integration

Fast auf den Tag vor 50 Jahren stellte Robert Schuman seine Vision einer „Europäischen Föderation“ zur Bewah-
rung des Friedens vor. Hiermit begann eine völlig neue Ära in der europäischen Geschichte. Die europäische Inte-
gration war die Antwort auf Jahrhunderte eines prekären Gleichgewichts der Mächte auf diesem Kontinent, das
immer wieder in verheerende Hegemonialkriege umschlug, die in den beiden Weltkriegen zwischen 1914 und
1945 kulminierten.

Der Kern des Europagedankens nach 1945 war und ist deshalb die Absage an das Prinzip der balance of power,
des europäischen Gleichgewichtssystems und des Hegemonialstrebens einzelner Staaten, wie es nach dem West-
fälischen Frieden von 1648 entstanden war, durch eine enge Verflechtung ihrer vitalen Interessen und die Über-
tragung nationalstaatlicher Souveränitätsrechte an supranationale europäische Institutionen. 

Ein halbes Jahrhundert später ist Europa, der europäische Einigungsprozess für alle beteiligten Staaten und Völ-
ker die wohl wichtigste politische Herausforderung, da sein Erfolg oder Scheitern oder auch nur die Stagnation
dieses Einigungsprozesses für die Zukunft von uns allen, vor allem aber für die Zukunft der jungen Generation
von überragender Bedeutung sein wird. Und eben dieser europäische Einigungsprozess ist gegenwärtig bei vie-
len Menschen ins Gerede gekommen, gilt als eine bürokratische Veranstaltung einer seelen- und gesichtslosen
Eurokratie in Brüssel und bestenfalls als langweilig, schlimmstenfalls aber als gefährlich... 

Was vor uns liegt, wird alles andere als einfach werden und unsere ganze Kraft erfordern, denn wir werden in der
nächsten Dekade die Ost- und Südosterweiterung der EU zu wesentlichen Teilen zuwege bringen müssen, die
letztlich zu einer faktischen Verdoppelung der Mitgliederzahl führen wird. Und gleichzeitig, um diese historische
Herausforderung bewältigen und die neuen Mitgliedstaaten integrieren zu können, ohne dabei die Handlungs-
fähigkeit der EU substantiell infrage zu stellen, müssen wir den letzten Baustein in das Gebäude der europäischen
Integration einfügen, nämlich die politische Integration. 

Die Notwendigkeit, diese beiden Prozesse parallel zu organisieren, ist die wohl größte Herausforderung, vor der
die Union seit ihrer Gründung jemals gestanden hat... 

Meine Damen und Herren,

zwei historische Entscheidungen haben das Schicksal Europas zur Mitte des letzten Jahrhunderts grundsätzlich
zum Besseren gewendet: Erstens, die Entscheidung der USA, in Europa zu bleiben.  Und zweitens, das Setzen von
Frankreich und Deutschland auf das Prinzip der Integration, beginnend mit der wirtschaftlichen Verflechtung.

Mit der Idee der europäischen Integration und mit ihrer Umsetzung entstand nicht nur eine völlig neue Ordnung
in Europa, genauer: in Westeuropa, sondern die europäische Geschichte kehrte sich in ihrem Verlauf fundamen-
tal um. Vergleichen Sie einmal die europäische Geschichte der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts mit dessen zwei-
ten fünf Jahrzehnten, und Sie werden sofort verstehen, was ich meine. Gerade die deutsche Perspektive ist dabei
besonders lehrreich, denn sie macht klar, was unser Land der Idee der europäischen Integration und ihrer Umset-
zung tatsächlich zu verdanken hat! 

Dieses fast revolutionär zu nennende neue Prinzip des europäischen Staatensystems ging von Frankreich und sei-
nen großen Staatsmännern Robert Schuman und Jean Monnet aus. Seine schrittweise Verwirklichung von der
Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl bis zur Schaffung des Binnenmarkts und der
gemeinsamen Währung beruhte in allen Stadien seiner Entwicklung zentral auf der deutsch-französischen Inter-
essenallianz. Diese war allerdings niemals exklusiv, sondern für andere europäische Staaten immer offen, und so
sollte es bis zum Erreichen der Finalität auch bleiben. 

Die europäische Integration hat sich als phänomenal erfolgreich erwiesen. Das Ganze hatte nur einen entschei-
denden Mangel, der durch die Geschichte erzwungen war. Es war nicht das ganze Europa, sondern ausschließ-
lich dessen freier Teil im Westen. Die Teilung Europas ging fünf Jahrzehnte mitten durch Deutsch-
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land und Berlin hindurch, und östlich von Mauer und Stacheldraht wartete ein unverzichtbarer Teil Europas, ohne
den die europäische Integrationsidee niemals vollendet werden konnte, auf seine Chance zur Teilnahme am
europäischen Einigungsprozess. Diese kam dann mit dem Ende der europäischen und deutschen Teilung 1989/90.

Robert Schuman hat dies bereits 1963 mit äußerster Klarheit gesehen: „Wir müssen das geeinte Europa nicht nur
im Interesse der freien Völker errichten, sondern auch, um die Völker Osteuropas in diese Gemeinschaft aufneh-
men zu können, wenn sie, von den Zwängen, unter denen sie leiden, befreit, um ihren Beitritt und unsere mora-
lische Unterstützung nachsuchen werden. Wir schulden ihnen das Vorbild des einigen, brüderlichen Europa. Jeder
Schritt, den wir auf diesem Wege zurücklegen, wird für sie eine neue Chance darstellen. Sie brauchen unsere Hil-
fe bei der Umstellung, die sie zu bewerkstelligen haben. Unsere Pflicht ist es, bereit zu sein.“

Nach dem Zusammenbruch des Sowjetimperiums musste sich die EU nach Osten öffnen, sonst hätte sich die Idee
der europäischen Integration selbst ausgehöhlt und letztlich zerstört. Warum? Ein Blick nach dem ehemaligen
Jugoslawien zeigt uns die Konsequenzen, auch wenn sie nicht immer und überall zu ähnlich extremen Entwick-
lungen geführt hätten. Eine auf Westeuropa beschränkte EU hätte es dauerhaft mit einem gespaltenen Staaten-
system in Europa zu tun gehabt: in Westeuropa die Integration, in Osteuropa das alte Gleichgewichtssystem mit
seiner anhaltend nationalen Orientierung, Koalitionszwängen, klassischer Interessenpolitik und der permanenten
Gefahr nationalistischer Ideologien und Konfrontationen. Ein gespaltenes europäisches Staatensystem ohne über-
wölbende Ordnung würde Europa dauerhaft zu einem Kontinent der Unsicherheit machen, und auf mittlere Sicht
würden sich diese traditionellen Konfliktlinien von Osteuropa auch wieder in die EU hinein übertragen. Gerade
Deutschland wäre dabei der große Verlierer. Auch die geopolitischen Realitäten ließen nach 1989 keine ernsthafte
Alternative zur Osterweiterung der europäischen Institutionen zu, und dies gilt erst recht im Zeitalter der Globa-
lisierung... 

Die Handlungsfähigkeit Europas. 

Die Institutionen der EU wurden für 6 Mitgliedstaaten geschaffen. Sie funktionieren mit Mühe noch zu 15. So
wichtig der erste Reformschritt mit seiner verstärkten Mehrheitsentscheidung bei der vor uns liegenden Regie-
rungskonferenz auch für den Beginn der Erweiterung ist, so wird er langfristig für die Erweiterung insgesamt allein
nicht ausreichen. Die Gefahr besteht dann, dass eine Erweiterung auf 27–30 Mitglieder die Absorptionsfähigkeit
der EU mit ihren alten Institutionen und Mechanismen überfordern wird, und dass es zu schweren Krisen kom-
men kann. Aber diese Gefahr spricht, wohlgemerkt, nicht gegen die schnellstmögliche Erweiterung, sondern viel-
mehr für eine entschlossene und angemessene Reform der Institutionen, damit die Handlungsfähigkeit auch unter
den Bedingungen der Erweiterung erhalten bleibt. Erosion oder Integration lautet deshalb die Konsequenz aus
der unabweisbaren Erweiterung der EU...

Die Vollendung der europäischen Integration lässt sich erfolgreich nur denken, wenn dies auf der Grundlage einer
Souveränitätsteilung von Europa und Nationalstaat geschieht. Genau dieses Faktum aber steckt hinter dem Begriff
der „Subsidiarität“, der gegenwärtig allenthalben diskutiert und von kaum jemandem verstanden wird. 

Was hat man sich nun unter dem Begriff der „Souveränitätsteilung“ vorzustellen? Wie gesagt, Europa wird nicht
in einem leeren politischen Raum entstehen, und ein weiteres Faktum unserer europäischen Realität sind deshalb
die unterschiedlichen politischen Nationalkulturen und deren demokratische Öffentlichkeiten, getrennt zudem
noch durch die allfälligen Sprachgrenzen. Ein europäisches Parlament muss deswegen immer ein Doppeltes reprä-
sentieren: ein Europa der Nationalstaaten und ein Europa der Bürger. Dies wird sich nur machen lassen, wenn die-
ses europäische Parlament die unterschiedlichen nationalen politischen Eliten und dann auch die unterschiedli-
chen nationalen Öffentlichkeiten tatsächlich zusammenführt. 

Dies lässt sich meines Erachtens erreichen, wenn dieses europäische Parlament über zwei Kammern verfügt, wobei
eine Kammer durch gewählte Abgeordnete besetzt wird, die zugleich Mitglieder der Nationalparlamente sind. So
wird es keinen Gegensatz zwischen nationalen Parlamenten und europäischem Parlament, zwischen National-
staat und Europa geben. Bei der zweiten Kammer wird man sich zwischen einem Senatsmodell mit direktge-
wählten Senatoren der Mitgliedstaaten oder einer Staatenkammer analog unseres Bundesrates zu entscheiden
haben. In den USA wählen alle Staaten zwei Senatoren, in unserem Bundesrat hingegen gibt es eine unter-
schiedliche Stimmenzahl.
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Ebenso stellen sich für die europäische Exekutive, die europäische Regierung, zwei Optionen. Entweder entscheidet
man sich für die Fortentwicklung des Europäischen Rats zu einer europäischen Regierung, d.h. die europäische
Regierung wird aus den nationalen Regierungen heraus gebildet, oder man geht, ausgehend von der heutigen
Kommissionsstruktur, zur Direktwahl eines Präsidenten mit weitgehenden exekutiven Befugnissen über. Man kann
sich hier aber auch verschiedene Zwischenformen dazu denken. 

Nun wird es den Einwand geben, dass Europa ja bereits heute viel zu kompliziert und für die Unionsbürger viel
zu undurchschaubar geworden sei, und nun wolle man es noch komplizierter machen. Aber genau das Gegen-
teil wird hier intendiert. Die Souveränitätsteilung von Föderation und Nationalstaaten setzt einen Verfassungs-
vertrag voraus, der festlegt, was europäisch und was weiterhin national geregelt werden soll. Die Vielzahl von
Regelungen auf EU-Ebene sind mit das Ergebnis der induktiven Vergemeinschaftung nach der Methode Monnet
und Ausdruck zwischenstaatlicher Kompromisse im heutigen Staatenverbund EU. Die klare Zuständigkeitsrege-
lung zwischen Föderation und Nationalstaaten in einem europäischen Verfassungsvertrag sollte die Kernsouver-
änitäten und nur das unbedingt notwendig europäisch zu Regelnde der Föderation übertragen, der Rest aber blie-
be nationalstaatliche Regelungskompetenz. Dies wäre eine schlanke und zugleich handlungsfähige Europäische
Föderation, voll souverän und doch auf selbstbewussten Nationalstaaten als Glieder dieser Föderation beruhend.
Zudem wäre dies auch eine Föderation, die von den Bürgern durchschaut und verstanden würde, weil sie ihr
Demokratiedefizit überwunden hätte.

Dies alles wird aber nicht die Abschaffung des Nationalstaates bedeuten. Denn auch für das finale Föderations-
subjekt wird der Nationalstaat mit seinen kulturellen und demokratischen Traditionen unersetzlich sein, um eine
von den Menschen in vollem Umfang akzeptierte Bürger- und Staatenunion zu legitimieren. Dies sage ich gera-
de mit Blick auf unsere Freunde in Großbritannien, denn ich weiß, dass der Begriff „Föderation“ für viele Briten
ein Reizwort ist. Aber mir fällt bis heute kein anderer Begriff ein. Es soll hier niemand gereizt werden. 

Auch in der europäischen Finalität werden wir also noch Briten und Deutsche, Franzosen und Polen sein. Die Natio-
nalstaaten werden fortexistieren und auf europäischer Ebene eine wesentlich stärkere Rolle behalten als dies die
Bundesländer in Deutschland tun. Und das Prinzip der Subsidiarität wird in einer solchen Föderation künftig Ver-
fassungsrang haben. 

Diese drei Reformen: die Lösung des Demokratieproblems sowie das Erfordernis einer grundlegenden Neuord-
nung der Kompetenzen sowohl horizontal, d.h. zwischen den europäischen Institutionen, als auch vertikal, also
zwischen Europa, Nationalstaat und Regionen, wird nur durch eine konstitutionelle Neugründung Europas gelin-
gen können, also durch die Realisierung des Projekts einer europäischen Verfassung, deren Kern die Verankerung
der Grund-, Menschen- und Bürgerrechte, einer gleichgewichtigen Gewaltenteilung zwischen den europäischen
Institutionen und einer präzisen Abgrenzung zwischen der europäischen und der nationalstaatlichen Ebene sein
muss. Die Hauptachse einer solchen europäischen Verfassung wird dabei das Verhältnis zwischen Föderation und
Nationalstaat bilden. Damit ich nicht missverstanden werde: Dies hat mit Renationalisierung überhaupt nichts zu
tun, im Gegenteil.

Meine Damen und Herren,

die Frage, die sich nun immer drängender stellt, ist folgende: wird sich diese Vision einer Föderation nach der bis-
herigen Methode der Integration realisieren lassen oder muss diese Methode selbst, das zentrale Element des bis-
herigen Einigungsprozesses, in Frage gestellt werden?.. 

Wenn angesichts der unabweisbaren Herausforderung der Osterweiterung die Alternative für die EU tatsächlich
Erosion oder Integration heißt und wenn das Verharren in einem Staatenverbund Stillstand mit all seinen negati-
ven Folgen bedeuten würde, dann wird, getrieben durch den Druck der Verhältnisse und der von ihnen ausgelö-
sten Krisen, die EU innerhalb der nächsten Dekade irgendwann vor der Alternative stehen: Springt eine Mehrheit
der Mitgliedstaaten in die volle Integration und einigt sich auf einen europäischen Verfassungsvertrag zur Grün-
dung einer Europäischen Föderation? Oder, wenn dies nicht geschieht, wird eine kleinere Gruppe von Mitglied-
staaten als Avantgarde diesen Weg vorausgehen, d.h. ein Gravitationszentrum aus einigen Staaten bilden, die aus
tiefer europäischer Überzeugung heraus bereit und in der Lage sind, mit der politischen Integration voranzu-
schreiten? Die Fragen würden dann nur noch heißen: Wann wird der richtige Zeitpunkt sein? Wer wird teilneh
men? Und wird sich dieses Gravitationszentrum innerhalb oder außerhalb 
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Nachgefragt:

1. Stellen Sie die Vorschläge von Bundesaußenminister J. Fischer zur Reform der EU in Stichworten zusammen.
2. Diskutieren Sie, warum die Briten auf diese Vorschläge sehr zurückhaltend reagiert haben, Frankreich dagegen diese

Vorschläge weitgehend begrüßte.
3. Verfolgen Sie in den Medien, inwieweit die Vorschläge in die Vorstellungen zur Reform der EU Eingang gefunden

haben. (Konferenz von Nizza, Herbst 2000)

der Verträge herausbilden? Eines jedenfalls ist dabei sicher: ohne engste deutsch-französische Zusammenarbeit
wird auch künftig kein europäisches Projekt gelingen.

Angesichts dieser Lage könnte man sich also weit über das nächste Jahrzehnt hinaus die weitere Entwicklung
Europas in zwei oder drei Stufen vorstellen: 

Zunächst den Ausbau verstärkter Zusammenarbeit zwischen denjenigen Staaten, die enger als andere kooperie-
ren wollen, wie dies bereits auch in der Wirtschafts- und Währungsunion und bei Schengen der Fall ist. Auf vie-
len Gebieten können wir hiermit vorankommen: bei der Weiterentwicklung der Euro-11 zu einer wirtschaftspo-
litischen Union, beim Umweltschutz, der Verbrechensbekämpfung, der Entwicklung einer gemeinsamen Ein-
wanderungs- und Asylpolitik und natürlich auch in der Außen- und Sicherheitspolitik. Sehr wichtig dabei ist, dass
verstärkte Zusammenarbeit nicht als eine Abkehr von der Integration verstanden werden darf.

Ein möglicher Zwischenschritt hin zur Vollendung der politischen Union könnte dann später die Bildung eines Gra-
vitationszentrums sein. Eine solche Staatengruppe würde einen neuen europäischen Grundvertrag schließen, den
Nukleus einer Verfassung der Föderation. Und auf der Basis dieses Grundvertrages würde sie sich eigene Institu-
tionen geben, eine Regierung, die innerhalb der EU in möglichst vielen Fragen für die Mitglieder der Gruppe mit
einer Stimme sprechen sollte, ein starkes Parlament, einen direkt gewählten Präsidenten. Ein solches Gravitati-
onszentrum müsste die Avantgarde, die Lokomotive für die Vollendung der politischen Integration sein und bereits
alle Elemente der späteren Föderation umfassen... 

Die Frage, welche Staaten sich an einem solchen Projekt beteiligen, die EU-Gründungs-, die Euro11-Mitglieder
oder noch eine andere Gruppe, lässt sich heute unmöglich beantworten. Bei jeder Überlegung über die Option
Gravitationszentrum muss eines klar sein: diese Avantgarde darf niemals exklusiv, sondern muss für alle Mit-
gliedstaaten und Beitrittskandidaten der EU offen sein, wenn diese zu einem bestimmten Zeitpunkt teilnehmen
wollen. Für alle diejenigen, die teilnehmen wollen, aber dazu die Bedingungen nicht haben, muss es Heran-
führungsmöglichkeiten geben. Transparenz und eine Mitwirkungsoption für alle EU-Mitglieder und -kandidaten
wären wesentliche Faktoren für die Akzeptanz und Realisierbarkeit des Projekts. Und dies muss gerade auch
gegenüber den Beitrittsländern gelten. Denn es wäre historisch absurd und zutiefst töricht, wenn Europa just zu
dem Zeitpunkt, wo es endlich wieder vereint wird, erneut gespalten würde. 

Ein solcher Gravitationskern muss also ein aktives Erweiterungsinteresse haben und er muss Attraktivität für die
anderen Mitglieder ausstrahlen. Folgt man dem Grundsatz von Hans Dietrich Genscher, dass kein Mitgliedstaat
gezwungen werden kann, weiter zu gehen, als er es kann oder wünscht, aber dass derjenige, der nicht weiter-
gehen möchte, auch nicht die Möglichkeit hat, die anderen daran zu hindern, dann wird sich die Gravitation inner-
halb der Verträge herausbilden, ansonsten außerhalb.

Der letzte Schritt wäre dann die Vollendung der Integration in einer Europäischen Föderation...

Bundesaußenminister Joschka Fischer 
am 12. Mai 2000 in der Humboldt-Universität in Berlin



Wenn von den politischen Institutio-
nen Europas die Rede ist, denken die
meisten Menschen in erster Linie an
die Europäische Union und ihre Orga-
nisationen. Dies verwundert nicht,
denn schließlich spüren alle, wie die
politischen Entscheidungen der EU in
unser Leben eingreifen. Die Ein-
führung einer gemeinsamen Wäh-
rung, des Euro, ist dafür nur ein aktu-
elles Beispiel. Die Medien werden
beherrscht von Nachrichten aus Brüs-
sel und den Diskussionen, die sie aus-
lösen. Spektakuläre Nachtsitzungen
mit Auseinandersetzungen über Ag-
rarpreise, Vergabe von Fördermitteln
und Fragen des wirtschaftlichen Wett-
bewerbs haben unmittelbare Auswir-
kungen und werden entsprechend
beachtet.

Weniger bekannt ist eine wesentlich
ältere Einrichtung, der fast dreimal so
viele Mitgliedstaaten angehören, der
Europarat mit Sitz in Straßburg (Frank-
reich). Dessen Arbeit schlägt sich in der
Regel nicht so augenfällig in den Medi-
en nieder, aber sie verdient vielleicht
gerade deshalb verstärkt unsere Auf-
merksamkeit.

Man könnte den Europarat wohl als
das „europäische Gewissen“ bezeich-
nen, denn er soll und will über die Prin-
zipien wachen, die als unverzichtbar
für das friedliche und politische
Zusammenwachsen des Kontinents
angesehen werden müssen.

In erster Linie sind hier die Prinzipien
der Demokratie und der Menschen-
rechte zu nennen.

Nach Jahrhunderten, die gekennzeich-
net waren auch von massenhafter Ver-
letzung dieser Prinzipien, ist es erst-
malig gelungen, in völkerrechtlich ver-
bindlicher Form auf einem Erdteil einen
Rechtsrahmen mit einklagbaren und
sanktionsbewehrten Normen zu schaf-
fen, denen sich sogar Regierungen
souveräner Staaten zu beugen haben,
wenn sie nicht riskieren wollen, öffent-
lich bloßgestellt zu werden.

Ein Maßnahmenkatalog, der bis zum
Ausschluss eines Staates aus dem

Europarat reicht, entfaltet mit Sicher-
heit eine große präventive Wirkung.

Wie aktuell diese Thematik ist, mag
man an der Diskussion von Panzerlie-
ferungen der Bundesrepublik Deutsch-
land an die Türkei oder am Vorgehen
der russischen Regierung in Tschet-
schenien erkennen. 

Immer wieder wird sich die Frage stel-
len nach dem Abwägen zwischen real-
politischen Überlegungen und Ge-
heimdiplomatie einerseits sowie mora-
lischen Positionen und öffentlicher
Diskussion von Menschenrechtsverlet-
zungen andererseits.

Wir können aber feststellen, dass es
offenbar ein großes Interesse fast aller
europäischen Staaten gibt, dem Euro-
parat anzugehören. Viele von ihnen
wollen sich damit den Weg in eine
künftige Mitgliedschaft in der Europäi-
schen Union eröffnen und verfolgen
damit sicher auch ganz handfeste wirt-
schaftliche Ziele.

Der Europarat stellt mit seinen Anfor-
derungen an Menschenrechts- und
Demokratiestandards also eine Art
Reifeprüfungsinstanz dar, die ihren
Mitgliedern und Beitrittskandidaten
wesentliche Leistungsbeweise abver-
langt.
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Tschetschenischer Junge im Flüchtlingslager in Inguschetien (Foto: Reuters/Adlon Khasanow)
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Es lässt sich aber erkennen, dass sich
zwischen der Parlamentarischen Ver-
sammlung des Europarates und den
Regierungen der Mitgliedsländer Inte-
ressengegensätze herausbilden. Wäh-
rend Regierungen, die in der Verant-
wortung stehen, Realpolitik betreiben,
d.h. sich in ihrem Handeln an wirt-
schaftlichen oder strategischen Inter-
essen orientieren, können sich Parla-
mentarier an Prinzipien ausrichten und
auf diese Weise erheblichen Einfluss
ausüben.

Eines der jüngsten Beispiele ist die
Abschaffung der Todesstrafe  in der
Ukraine. Zu diesem Schritt sah sich die
ukrainische Regierung unter anderem
durch den Druck genötigt, den die Par-
lamentarische Versammlung des Euro-
parates auf sie ausgeübt hatte.

Mit dem Überwachungsausschuss
(„Monitoring Committee“) kontrol-
liert die Parlamentarische Versamm-
lung die Einhaltung rechtsstaatlicher
und demokratischer Regeln in den Mit-
gliedsländern.

Ein Kommissar für Menschenrechte
(seit dem 15.10.1999 der Spanier Gil-
Robles) nimmt diese Aufgabe für das
Ministerkomitee wahr.

Im Folgenden werden einige der
grundlegenden Kriterien dargestellt,
die das Handeln des Europarates in
Bezug auf die Menschenrechte  nach
seiner eigenen Einschätzung bestim-
men sollen. Die Öffentlichkeit in Euro-
pa bleibt aufgefordert, den Anspruch
der Theorie mit den Gegebenheiten
der Praxis zu vergleichen und daraus
Schlüsse zu ziehen. 

Die anschließenden Ausführungen ori-
entieren sich im Wesentlichen an einer
nur in französischer Sprache vorlie-
genden Broschüre1 des Europarates
(Menschenrechtsdirektion) aus dem
Jahr 1999.

Der Europarat und der
Schutz der Menschenrechte

Die Menschenrechte: eine
wesentliche Bestimmung

Der Schutz und die Förderung der
Menschenrechte bilden die Grundlage
für alle Handlungen des Europarates.
Nicht von ungefähr wurde die zwi-
schen Frankreich und Deutschland lan-
ge umstrittene Stadt Straßburg als Sitz
dieser Einrichtung gewählt, um den
Symbolcharakter des Europarates zu
betonen. Von hier aus sollen gemein-
same politische Richtlinien erarbeitet
werden, mit denen man auf gesell-
schaftliche Entwicklungen in den Mit-
gliedsländern reagieren kann.

Der Europarat ist die erste politische
europäische Organisation. Er wurde im

Mai 1949 in Rom gegründet, also zu
einer Zeit, als die Menschen in Europa
die Trümmer und die Gewalttaten des
Zweiten Weltkriegs noch deutlich im
ganz persönlichen Bewusstsein hat-
ten. Er ist fünf Jahre jünger als die
UNO, bei deren Gründung ähnliche
politische Absichten vor dem Hinter-
grund vergleichbarer Erfahrungen im
Weltmaßstab vorherrschten.

Der politische Wille der Gründerstaa-
ten, die Einheit unter seinen Mitglie-
dern herbeizuführen, konzentrierte
sich dabei auf ein Ziel: „Die Ideale und
die Prinzipien zu bewahren und zu för -
dern, die ihr gemeinsames Erbe sind
sowie ihren wirtschaftlichen und sozia -
len Fortschritt zu begünstigen“ (Artikel
1 des Statuts).

Das Statut der Organisation gründet
sich ausdrücklich auf die Achtung der
Menschenrechte und die Herrschaft
des Rechts. Im Mittelpunkt steht die
Aufgabe, die Würde und die Freiheit
des Einzelnen im Rahmen eines
Rechtsstaates zu schützen und zu för-
dern. Dieser ist gehalten, sich ständig
zu konsolidieren. Das Statut geht sogar
noch weiter, denn es sieht vor, dass
schwerwiegende Menschenrechtsver-
letzungen, die Mitgliedstaaten bege-
hen könnten, zur Aufhebung der Mit-
gliedschaft oder zum Ausschluss
führen können.

Mit der Allgemeinen Erklärung der
Menschenrechte, die die Universalität
und die Unteilbarkeit der Menschen-
rechte proklamierte, wurde ein histori-
scher Schritt getan. Der Europarat sei-
nerseits erfüllte seine Verpflichtungen
in Bezug auf die Menschenrechte,
indem er 1950 die Europäische Men-
schenrechtskonvention annahm. De-
ren Ratifikation ist für beitrittswillige
Länder eine Aufnahmebedingung ge-
worden. Das Gleiche gilt für die im
Jahre 1961 beschlossene Europäische
Sozialcharta. 

50 Jahre nach seiner Entstehung gilt
der Auftrag der Organisation noch
immer in vollem Umfang. Er hat sogar
eine wachsende Bedeutung erhalten
mit den spektakulären Veränderungen
Mittel- und Osteuropas seit dem Ende
der 80er-Jahre. 

Die Mitglieder des Europarates
bekräftigen erneut „ihre tiefe
Verpflichtung gegenüber die-
sen Grundfreiheiten, die glei-
chermaßen das Fundament der
Gerechtigkeit und des Friedens
in der Welt bilden und deren
Erhaltung im Wesentlichen auf
einer wahrhaft demokratischen
Regierungsform einerseits und
auf einer gemeinsamen
Konzeption und Achtung der
Menschenrechte beruhen, auf
die sie sich berufen.“

(Präambel der Europäischen Men-
schenrechtskonvention, Rom, 4.

November 1950)

„Jedes Mitglied des Europarates
erkennt das Prinzip der Herr-
schaft des Rechts und den
Grundsatz an, nach 
dem jeder Person, die sich unter
seiner Rechtsprechung befin-
det, Menschenrechte und
Grundfreiheiten zustehen müs-
sen“

(Artikel 3 des Statuts des
Europarates)

1 „Le Conseil de l’Europe et la protection
des droits de l’homme“ („Der Europarat
und der Schutz der Menschenrechte“)



Als wirklich umfassende europäische
Organisation zählte er Ende 1999 41
Mitglieder und wird auch weiterhin
neuen Mitgliedern offen stehen. 

Voraussetzung dafür ist, dass diese als
demokratische Staaten betrachtet
werden können.

Die Europäische Menschen-
rechtskonvention

Die Konventionen, die sich auf die
Menschenrechte beziehen, stellen ein
unteilbares und ergänzendes juristi-
sches Arsenal dar, das auf einem Kon-
trollmechanismus beruht.

Die Konvention steht im Zentrum eines
Schutzsystems, das erstmalig die effek-
tive Umsetzung der Menschenrechte
erlaubte.

Auf Grund dieser Konvention, die
1953 in Kraft trat, garantieren die Ver-
tragsstaaten die grundlegenden bür-
gerlichen und politischen Rechte, die
einen Rechtsstaat kennzeichnen, nicht
nur gegenüber ihren Staatsbürgern,
sondern gegenüber jeder Person, die
ihrer Rechtsprechung unterliegt. Staa-
ten wie auch Einzelpersonen können
den Europäischen Gerichtshof für
Menschenrechte anrufen, der seinen
Sitz ebenfalls in Straßburg hat.

Die garantierten Rechte

Dieser Artikel schützt die Einzelperson
vor willkürlicher Tötung durch einen
Staat, aber er verbietet nicht den Rück-
griff auf die Todesstrafe, wenn diese
vom Gesetz vorgesehen ist. Im Jahre
1985 wurde das Protokoll Nr. 6 ange-

nommen, das die Todesstrafe in Frie-
denszeiten abschafft.

Der Artikel 5 garantiert die Freiheit
einer Person, indem er sie ausdrücklich
gegen willkürliche Festnahme und
Gefangenschaft schützt und ihr
bestimmte grundlegende prozessuale
Rechte zugesteht. Er wurde ergänzt
durch Artikel 1 des Protokolls Nr.4, der
das Verbot eines Freiheitsentzugs
wegen Verschuldung bekräftigt.

Dieses Recht wird ergänzt durch Arti-
kel 13, der den Anspruch auf Ent-
scheidung durch ein Gericht des eige-
nen Landes in einem angemessenen
Zeitraum regelt. Die Fälle fortgesetzter
Verletzung dieses Grundsatzes sind die
häufigsten Beschwerdegründe. Die
Bestimmung über ein gerechtes
Gerichtsverfahren wird ergänzt durch
das Prinzip des Rückwirkungsverbotes
von Strafgesetzen (Artikel 7), das
Recht auf Verhandlung vor einer zwei-
ten Instanz in einem Strafverfahren,
das Recht auf Entschädigung im Fall
eines Justizirrtums und das Recht dar-
auf, nicht zweimal für dasselbe Verge-

24

4  Der Europarat und die Menschenrechte

Besondere Aktivitäten  des
Europarates in Bezug auf
Menschenrechte haben zum
Ziel:

• die bürgerlichen und politi-
schen Rechte mit Hilfe von
Maßnahmen zu schützen, die
die Europäische Menschen-
rechtskonvention vorsieht;

• die sozialen und wirtschaft-
lichen Rechte durch den
Mechanismus der Europäi-
schen Sozialcharta zu schüt-
zen;

• Gefangene durch Besuche zu
schützen, die vom Europäi-
schen Ausschuss zur Verhin-
derung von Folter sowie
unmenschlicher und entwür-
digender Behandlung durch-
geführt werden;

• Rechte nationaler Minderhei-
ten durch die Rahmenkon-
vention zum Schutz nationa-
ler Minderheiten zu schützen;

• im Sinne der Gleichstellung
von Mann und Frau zu han-
deln (Direktionsausschuss zur
Gleichstellung von Mann und
Frau);

• gegen Rassismus, Fremden-
feindlichkeit, Antisemitismus
und Intoleranz zu kämpfen
(Europäische Kommission ge-
gen Rassismus und Intole-
ranz);

• die Meinungs- und Informa-
tionsfreiheit in den Medien
und den freien Austausch von
Gedanken und Informationen
über Grenzen hinweg zu för-
dern.

Mitgliedsländer des Europarates
Stand 1.5.1999

Albanien Kroatien Russland
Andorra Lettland San Marino
Belgien Liechtenstein Schweden
Bulgarien Litauen Schweiz
Dänemark Luxemburg Slowakei
Deutschland Malta Slowenien
Estland Mazedonien Spanien
Finnland Moldawien Tschechien
Frankreich Niederlande Türkei
Georgien Norwegen Ungarn
Griechenland Österreich Ukraine
Irland Polen Vereinigtes Königreich
Island Portugal Zypern
Italien Rumänien

Das Recht auf Leben (Artikel 2)

Das Recht auf Freiheit und
Sicherheit (Artikel 5)

Das Recht auf einen gerechten
Zivil- und Strafprozess 
(Artikel 6)
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Der Schutzmechanismus

Die Konvention ist ein juristisches
Instrument, das mit einem Kontrollor-
gan versehen wurde: dem Europäi -
schen Gerichtshof für Menschen -
rechte . Der Gerichtshof kann nicht aus
eigener Initiative handeln, sondern nur
auf Ersuchen einer Person, einer Per-
sonengruppe oder auch einer Nicht-
Regierungsorganisation (Individuelle
Eingabe) sowie auf Ersuchen eines
Unterzeichnerstaates der Konvention
(Zwischenstaatliche Eingabe)

Der Gerichtshof handelt unabhängig
von der Rechtsprechung der Mitglieds-
länder, für die er nicht die letzte Instanz
darstellt. Er beurteilt das innerstaat-
liche Recht oder die innerstaatliche
Praxis ausschließlich unter dem Ge-
sichtspunkt der Vereinbarkeit mit der
Konvention. Er überprüft, ob es in den
Umständen des jeweiligen Falles eine
Verletzung der Bestimmungen der
Konvention gegeben hat oder nicht.
Die Staaten haben die Verpflichtung,
sich seinen Entscheidungen anzupas-
sen. Dieser Mechanismus wird ständig
weiter entwickelt.

Die Umgestaltung des
Systems

Seit dem Inkrafttreten der Konvention
hat sich die Zahl der Vertragsparteien
fast verdreifacht. Angesichts des
Gedränges, das daraus erfolgte, wur-
de es unabdingbar, die Anzahl der
anhängigen Verfahren und ihre Dauer
zu begrenzen. Die notwendige Ratio-
nalisierung der Einrichtung ist darauf
gerichtet, das hohe Niveau des
Schutzes und den bestmöglichen
Zugang zu dem Mechanismus für den
Einzelnen zu bewahren.

Der Verlauf dieses Umgestaltungspro-
zesses wird in einem Zusatzprotokoll
zur Konvention beschrieben, dem Pro-
tokoll Nr. 11, das am 1. November
1998 in Kraft trat.

Die um das besagte Protokoll ergänz-
te Konvention setzt einen neuen stän-
digen Gerichtshof ein, der aus dem
Zusammenschluss von zwei ursprüng-
lichen Kontrollorganen, der früheren
Kommission und dem früheren
Gerichtshof entstanden ist. Das Recht
auf individuellen Schadensersatz tritt
seitdem automatisch ein, und die
Rechtsprechung des Gerichtshofes ist
für alle Vertragsstaaten verbindlich.

Er erlegt dem verurteilten Staat auf, die
notwendigen Maßnahmen zu ergrei-
fen, um die Folgen des Rechtsbruches
zu heilen, deren er für schuldig befun-
den worden ist. Wenn sein nationales
Recht es nicht zulässt, die Folgen des
Rechtsbruchs vollständig zu heilen,
kann der Gerichtshof ihn dazu verur-
teilen, eine finanzielle Entschädigung
an die verletzte Partei zu zahlen. Um
eine Wiederholung der Konventions-
verletzungen und ihrer Folgen zu ver-
hindern, wird der Staat im Allge-
meinen dazu veranlasst, seine Gesetz-
gebung und seine Praxis dahin gehend
zu verändern, dass künftig die Beach-
tung des betreffenden Rechtes ge-
währleistet ist. Die Rechtsprechung
des Gerichtshofes übt sowohl durch
ihre Kontinuität als auch über ihre
Geschlossenheit präventive Wirkung
aus, indem sie die nationalen Behör-
den davon abhält, angesichts drohen-
der internationaler Sanktionen gegen
die Verfügungen der Konvention zu
handeln.

hen verurteilt oder bestraft zu werden
(Artikel 2,3 und 4 des Protokolls Nr.7).

Die Erfordernisse dieses Rechts leiten
sich im Grundsatz vom Artikel 9 (Recht
auf Gedanken-, Gewissens- und Reli-
gionsfreiheit her.

Verbote

Das Recht auf Achtung des Pri -
vat- und Familienlebens, der
Wohnung und des Briefgeheim -
nisses (Artikel 8), aus dem das
Recht zu heiraten und eine
Familie zu gründen hergeleitet
werden kann. (Artikel 12).

Die Gleichheit der Rechte und
Verantwortlichkeiten von Ehe -
leuten während der Ehe und bei
ihrer Auflösung (Artikel 5 des
Protokolls Nr.7)

Das Recht auf Meinungsfrei -
heit, einschließlich der Presse -
freiheit (Artikel 10)

Das Recht auf Vereinigungs-
und Versammlungsfreiheit
(Artikel 11)

Das Recht auf Schutz des Eigen -
tums (Artikel 1 des Zusatzpro -
tokolls)

Das Recht auf Bildung (Artikel 2
des Zusatzprotokolls)

Das Recht auf freie Wahlen
(Artikel 3 des Zusatzprotokoll

Das Recht auf Freizügigkeit und
das Recht auf die Wahl des
Wohnsitzes (Artikel 2 des Proto -
kolls Nr.4)

Folter und unmenschliche oder
entwürdigende Strafen  
(Artikel 3)

Sklaverei, Knechtschaft sowie
Zwangs- oder Pflichtarbeit (Arti -
kel 4)

Diskriminierungen wegen der
Wahrnehmung der Rechte und
Freiheiten, die von der Konven -
tion garantiert werden 
(Artikel 14)

Vertreibung oder Zurückwei -
sung von Staatsbürgern durch
ihren eigenen Staat sowie kol -
lektive Ausweisung von Auslän -
dern (Artikel 3 und 4 des Proto -
kolls Nr.4)

Prozessuale Garantien werden
gleichermaßen von Auswei -
sung bedrohten Ausländern
zugestanden. (Artikel 1 des Pro -
tokolls Nr.7)



die Rahmenkonvention keine Defini-
tion des Begriffs „nationale Minder-
heit“, aber sie führt jedenfalls Kriteri-
en ein. Sie zielt nur auf Minderheiten,
deren Unterscheidungsmerkmale in
ihrer Religion, ihrer Sprache, ihren Tra-
ditionen und ihrem kulturellen Erbe lie-
gen.

Die Rahmenkonvention 
für den Schutz nationaler
Minderheiten

Dieser 1998 in Kraft getretene Vertrag
ist der Erste, der dem Schutz von Rech-
ten jener Personen gewidmet ist, die
nationalen Minderheiten angehören.
Damit antwortet er auf aktuelle Ent-
wicklungen. So sind nach der Auf-
lösung der kommunistischen Regime
die ethnischen Spannungen auf dem
europäischen Kontinent wieder an die
Oberfläche getreten, oftmals gewalt-
sam.

Die Konflikte auf dem Balkan seit 1990
zeigen, wie wesentlich der Schutz
nationaler Minderheiten für die Stabi-
lität, die demokratische Sicherheit und
den Frieden des Kontinents ist. Auf der
Grundlage dieser Feststellung ist es das
allgemeine Ziel der Rahmenkonven-
tion, den Angehörigen von Minderhei-
ten volle und effektive Gleichheit so-
wie die Bedingungen zu sichern, die es
ihnen erlauben, ihre Identität zu be-
wahren.

Angesichts unüberwindlicher juristi-
scher und politischer Hindernisse in
einem derartig sensiblen Bereich gibt
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Beispiele für staatliches
Handeln als Folge einer Ent-
scheidung des Gerichtshofes

• Österreich hat sein Strafver-
fahrensrecht in Bezug auf die
Behandlung hospitalisierter
Gefangener und auf den
gesamten Mechanismus der
Rechtshilfe geändert.

• Belgien hat seine Gesetzge-
bung in Bezug auf Landstrei-
cherei geändert; es hat sich
entschieden, französischspra-
chige Schuleinrichtungen im
flämischen Landesteil finan-
ziell zu unterstützen; es hat
sein Zivilrecht dahingehend
geändert, dass uneheliche
Kinder ehelichen gleich ge-
stellt werden.

• Dänemark hat seine Gesetz-
gebung über die Fürsorge für
uneheliche Kinder geändert.

• Frankreich hat ein Gesetz
über das Abhören von Telefo-
nen angenommen.

• Griechenland hat das Gesetz
über die Untersuchungshaft
geändert.

• Italien hat in sein neues Straf-
prozessrecht Bestimmungen
aufgenommen, die die Anwe-
senheit von Verteidigern auch
bei Verfahren vor dem Kas-
sationsgerichtshof verpflich-
tend vorschreiben.

• Die Niederlande haben ihr
Militärstrafrecht und das
Recht in Bezug auf die
geschlossene Unterbringung
geistig kranker Menschen
geändert.

• Schweden hat das Gesetz
über Pflichtunterricht in Reli-
gion geändert.

• Die Schweiz hat die Rechtsor-
ganisation und das in der
Bundesarmee anwendbare
Strafprozessrecht völlig über-
arbeitet; sie hat die Regelun-
gen des Zivilrechts in Bezug
auf Freiheitsentzug in Erzie-
hungsanstalten geändert.

• Das Vereinigte Königreich hat
körperliche Züchtigung an
öffentlichen Schulen unter-
sagt.

Einige der in der Rahmen-
konvention dargelegten
Prinzipien:

• Nicht-Diskriminierung

• Förderung der vollen und
effektiven Gleichheit zwi-
schen nationalen Minderhei-
ten und der Mehrheit

• Förderung der eigenen Bedin-
gungen, die Kultur der natio-
nalen Minderheiten zu erhal-
ten und zu entwickeln sowie
ihre Sprache und ihre Tradi-
tionen zu bewahren

• Freiheit der Versammlung
und Vereinigung, der Mei-
nung, des Gedankens, des
Gewissens und der Religion

• Zugang zu den Medien, um
Programme empfangen und
verbreiten zu können

• Unterrichtsfreiheit

• Verbindungen und Zusam-
menarbeit über Grenzen hin-
weg

• Teilnahme am wirtschaft-
lichen, kulturellen und sozia-
len Leben ebenso wie an den
öffentlichen Angelegenhei-
ten
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Pro

1. Der vom Europarat erreichte Fortschritt ist – gemes-
sen an der europäischen Geschichte des 20. Jahr-
hunderts – enorm.

2. Die Mitgliedstaaten geben Bereiche ihrer Souverä-
nität zugunsten einer europäischen Rechtspre-
chung auf.

3. Der Europarat kann als moralisches „Gewissen“
Europas über wirtschaftliche Aspekte (etwa der EU)
hinaus weisen.

4. Der Europarat schafft ein gemeinsames Rechtsbe-
wusstsein als Vorstufe einer künftigen politischen
Union.

5. Beitrittskandidaten sind gezwungen, sich den
errungenen europäischen Standards anzupassen.

6. Die Europäische Menschenrechtskonvention hat
sich als ein flexibler Handlungsrahmen erwiesen
und ist offen für Ergänzungen auch im sozialen
Bereich.

7. Kein Land des Kontinents kann es sich leisten,
öffentlich wegen einer schweren Rechtsverletzung
vom Europarat „an den Pranger“ gestellt zu wer-
den.

8. Manche der in der Europäischen Menschenrechts-
konvention aufgeführten Forderungen mögen
angesichts der Realität zu idealistisch oder gar uto-
pisch sein, allerdings braucht die Politik auch Uto-
pien, durch die sie sich im Vorfeld des Handelns
positiv beeinflussen lässt.

9. Die Europäische Menschenrechtskonvention ist
weltweit beispielhaft und kann im Sinne der Uni-
versalität der Menschenrechte Wirkung auch auf
anderen Kontinenten erzielen.

10.Der Europarat erweist sich als ein wesentliches Ele-
ment bei der Bewahrung des inneren (sozialen)
Friedens.

Contra

1. Der Europarat kümmert sich zwar um die Verlet-
zung der Menschenrechte bei Einzelnen, aber er
verschließt die Augen, wenn ein Mitgliedstaat mas-
siv gegen Menschenrechte verstößt.

2. Das Anprangern von Rechtsverstößen der Mit-
gliedsländer Russland (Tschetschenien-Konflikt)
und Türkei (Kurdenproblematik) geschieht nur
halbherzig und ist zu wenig effektiv.

3. Die Europäer leisten sich in Menschenrechtsfragen
einen institutionellen Luxus, während sie für
Rechtsbrüche in anderen Teilen der Welt nur sen-
sibel sind, wenn ihre wirtschaftlichen oder strate-
gischen Interessen berührt werden.

4. Der Europarat hat keine wirklichen Sanktionsmit-
tel und weicht vor realpolitischer Macht zurück.

5. Der Europarat verlässt sich zu sehr auf Geheimdi-
plomatie und scheut eine deutliche Sprache.

6. Der Europarat setzt zu sehr auf Kontakte mit offi-
ziellen Stellen der Mitgliedsländer. Um ein umfas-
sendes Bild der Menschenrechtslage zu gewinnen,
sollte er stärker auf Nicht-Regierungsorganisatio-
nen hören.

7. Der Europarat ist auf Grund seiner Entstehung zu
sehr von westlichen Wertvorstellungen geprägt
und zu wenig offen für nicht-individualistische
Menschenrechtsideale, wie sie eher in Mittel-Ost-
europa vertreten werden.

8. Der Europarat ist für viele Europäer in ihrer Ein-
schätzung weit unterhalb der EU angesiedelt, die
sie für viel wichtiger halten.

9. Der Europarat wird als moralisches Feigenblatt mis-
sbraucht, um handfeste wirtschaftliche Interessen
zu verbergen. 

10.Im Bewusstsein der Menschen ist das Nebeneinan-
der von Institutionen (Europarat/EU) geeignet, Ver-
wirrung zu stiften und birgt die Gefahr von Über-
regulierung und Doppelung.

Die Wirksamkeit des Europarates und der Europäischen Menschenrechtskonvention ist nicht unumstritten. Im Fol-
genden werden einige, z. T. zugespitzte Aussagen aufgelistet. 
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Interview
Der Zeitschrift „Das Parlament“ (31.03.2000) gab

Marc Fischbach Antwort auf Fragen (Auszug)

?Einige EU-Staaten befürworten eher eine lediglich
feierliche Proklamation der Charta, andere treten
ebenso wie die Präsidentin des Europaparlaments
dafür ein, die Charta in den neuen EU-Vertrag von
Nizza aufzunehmen. Welche Lösung würden Sie
bevorzugen?

?Der Europarat hat in einer Entschließung zwei
Optionen aufgezeigt: einmal dass die in der Europäi-
schen Menschenrechtskonvention und die in ihren
Protokollen garantierten Rechte in die Grund-
rechtecharta aufgenommen werden und dass ande-
rerseits ein Beitritt der EU zur Menschenrechtskon-
vention des Europarates erfolgt, was auch vom Präsi-
denten des Menschenrechtsgerichtshofs, Luzius
Wildhaber, befürwortet wird.

?Wie könnte die Charta in bestehende Instrumen-
te eingebunden werden?

Marc Fischbach: Voraussetzung ist die Bereitschaft,
und diese ist vorhanden, das erreichte Niveau des
Menschenrechtsschutzes unter keinen Umständen zu
unterbieten. Als Beobachter sehe ich ein Risiko, das
sich aus einer Tendenz im Konvent ergibt, die Men-
schenrechtskonvention als solche nicht zu überneh-
men, sondern die in ihr enthaltenen Freiheiten und
Rechte teilweise samt ihren Einschränkungsklauseln
zu umschreiben oder gar neu zu formulieren. 
Man kann das zwar verstehen,  

Marc Fischbach: Der wesentliche Faktor für das Gelin-
gen dieses Auftrags ist für mich die Frage, wie der Kon-
vent es schaffen wird, die Charta möglichst harmo-
nisch in bestehende internationale Schutzinstrumente
für die Menschenrechte einzubinden. Ich denke
besonders an die Straßburger Menschenrechtskon-
vention von 1950. Diese Konvention ist kein statisches
Instrument. Es ist ein dynamisches, evolutives, leben-
diges Instrumentarium, das sich dank seiner Qualität
aus einer mehr als 40-jährigen Rechtsprechung des
Menschengerichtshofs immer wieder an die sozialen,
wirtschaftlichen und ethischen Veränderungen der
Gesellschaft angepasst hat. Von daher muss man die
Konvention und die Rechtsprechung als eine Einheit
betrachten.

Marc Fischbach: Es ist klar, dass der Auftrag, der an
den Konvent ergangen ist, ein zweideutiger ist. Der
Konvent soll sich damit beschäftigen, den Inhalt zu
bestimmen, obwohl man wissen muss, dass Inhalt und
Natur einer Charta oder Konvention unzertrennlich
sind. Man kann diese beiden Problemkreise nicht
unabhängig voneinander bewältigen. Daher ist es sehr
schwer, einen Inhalt zu bestimmen ohne zu wissen,
inwiefern er einen rechtsverbindlichen Charakter
haben wird. Daher hat sich der Konvent darauf geei-
nigt, einen Entwurf vorzulegen, der soweit wie mög-
lich in ein rechtsverbindliches Instrumentarium umge-
setzt werden kann. Die Konvention muss sich auf sub-
jektive einklagbare Grundrechte beschränken und
sollte keine großen gesellschaftspolitischen Ziele bein-
halten.

Blick in die Zukunft

Die Europäische Union berät zurzeit über die Schaffung einer Grundrechtscharta, die wesentliche Elemente der
Europäischen Menschenrechtskonvention enthält.

Der mit dieser Aufgabe befasste Konvent (62 Mitglieder aus den Bereichen Politik und Jurisprudenz/Justiz) arbei-
tet an einer Schnittstelle zwischen Europarat und EU.

Als Beobachter für den Europarat nimmt der frühere Luxemburger Justizminister Marc Fischbach an den Beratun-
gen teil. Er ist seit 1998 Richter am Straßburger Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte.
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?Es könnten also zwei Kataloge entstehen?
Marc Fischbach:  Genau. Die Idee der Universalität der
Menschenrechte darf nicht leichtsinnigerweise
gefährdet werden durch unterschiedliche Formulie-
rungen der gleichen Rechte, die je nach Anwendung
der Menschenrechtskonvention durch den Gerichts-
hof in Straßburg oder der Unionscharta durch den
Europäischen Gerichtshof in Luxemburg unterschied-
lich ausgelegt werden könnte. Ein solcher Vorgang
könnte schnell zu unterschiedlichen Standards führen.
Diese Tendenz besteht.

man will keine Kopie, aber eine solche Tendenz kann
zu schädlichen Auswirkungen für den universalen
Charakter der Menschenrechte führen.

Internet-Hinweise

www.dhdirhr.coe.fr (Allgemeine Homepage für Menschenrechte)
www.dhcour.coe.fr (Gerichtshof für Menschenrechte)
www.dhcommhr.coe.fr (Europäische Kommission für Menschenrechte)
www.cpt.coe.fr  (Verhütung von Folter)
www.ecri.coe.fr (Bekämpfung von Rassismus und Intoleranz)

Weitere Fachinformationen sind erhältlich beim:

Centre d'information sur les droits de l'homme Conseil de l'Europe
F-67075 Strasbourg Cedex Tel  0033 3 88.41.20.24 Fax 0033 3 88.41.27.04 E-mail : Human-rights.info@coe.fr

Nachgefragt:

1. Beschreiben Sie die Rolle des Europarates im Unterschied zu den Organen der EU.
2. Skizzieren Sie auf welche Weise der Europarat zum Wächter der Menschenrechte in Europa wurde und wie er konkret

tätig wird.
3. Diskutieren Sie seine Einflussmöglichkeiten  anhand eines konkreten Beispiels.
4. Setzen Sie sich mit den Thesen über seine Wirksamkeit auseinander und begründen Sie Ihre Meinung.

http://www.dhdirhr.coe.fr
http://www.dhcour.coe.fr
http://www.cpt.coe.fr
Siebold
URL schon wieder ungültig

Siebold
URL schon wieder ungültig



Typisch, werden viele sagen. Da reden
die Politiker so viel von Europa, aber bei
den praktischen Dingen passiert
nichts. Aber das Urteil ist ungerecht:
Denn auch das Alltagsleben in West-
europa hat sich in den vergangenen 43
Jahren durch die Europäische Gemein-
schaft und später die EU drastisch ver-
ändert. Der 1993 offiziell verkündete
Binnenmarkt hat es möglich gemacht,
dass der deutsche Rentner heute sei-
nen Lebensabend in Spanien verbrin-
gen kann, der deutsche Student prob-
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Das europäische Haus steht, und es
wird bereits an einen Anbau gedacht.
Doch zumindest an einer zentralen
Stelle im Bau hapert es noch immer –
an den Steckdosen. Auch mehr als
vierzig Jahre nach den Römischen Ver-
trägen ist es nicht gelungen, die Viel-
falt der Stecker in der Europäischen
Union (EU) zu beseitigen. Und so sind
Touristen auch heute noch gezwun-
gen, Adapter mit auf Reisen zu neh-
men.

lemlos in Frankreich und Großbritanni-
en studiert und der Franzose ohne
große Formalien in der dänischen Eis-
diele arbeiten darf.

Anfang 2002 wird in den Staaten der
Europäischen Währungsunion sogar
die neue gemeinsame Währung, der
Euro, auch als Bargeld eingeführt und
im wahrsten Sinne des Wortes „greif-
bar“. Beim Buchgeld, also im bargelo-
sen Verkehr, ist der Euro jedoch schon
seit Anfang 1999 gültig. Seit diesem
Termin sind die nationalen Währun-
gen, darunter die D-Mark, fest und
unwiderruflich miteinander verbun-
den (s. Kapitel Die Europäische
Währungsunion).

Wer lebt wo?

Typisch, werden wieder viele sagen: Bei
Reformen, die der Wirtschaft nutzen,
geht die EU schnell voran. Das stimmt
auch. Aber längst gibt es nicht nur ein
Europa der Firmen, sondern auch ein
Europa der Bürger. Der Binnenmarkt
hat nicht nur einen gemeinsamen
Markt für Waren geschaffen, sondern
auch einen  gemeinsamen Lebens-
raum für die Europäer. Das Prinzip der
Freizügigkeit bedeutet, dass grund-
sätzlich jeder EU-Bürger in jedem EU-
Land seiner Wahl leben und arbeiten
kann. Ohne Aufenthaltsgenehmigung
kann er oder sie sich bis zu drei Mona-
te irgendwo in der Union aufhalten.

Einschränkungen gibt es allerdings
beim Anrecht auf soziale Leistungen,
weil das Wohlstandsgefälle und die
Höhe der Sozialleistungen in den Mit-
gliedsländern noch sehr unterschied-
lich ist. Und so endet das gemeinsame
Europa beim Lebensunterhalt: Wer auf
Dauer in einem anderen EU-Land lebt,
muss dort entweder einen Job haben,
oder aber nachweisen können, dass er
sein Auskommen hat sowie über eine
Krankenversicherung verfügt. Dies
wird sich erst ändern, wenn vielleicht
irgendwann einmal die Sozialversiche-
rungen nicht mehr auf nationaler, son-
dern auf europäischer Ebene organi-
siert sind.

5 Leben und Arbeiten in Europa

Vier Grundfreiheiten des EU-Binnenmarktes

Freier Personenverkehr

• Wegfall der Grenzkontrollen 

• ungehinderte Arbeitssuche und Arbeitsaufnahme in allen
EU-Ländern 

• gleiche Rechte wie inländische Arbeitskräfte

Freier Warenverkehr

• Wegfall der Grenzkontrollen 

• Abbau aller Handelshemmnisse

• gegenseitige Anerkennung von technischen Normen und
Vorschriften

• Harmonisierung der Steuern

Freier Dienstleistungsverkehr

• Möglichkeit für Freiberufler und Unternehmer, sich nie-
derzulassen und ein Gewerbe auszuüben (z. B. Rechtsan-
wälte, Banken, Versicherungen)

• Öffnung der Transportmärkte

Freier Kapitalverkehr

• ungehinderte Abwicklung von Zahlungsgeschäften

• ungehinderte Investitionsmöglichkeiten

• Liberalisierung des Aktien- und Wertpapierverkehrs
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Den Sonnenhunger können viele deut-
sche Rentner jedoch heute schon stil-
len: Längst ist es kein Problem mehr,
sich die erarbeitete Rente von Deutsch-
land aus nach Mallorca überweisen zu
lassen. Das Gleiche gilt mittlerweile
auch für die Pflegeversicherung. Mög-
lich ist dies, weil es sich in beiden Fäl-
len zumindest im Prinzip um
Ansprüche handelt, die durch Einzah-
lungen des einzelnen Bürgers entstan-
den sind.

Engere Grenzen gibt es jedoch immer
noch bei der Sozialhilfe, einer rein
staatlichen Leistung: Das Bundesso-
zialhilfegesetz sieht seit 1993 vor, dass
Deutschen im Ausland nur in beson-
deren Notfällen Sozialhilfe gewährt
werden kann. So kann ein Deutscher,
der etwa auf Gran Canaria lebt und
wegen seiner spanischen Lebenspart-
nerin nicht in die Bundesrepublik
zurückkehren möchte, von dort keine
deutsche Sozialhilfe beantragen.

Arbeitslose haben  das Recht, in jedem
anderen Mitgliedsstaat der Union auf
Stellensuche zu gehen und sich zu die-
sem Zweck dort „ausreichend lange“
aufzuhalten. Bisher regelt noch kein
EU-Recht, was „ausreichend lange“
bedeutet. Deshalb gelten noch natio-
nale Regelungen, die in den meisten
Fällen einen Zeitraum von immerhin
sechs Monaten vorsehen. Um einen
grenzüberschreitenden, EU-weiten
Arbeitsmarkt zu schaffen, planen die
15 Regierungen nun, einen standardi-
sierten Aufbau für Bewerbungen zu
entwickeln, um die Jobsuche in ande-
ren Staaten zu erleichtern.

Gleiches Recht für alle EU-
Bürgerinnen und -Bürger

Die Europäische Union hat aber hier kei-
neswegs halt gemacht. Kaum jeman-
dem ist bewusst, dass die europäischen
Institutionen auch in anderen Bereichen

Schritt für Schritt bürokratische oder
diskriminierende Regelungen in den
einzelnen Ländern abbauen. Die EU ist
ein Instrument der ständigen Einmi-
schung im Interesse der Bürger gewor-
den. Häufig entscheiden die EU-Kom-
mission oder der Europäische Gerichts-
hof im Sinne der Gleichheit gegen
überholte nationale Regelungen. Davon
profitieren nicht nur Angehörige ande-
rer  Staaten, sondern manchmal auch
diskriminierte Gruppen innerhalb eines
Landes: Ein Beispiel ist die Entscheidung
des Europäischen Gerichtshofes zum
Dienst an der Waffe in der Bundeswehr.
Denn die Richter entschieden, dass es
gegen den Gleichheitsgrundsatz ver-
stößt, wenn einer Frau wegen ihres
Geschlechtes der Dienst mit der Waffe
verweigert wird. Geklagt hatte übrigens
eine Frau aus Hannover (s. Kapitel Frau -
en in Europa ).

Die EU-Kommission schafft diese
„Gleichheit“ in Zusammenarbeit mit
den nationalen Regierungen in vielen
kleinen Dingen, etwa durch die Ent-
wicklung eines standardisierten Füh-
rerscheins oder Passes. Ohnehin ist es
schon lange kein Problem mehr, mit
dem etwa in Deutschland gemachten
Führerschein auch in anderen EU-Län-
dern zu fahren: Prinzipiell werden alle
Führerscheine gegenseitig anerkannt,
weil die Fahrerlaubnis für verschiedene
Fahrzeugklassen mittlerweile angegli-
chen wurde. Wer in ein anderes Land
zieht, muss sich allerdings auch den
dort geltenden Regeln unterwerfen –
etwa, wenn der Führerschein nur auf
Zeit vergeben wird und in bestimmten
Abständen Fahrprüfungen gefordert
werden. Auch die zum Schutz der
inländischen Autohändler und -fabri-
kanten aufgebauten nationalen Schi-
kanen bei der Zulassung von Fahrzeu-
gen in anderen EU-Staaten sind teil-
weise beseitigt worden. Weil sich die
Vorschriften der EU-Länder immer
mehr angleichen, kommt es auch
immer seltener vor, dass ein im Aus-
land gekauftes Auto technisch  um-
gerüstet werden muss. Im Interesse der
Autokäufer untersagt es die EU auch,
den grenzüberschreitenden Wettbe-
werb zu behindern: Wenn ein Konzern
sein Auto in Italien billiger verkauft als
in Deutschland, muss er es heute auch
zulassen, dass Deutsche sich ihre Fahr-
zeuge in Italien bestellen.

Niedersächsische Gemeindeordnung (NGO)1)

§ 34 Recht zur Wahl der Ratsmitglieder

(1) Zur Wahl der Ratsfrauen und Ratsherren und der Bürgermeisterin oder
des Bürgermeisters ist berechtigt, wer Deutscher im Sinne des Artikels 116
Abs. 1 des Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutschland ist oder die
Staatsangehörigkeit eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Uni-
on besitzt (Unionsbürger).

§ 35 Wählbarkeit

(1) Zur Ratsfrau oder zum Ratsherren ist wählbar, wer am Wahltage

1. das 18. Lebensjahr vollendet hat,

2. seit mindestens sechs Monaten in der Gemeinde seinen Wohnsitz hat
und 

3. seit mindestens einem Jahr Deutscher im Sinne des Artikels 116 Abs. 1
des Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutschland ist oder seit min-
destens einem Jahr die Staatsangehörigkeit eines anderen Mitgliedstaa-
tes der Europäischen Union besitzt.

-------------------------------------------------
1) i. d. F. vom 22. August 1996 (Nieders. GVBI. S. 382), unter Berücksich-
tigung der Übergangsregelungen gem. Art. 11 Nr. 12 des Gesetzes zur
Reform des Nds. Kommunalverfassungsrechts vom 1. April 1996 (GVBI.
S. 82, 227), geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 28. Mai 1996 (GVBI.
S. 242).



Grundlegendes Prinzip der europäi-
schen Politik ist dabei immer, gleiches
Recht für alle EU-Bürger zu schaffen.
Dies heißt nicht unbedingt, dass sich
alle nationalen Regelungen angleichen
müssen: Nur dürfen Bürger aus ande-
ren EU-Staaten nicht gegenüber der
einheimischen Bevölkerung benach-
teiligt werden. 

Ein erhebliches Stück weitergekom-
men ist man auch bei den politischen
Rechten der EU-Bürger. Leben sie in
einem anderen Land, dürfen sie jetzt
zumindest an den dortigen Kommu-
nalwahlen sowie an den Wahlen zum
Europaparlament teilnehmen. Etwa in
Spanien können EU-Ausländer auch
Bürgermeister werden – vorausge-
setzt, sie haben ihren ständigen Wohn-
sitz in Spanien und in ihrem Heimat-
land gibt es  eine ähnliche Regelung.

Austausch wird gefördert:

Die europäische Integration soll jedoch
nicht nur auf den Gipfeltreffen der
Staats- und Regierungschefs weiter
vorangetrieben werden, Europa soll
auch von unten zusammenwachsen.
Deshalb hat die EU-Kommission einen
besonderen Schwerpunkt ihrer Arbeit
auf Austauschprogramme für Jugend-
liche und junge Erwachsene gelegt.
Wenn schon die Stecker nicht überall in
der EU passen, soll der EU-Nachwuchs
wenigstens überall persönlichen oder
beruflichen „Anschluss“ finden. Dem
dient eine mittlerweile fast unüberseh-
bare Reihe von Förderprogrammen der
Union (Einzelheiten und Erläuterungen
siehe im Service-Teil ).

Allein in Niedersachsen bestehen schon
1589 Partnerschaften von Schulen zu
Bildungseinrichtungen in anderen Län-
dern, die allerdings nicht alle EU-Mit-
glieder sind. Und für multilaterale
Schulpartnerschaften in Partnerländern
haben mittlerweile 164 Schulen in Nie-
dersachsen Geld aus dem EU-Pro-
gramm SOKRATES beantragt.

Am bekanntesten dürfte das ERAS -
MUS- Programm sein, das mittlerweile
weit mehr als 100.000 europäischen
Studenten jährlich dabei hilft, eine
Weile im Ausland zu studieren. PETRA
ermöglicht Praktika in einem Nachbar-

land, LEONARDO die grenzüber-
schreitende Zusammenarbeit in der
beruflichen Bildung. Die Bundesregie-
rung plant nun, dass Bafög-Bezieher
fast das ganze Studium im Ausland
verbringen dürfen. Dies kommt einer
kleinen Revolution gleich und könnte
das ganze europäische Hochschulwe-
sen  umwälzen: Denn es ist durchaus
denkbar, dass künftig ein deutschspra-
chiges universitäres Angebot auf Mal-
lorca viele Studenten anziehen könnte.
Solche Hochschulableger sind bei aus-
ländischen, vor allem bei amerikani-
schen Hochschulen schon länger
üblich. 

Bildungsabschlüsse gleichen
sich an

Alle finanziellen Hilfen wären nutzlos,
wenn nicht mittlerweile eine weitge-
hende gegenseitige Anerkennung der
unterschiedlichen Abschlüsse in den
EU-Ländern erzielt worden wäre. Denn
gerade im Bildungswesen zeigt Europa
seine ganze – manchmal verwirrende
– Vielfalt. 

Seit Januar 1991 gilt die Richtlinie zur
allgemeinen Anerkennung von Hoch-
schuldiplomen. Auch hierbei ließ sich
Brüssel von der Überzeugung leiten,
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dass es keineswegs die sehr unter-
schiedlichen Ausbildungsgänge und
Berufsausbildungen harmonisieren
will und kann: Zurecht hätten viele
dann gegen einen europäischen Zent-
ralismus gewettert, der etwa das deut-
sche Abitur oder den Abschluss der bri-
tischen polytechnischen Schulen in
Frage stellt. Ziel war es deshalb ledig-
lich, zwischen den unterschiedlichen
europäischen Bildungssystemen eine
Vergleichbarkeit zu schaffen und
denen Brücken zu bauen, die in ein
anderes Land ziehen.

Dennoch gab es im Alltag gerade auch
bei Studenten immer wieder erhebliche
Probleme: Nicht immer sind gleichwer-
tige Ausbildungsgänge zu finden – und
deshalb kann es vorkommen, dass von
Bewerbern aus anderen EU-Staaten ein
Eignungstest  oder ein Anpassungs-
lehrgang verlangt werden kann. Solche
Forderungen müssen im Einzelfall
genau begründet werden. Eine pau-
schale Diskriminierung ist  nicht mehr
erlaubt. Um die Vergleichbarkeit der
europäischen Hochschulabschlüsse zu
erhöhen, beschlossen die EU-Staaten
im vergangenen Jahr, mittelfristig auf
die so genannten Bachelor- und
Master-Abschlüsse überzugehen. Dies
hat gravierende Auswirkungen vor
allem auf das bisher anders organisier-
te deutsche Hochschulsystem.

Arbeit ohne Grenzen

Die Vergleichbarkeit der Abschlüsse
war und ist übrigens nicht nur im Bil-
dungsbereich ein Problem. Gerade der
deutsche „Sonderweg“ in der beruf-
lichen Bildung und den Meister-
Abschlüssen im Handwerk hat hier
Probleme für die Anerkennung
geschaffen. So haben sich deutsche
Handwerksinnungen lange Zeit dage-
gen gewehrt, dass etwa ein niederlän-
discher Schuhmacher in Deutschland
einen Laden eröffnen kann, weil dies
nach deutschem Standesrecht nur mit
einer Meisterprüfung möglich ist. 
Mittlerweile hat man sich auf einen
Kompromiss geeinigt: So dürfen sich
EU-Bürger in Deutschland zwar selbst-
ständig machen – aber ohne den Meis-
tertitel sind sie in Deutschland auch
künftig nicht ausbildungsberechtigt
und haben nur geringe Aussichten,

jemals als Werkstatt- oder Betriebslei-
ter eingestellt zu werden.

Noch schwieriger ist der Umzug in ein
anderes EU-Land für die, die zunächst
keine Chance auf Selbstständigkeit
haben: die Jugendlichen. Weil es nir-
gends sonst ein duales System der
Berufsausbildung mit einer gleichwer-
tigen betrieblichen und schulischen
Ausbildung gibt, hapert es in Deutsch-
land immer noch bei den Anerken-
nungen ausländischer Abschlüsse.
Zwar sind mittlerweile mit einer Reihe
von Staaten Verträge über die Gleich-
wertigkeit bestimmter Ausbildungen
geschlossen worden. Jugendliche aus
anderen Ländern haben in Deutsch-
land nur die Chance, sich ihren Hei-
mat-Abschluss als ein Jahr Ausbildung
anerkennen zu lassen und dann hier
eine Lehre zu beenden. Nach einer
Berufstätigkeit, die doppelt so lange ist
wie die hier übliche Lehrzeit, kann
auch eine externe Prüfung abgelegt
werden. Wer diesen zeitraubenden
Weg aber nicht gehen will, wird in
Deutschland nur als „Fachperson“ mit
entsprechend niedrigerem Lohn be-
schäftigt.

Wenn ein Deutscher oder eine Deut-
sche ins Ausland geht, wird er oder sie
diese Probleme meist nicht haben.
Deswegen gibt es immer wieder Kla-
gen über die „Diskriminierung“ in der
Bundesrepublik. Verfechter des dualen
Systems halten dagegen, dass es eine
ebenso gründliche Ausbildung wie in
Deutschland eben nirgends gebe –
und dass man dieses Ausbildungs-
niveau auch gerne halten möchte.

Auch bei den freien Berufen ist der Bin-
nenmarkt alles andere als vollendet:
Überall dort, wo Berufsorganisationen
– vor allem aus Konkurrenzgründen –
enge Zulassungsvorschriften geschaf-
fen haben, kommt ein wirklich ge-
meinsamer EU-Arbeitsmarkt nur lang-
sam voran.

Bereits seit 1976 können sich aller-
dings Ärzte in allen Mitgliedstaaten
niederlassen oder praktizieren. 1979
erlaubte eine Richtlinie aus Brüssel
dann etwa auch Rechtsanwälten, in
anderen Staaten der Gemeinschaft
tätig zu sein, falls er gemeinsam mit
einem Rechtsanwalt des Gastlandes

auftrat. Dann dauerte es jedoch bis
zum Mai 1997, bevor man sich im EU-
Ministerrat auf eine weitere Richtlinie
einigte, die vorsieht, dass ein Rechts-
anwalt nach drei Jahren Tätigkeit im
Gastland die volle Anerkennung und
Gleichstellung mit einheimischen Juris-
ten erlangt. Doch die Titel bleiben auch
weiterhin geschützt: Ein deutscher
Anwalt in Paris darf sich nicht wie sein
französischer Kollege oder seine Kolle-
gin „avocat“ nennen, sondern muss
den deutschen Titel „Rechtsanwalt“
führen. Gastländer können zudem
immer noch verlangen, dass in den
ersten drei Jahren bei einer Vertretung
vor Gericht ein zusätzlicher Anwalt
oder eine Anwältin aus dem Gastland
hinzugezogen wird.

Manchmal fällt auch den EU-Institutio-
nen die Entscheidung schwer, was nun
ein berechtigtes nationales oder sogar
regionales Recht auf Selbstbestim-
mung ist und wo die Diskriminierung
anfängt. Noch komplizierter ist die
Situation durch die starke Zunahme
privater Ausbildungen und privater
Abschlüsse geworden. Was dient in
einzelnen Ländern nur dem Schutz
eigener Privilegien und was einer
berechtigten Qualitätssicherung? Soll
ein finnischer Schreiner ohne Meister-
prüfung in Deutschland wirklich keine
Lehrlinge ausbilden dürfen? Und wel-
che Prüfungen muss ein italienischer
Starchirurg abgelegt haben, um in
Hannover operieren zu dürfen?

Verbraucherschutz

Längst beschränkt sich die Europäische
Union nicht mehr nur auf den Arbeits-
markt. Die Kommission in Brüssel hat
auch den Verbraucher entdeckt – nicht
immer zur Freude aller Deutschen.
Denn wenn heute die 15 Regierungen
gemeinsam festlegen, dass künftig
auch gentechnisch veränderte Lebens-
mittel auf den europäischen Markt
kommen dürfen, kann dies auch kein
nationales Gesetz mehr aufhalten. Vor
allem bei der Zulassung bzw. dem Ver-
bot von Lebensmitteln ist deshalb eine
intensive Diskussion auf europäischer
Ebene entbrannt. Ist bestrahltes
Gemüse erlaubt? Müssen gentech-
nisch veränderte Lebensmittel gekenn-
zeichnet werden und wenn ja, wie?



Darf Rindfleisch aus Großbritannien
verkauft werden? 

All dies wird mittlerweile im EU-Minis-
terrat entschieden, in dem jeweils ein
zuständiger Vertreter aus jedem der 15
EU-Staaten sitzt. Immer wieder kommt
es vor, dass einige Staaten oder auch
Bundesländer Entscheidungen nicht
akzeptieren wollen, weil die Ängste
und Bedenken der Verbraucher in ver-
schiedenen Ländern auch verschieden
stark ausgeprägt sind. Ein Beispiel ist
das BSE-Thema. Dort hatte die Mehr-
heit der EU-Staaten beschlossen, dass
unter bestimmten Bedingungen briti-
sches Rindfleisch wieder exportiert
werden darf. Frankreich verweigert
jedoch mit dem Hinweis auf den Ver-
braucherschutz die Einfuhr. Nun muss
der Europäische Gerichtshof entschei-
den. Doch auch viele deutsche Bun-
desländer hatten Vorbehalte. Nur aus
Angst vor einer Klage gegen Deutsch-
land lenkte die Mehrheit unter ihnen
ein.

Ganz so harmonisierungswütigwie oft
dargestellt ist Brüssel beim Verbrau-
cher- und übrigens auch beim Umwelt-
schutz jedoch nicht. Werden etwa
europäische Grenzwerte für Schad-
stoffe festgelegt, so bleibt es Ländern
mit strengeren Grenzwerten vorbehal-

ten, ob diese dort auch künftig gelten
sollen. Und gerade die EU-Kommission
hinkt keineswegs immer hinterher,
sondern setzt manchmal auch in
Deutschland einen stärkeren Verbrau-
cherschutz durch. Bestes Beispiel ist
wohl der Schutz von Touristen, die
Pauschalreisen gebucht haben: Geht
der Reiseveranstalter Pleite, haben
Urlauber mittlerweile auch in der  Bun-
desrepublik ein Anrecht auf Schadens-
ersatz. Außerdem wurde etwa ein
gemeinsamer Sicherheitsstandard für
die meisten Waren festgeschrieben.
Aber auch beim Verbraucherschutz ist
der gemeinsame Markt noch nicht
vollendet. Mittlerweile hat man sich
zwar auf Garantieleistungen geeinigt,
die über dem früher in Deutschland
geltenden Niveau liegen. Aber nun
gibt es neue, ungeklärte Probleme bei
Streitigkeiten oder Reklamationen
beim grenzüberschreitenden Einkauf
im Internet. Auch hier dringt die Kom-
mission jedoch auf eine europaweite
Lösung.

Probleme

Bei allen Fortschritten in Europa ist der
Binnenmarkt der Bürger also noch lan-
ge nicht vollendet – das merkt man
schon, wenn man die Grenze nach

Frankreich überquert. Obwohl beide
Länder der so genannten Schengen-
Gruppe angehören, die die Grenzkon-
trollen zwischen ihren Mitgliedslän-
dern offiziell abgeschafft hat, wird
immer wieder einmal nach Pass oder
Personalausweis gefragt. Fast alle
Schengen-Staaten führen aus beson-
deren Gründen für eine begrenzte Zeit
wieder Grenzkontrollen durch.

Und auch wenn die große Mehrheit
der Europäer die Freizügigkeit prinzi-
piell akzeptiert – fast immer beginnen
die Probleme dann, wenn es konkret
wird. Das fängt damit an, dass es nicht
bei allen Spaniern oder Franzosen
gerne gesehen wird, wenn deutsche
Rentner mittlerweile ganze Orte do-
minieren. Angesichts der hohen Ar-
beitslosenzahlen in Europa existieren
zudem auch auf dem Arbeitsmarkt
Spannungen. Denn wenn ein Finne
Holzarbeiten in einem Altbau in Han-
nover übernimmt und Briten sowie
Iren die Baustellen in Deutschland
bevölkern, dann bedeutet dies auch,
dass deutsche Arbeiter diese Jobs nicht
mehr erhalten. 

Vor allem Gewerkschaftsvertreter wei-
sen deshalb mittlerweile  auch auf die
Schattenseiten des großen Binnen-
marktes hin. Bedeutet die Konkurrenz
aus Ländern mit billigeren Löhnen,
dass auch die Löhne in Deutschland
sinken werden? Wie können Arbeit-
nehmer künftig noch ihre Rechte
durchsetzen, wenn Unternehmen
längst über die Grenzen hinweg ope-
rieren, die Gewerkschaften aber natio-
nal und oft sogar regional organisiert
sind? Was passiert, wenn der EU bald
die osteuropäischen Staaten beitreten,
in denen die Löhne sehr viel niedriger
liegen als bei uns? Wird es auf deut-
schen Baustellen dann vielleicht nur
noch polnische und ungarische Arbei-
ter geben?

Bisher ist es noch nicht gelungen, die
negativen Begleiterscheinungen des
immer durchlässiger werdenden Ar-
beitsmarktes besonders auf dem Bau
zu beseitigen. Das Entsendegesetz
sollte mit der Festlegung von Mindest-
löhnen zumindest ein Abrutschen der
Löhne durch die Konkurrenz von Billig-
arbeitern aus anderen Ländern verhin-
dern. Außerdem sind alle auf deut-
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Bauarbeiterdemonstration in Leonberg (Foto: dpa)
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schen Baustellen tätigen Firmen ver-
pflichtet worden, auch Beiträge in die
Urlaubs- und Lohnausgleichskasse der
Bauwirtschaft zu zahlen. Kontrollen
haben aber ergeben, dass noch immer
ein Drittel der Baufirmen aus dem EU-
Ausland den vorgeschriebenen Min-
destlohn nicht zahlt. Mehr Kontrollen
auf Baustellen und härtere Strafen sol-
len diesen Missstand beenden.

Die Angst vor der ungeliebten Kon-
kurrenz hat die Begeisterung für einen
einheitlichen großen europäischen
Markt etwas sinken lassen – obwohl
dieser noch immer die Voraussetzung
für die Wettbewerbsfähigkeit Europas
in der Zukunft ist. Aber in krisenge-
schüttelten Ländern ist die Neigung

der Regierungen nicht groß, einzelnen
Interessengruppen auf die Füße zu tre-
ten, „nur“ um die Vereinheitlichung in
der EU schnell voranzutreiben. Immer
wieder muss die EU-Kommission des-
halb gegenüber den nationalen Regie-
rungen auf das Recht der Gleichbe-
handlung pochen – auch wenn die
„Einmischung aus Brüssel“ im jeweils
betroffenen Land oft für Verärgerung
sorgt.

Nachgefragt:

1. Erläutern Sie die vier Grundfreihei-
ten des Binnenmarktes und zeigen
Sie deren Bedeutung im Alltag der
EU.

2. Beschreiben Sie mit Beispielen in
welchen Bereichen sich der Alltag
in den verschiedenen Ländern der
EU angleicht und wo es immer
noch große Unterschiede gibt.

3. Kennzeichnen Sie Vor- und Nach-
teile eines einheitlich geregelten
Arbeitsmarktes in den EU-Ländern.
Erläutern Sie, warum er nur sehr
langsam und mühsam realisiert
wird und welche Interessengrup-
pen ihn verhindern möchten.

4. Weichen die EU-Regeln den deut-
schen Verbraucherschutz auf?

5. Diskutieren Sie, ob die EU-Regeln
zum Binnenmarkt nur Mindest-
standards oder für alle Staaten in
gleicher Weise bindende Vorschrif-
ten enthalten sollen.



Die Europäische Gemeinschaft ist ein
bisher einmaliges Gebilde in der Welt.
Sie ist nicht souverän wie ein Staat und
doch souveräner als alle anderen
Zusammenschlüsse von Staaten in der
Welt. Unter Souveränität versteht man
(und jetzt ist jedes einzelne Wort wich-
tig) die höchste und unabhängige
Gewalt eines Staates, zu herrschen
und zu entscheiden. Die Berechtigung
dazu haben unumschränkt herrschen-
de Kaiser und Könige von Gott abge-
leitet: „von Gottes Gnaden“. Der
unumschränkte Herrscher war der
Souverän seines Landes (Absolutis-
mus). 

In einer Demokratie haben Parlament
und Regierung die Entscheidungs- und
Herrschaftsgewalt; die Berechtigung
(Legitimation) dazu müssen sie von
den Wählerinnen und Wählern erhal-
ten. Der Wähler wird deshalb als der
„Souverän“ bezeichnet (Volkssouve-
ränität). 

Überblick

Der Europäische Rat legt die großen
Richtlinien der Gemeinschaftspolitik
fest. Die europäischen Gesetze werden
vom Rat (Ministerrat) in Zusammen-
arbeit mit dem Europäischen Parla -
ment beschlossen. Vorgeschlagen
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und erarbeitet werden die Gesetze von
der Kommission , die auch für den
europäischen „Regierungsalltag“ zu-
ständig ist. Die Kontrolle der Recht-
mäßigkeit und die Entscheidung in
Konfliktfällen ist Aufgabe des Eu-
ropäischen Gerichtshofs .

Und was macht das Europäische Par -
lament ? Es wirkt immer stärker bei der
europäischen Gesetzgebung mit  und
kontrolliert  die Arbeit von Rat und
Kommission.

Der Europäische Rat

Treffen sich die Regierungschefs ver-
schiedener Staaten zu Gesprächen, so
nennt man das gewöhnlich ein „Gip-
feltreffen“. So war auch das erste Tref-
fen der damals sechs Regierungschefs
der Europäischen Gemeinschaft 1967
ein „Gipfeltreffen“, auf dem viele
nicht gelöste Probleme auf höchster
Ebene besprochen wurden.

Seit 1975 trafen sich dann die Regie-
rungschefs zwei- bis dreimal unter der
Bezeichnung „Europäischer Rat“. Bei
ihren Gesprächen und Beratungen
werden die Regierungschefs durch ihre
Außenminister, den Präsidenten und
einen Vizepräsidenten der Kommissi-
on unterstützt. Durch die Einheitliche
Europäische Akte (EEA) wurde 1987
der Europäische Rat Organ der
Europäischen Gemeinschaft.

NICHT VERWECHSELN

• EUROPÄISCHER RAT (Organ der EU) mit dem „Europarat“ (Vertrag,
1949, Sitz in Straßburg)

• MINISTERRAT (Organ der EU) mit dem „Ministerkomitee“ des Euro-
parats (Treffen der Außenminister)

• EUROPÄISCHES PARLAMENT (Organ der EU) mit der „Parlamentari-
schen Versammlung“ des Europarats. 

• EUROPÄISCHER GERICHTSHOF (Organ der EU in Luxemburg) mit dem
„Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte“ des Europarats in
Straßburg oder dem „Internationalen Gerichtshof“ in Den Haag.
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Präsidentschaft

Beim Vorsitz im Europäischen Rat (und
gleichzeitig im Ministerrat) wechseln
sich die Mitgliedstaaten alle sechs
Monate nacheinander ab. So hat jedes
Land die Chance, dafür zu sorgen, dass
unter seiner Präsidentschaft die EU
einen guten Schritt vorankommt. 

Die eigentliche Aufgabe des Europäi-
schen Rats ist es, sich um die „großen
Fragen“ der europäischen Politik zu
kümmern, um die Weiterentwicklung
der Europäischen Gemeinschaft. Viel-
fach müssen die Regierungschefs aber
auch Fragen aufarbeiten und entschei-
den, bei denen in der Runde des Minis-
terrats keine Einigung erzielt werden

konnte. Daneben ist der Europäische
Rat gleichzeitig auch das höchste
Organ der Europäischen Politischen
Zusammenarbeit (EPZ) .

Die Staats- und Ministerpräsidenten
der Mitgliedsländer im Europäischen
Rat treffen sich nur wenige Male im
Jahr. Im Alltag der Europäischen
Gemeinschaft werden die Entschei-
dungen durch die Minister im Rat
(Ministerrat) getroffen. Während die
Mitglieder des Europäischen Rates und
des Rates (Ministerrates) eher die eige-
nen nationalen Interessen im Auge
haben, vertreten Kommission und
Europäisches Parlament als „europäi-
sche“ Organe europäische Interessen.

Im Rat (Ministerrat) muss ständig ein
Kompromiss gefunden werden zwi-
schen den nationalen Einzelinteressen
und den „europäischen“ Entwürfen
der Kommission. Die Kommission
kann bei der europäischen Gesetzge-
bung (bis auf Ausnahmen) keine Ent-
scheidungen treffen. Der Rat (Minis-
terrat) darf nur tätig werden, wenn
ihm ein Gesetzentwurf der Kommissi-
on vorliegt. Das Europäische Parlament
ist bei der Gesetzgebung mitberatend
und in immer  mehr Bereichen „mit-
entscheidend“ tätig.

Der Rat (Ministerrat)

Beim Rat (Ministerrat) handelt es sich
nicht wie beim Europäischen Rat um
einen festen Personenkreis. Sollen The-
men allgemeinerer Art bearbeitet wer-
den, dann treffen sich die Außenminis-
ter im „Allgemeinen Rat“. Müssen
dagegen Fachfragen entschieden wer-
den, dann werden sie durch die jewei-
ligen Fachminister im „Rat der Finanz-
minister“, „Rat der Agrarminister“
usw. diskutiert und entschieden. In
den Ministerrat können die Regierun-
gen der Mitgliedsländer je nach The-
men der Tagesordnung ein Regie-
rungsmitglied ihrer Wahl, meist den
Fachminister, entsenden. Zur Beratung
über die Milchmengenverordnung
treffen sich die Landwirtschaftsminis-
ter, zur Sitzung über den Gewässer-
schutz die Umweltminister usw.

Unterstützung des Rates
(Ministerrates)

Um bei dem wechselnden Personen-
kreis im Rat (Ministerrat) eine wir-
kungsvolle Arbeit möglich zu machen,
bereitet ein Ausschuss der Ständigen
Vertreter (Botschafter der Mitglied-
staaten in Brüssel) die Arbeit weitge-
hend vor. Bei vielen Punkten braucht
auf den Sitzungen dann nicht mehr
lange verhandelt zu werden. Es kommt
gleich zur Abstimmung. So bleibt den
Ministern mehr Zeit für strittige Fra-
gen. Natürlich stehen auch der Rat
(Ministerrat) und sein Ausschuss nicht
allein. Zu seiner Unterstützung gibt es
ein Generalsekretariat mit Juristen und
Fachleuten aus allen Bereichen der EU.
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einzelnen Mitglieder der Kommission
müssen vom Europäischen Parlament
nach einer Anhörung das Vertrauen
ausgesprochen bekommen, bevor sie
von den Regierungen der Mitglied-
staaten ernannt werden. 

Das Europäische Parlament kann der
Kommission insgesamt das Misstrauen
aussprechen, dann muss die Kommis-
sion zurücktreten. Wegen schwerwie-
gender Vorwürfe wegen Missmanage-
ments, Günstlingswirtschaft und Be-
trugs kam es im Januar 1999 zum
ersten Misstrauensantrag gegen eine
Kommission. Dieser Antrag fand zwar
nicht die erforderliche Mehrheit, aber
im März 1999 trat die Kommission auf
Grund neuer Vorwürfe geschlossen
zurück, um einem erneuten Misstrau-
ensvotum zuvorzukommen. Das Kon-
trollrecht des Europäischen Parlaments
hatte das erste Mal Wirkung gezeigt.

Jedes Land entsendet mindestens
einen Kommissar, die größeren Länder
entsenden (D, E, F, GB, I) zwei. Wie ein
Minister auch, übernimmt jeder EU-
Kommissar einen Aufgabenbereich,
z.B. Landwirtschaft oder Umwelt.
Während der fünf Jahre ihrer Amtszeit
sind die Kommissare völlig unabhängig
von der Regierung ihres Heimatlandes
und allein „Europa“ verpflichtet. Bei

den Abstimmungen in der Kommissi-
on hat der Präsident, wie alle anderen
Kommissare auch, nur eine Stimme. Er
vertritt die Kommission bei den Bera-
tungen des Europäischen Rats und
hat gegenüber den Kommissionsmit-
gliedern eine Richtlinienkompetenz.

Die Verwaltung

Ein EU-Kommissar steht, wie ein Minis-
ter auch, mit seinen Aufgaben nicht
allein. Die Kommission hat eine große
Verwaltung mit vielen Dienststellen,
Außenstellen, Forschungseinrichtun-
gen, Übersetzern  usw., alles in allem
etwa 15.000 Beamtinnen und Beam-
te. Der Sitz der EU-Kommission ist in
Brüssel mit Nebenstellen in Luxemburg
und anderen Mitgliedstaaten. Sie hat
Vertretungen in allen Mitgliedstaaten
und Delegationen (wie Botschaften) in
über 100 Staaten außerhalb der EU.

Die Kommission hat viele Aufgaben.
Sie soll für die Durchführung der EU-
Verträge sorgen, die Einhaltung der
Entscheidungen der EU-Organe über-
wachen, Vorschläge zur Weiterent-
wicklung machen und die EU nach
außen vertreten. Damit ist die Kom-
mission das meistbeschäftigte und mit
den vielfältigsten Aufgaben versehene
Organ der EU.

Zur Verwirklichung dieser Aufgaben
hat die Kommission als einziges EU-
Organ das Recht, Gesetzesvorschläge
beim Ministerrat einzubringen. Zur
genauen Regelung der Gesetze kann
die Kommission (wie in der Bundes-
republik die Ministerien) Durchfüh-
rungsbestimmungen erlassen, die für
Behörden, Unternehmen oder Einzel-
personen in den Mitgliedstaaten recht-
lich verbindlich sind. Viele Vorschrif-
ten, gerade im Bereich der Wirtschaft,
stammen heute nicht mehr von einer
deutschen Behörde, sondern sind
direkt oder indirekt durch die Europäi-
sche Kommission erlassen.

Als weitere Aufgabe muss die Kom-
mission die Durchführung der Verträ-
ge und der Europäischen Gesetze und
Regelungen kontrollieren. Bei Ver-
stößen gegen europäisches Recht
kann die Kommission gegen Einzelne
(z. B. gegen Unternehmen) Bußgelder

1998 tagte der Rat 94-mal. Der Rat
verabschiedete 1998 202 Verordnun-
gen, 53 Richtlinien. 1994 hatte der Rat
100-mal getagt und 300 Verordnun-
gen verabschiedet. In den Bereichen
Steuerrecht, Industrie-, Kultur-, Regio-
nal- und Sozialfonds, Gemeinsamer
Außen- und Sicherheitspolitik und der
Zusammenarbeit in der Justizpolitik ist
Einstimmigkeit bei den Entscheidun-
gen erforderlich. Eine qualifizierte
Mehrheit reicht bei den Beschlüssen in
den Bereichen Landwirtschaft, Fische-
rei, Binnenmarkt, Umwelt und Ver-
kehr. Das heißt, für einen Beschluss
sind 62 Stimmen der 87 Stimmen der
Mitglieder des Rates nötig. Dabei
haben D, F, I, GB je zehn Stimmen,
SP 8, B, GR, NL, P je 5, A, S je 4, IR, DK;
FI je 3 und L 2. In der Regel versuchen
aber alle Staaten einstimmige Ent-
scheidungen herbeizuführen; dies er-
klärt, warum Entscheidungen so lange
dauern und oft nur einen sehr ausle-
gungsfähigen Kompromiss darstellen.

Die Kommission

Die Kommission wird vielfach der
„Motor Europas“ genannt, denn hier
findet der Großteil der „europäischen“
Arbeit statt. Hier wird entworfen, kon-
trolliert, ausgezahlt, Buch geführt, ver-
handelt, übersetzt und vieles mehr
getan, was Aufgabe einer europäi-
schen Regierung sein könnte. Folglich
kann man einen „EU-Kommissar“ – so
nennt man die 20 Mitglieder der Kom-
mission – am ehesten einen „europäi-
schen Minister“ nennen.

Die Kommissare

Bei uns in der Bundesrepublik werden
die Ministerinnen und Minister vom
Bundeskanzler vorgeschlagen und
vom Bundespräsidenten ernannt. Der
gemeinsame Kandidat für das Amt des
Präsidenten der Kommission wird
zunächst dem Europäischen Parlament
von den Regierungen der EU-Mit-
gliedsländer vorgeschlagen, die die-
sem Vorschlag zustimmen müssen,
damit der Präsident der Kommission
ernannt werden kann. Der neue Präsi-
dent der Kommission beruft auf Vor-
schlag der Mitgliedsländer die übrigen
Kandidaten für die Kommission. Die
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Kommissionspräsident Romano Prodi 
(Foto: Europäische Kommission)
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verhängen. Sie muss (was nicht selten
vorkommt) Mitgliedstaaten, die gegen
das Gemeinschaftsrecht verstoßen, vor
dem Europäischen Gerichtshof verkla-
gen, wenn in Gesprächen zwischen
Kommission und Mitgliedstaat keine
Einigung möglich ist.

Die Kommission ist auch der „Kassen-
wart“ der EU; sie stellt den Plan für die
Einnahmen und Ausgaben der Europä-
ischen Gemeinschaft, den Haushalts-
entwurf, auf und wirkt bei der Bera-
tung mit. Vor allem aber verwaltet sie
dann die „Fonds“. Das sind Gelder, die
für einen bestimmten Zweck vorgese-
hen sind, zum Beispiel der Agrarfonds
EAGFL (Europäischer Ausrichtungs-
und Garantiefonds für die Landwirt-
schaft), der mit über 50% des gesam-
ten EU – Haushalts den größten Anteil
ausmacht. Schließlich vertritt die Kom-
mission die Europäische Gemeinschaft
nach außen und führt Verhandlungen
mit internationalen Organisationen
und Ländern außerhalb der EU. 

Aufgaben des Europäischen
Parlaments

Zusammen mit der Kommission bildet
das Europäische Parlament den
„europäischen Gegenpart“ zu den
Vertretern der nationalen Regierungen
im Europäischen Rat und dem Minis-
terrat. Es wird alle fünf Jahre direkt
gewählt und vertritt die Interessen der
370 Millionen Bürgerinnen und Bürger
der EU. Im Vergleich mit den nationa-
len Parlamenten sind seine Rechte der-
zeit noch geringer, Schritt für Schritt
wurden seine Kompetenzen, zuletzt
1997, aber ausgeweitet. In der täg-
lichen Praxis wächst die Macht des Par-
laments, vor allem über
• die Bestätigung einer neuen Kom-

mission, 
• die erweiterte Mitwirkung bei der

Gesetzgebung,
• die Mitsprache beim Haushalt der EU

und 
• die öffentlichen Debatten über zent-

rale europäische Fragen.
Zum Vergleich: das deutsche Parla-
ment, der Bundestag, wählt den Bun-
deskanzler, schlägt Gesetze vor und
beschließt sie, genehmigt den Haus-
halt und kontrolliert die Regierung.

Mitwirkung bei der Gesetz-
gebung

An der Entscheidung über die Gesetze,
in der Sprache der EU „Verordnungen“,
ist das Europäische Parlament beteiligt.
Dabei gibt es zwei Verfahren, bei denen
das Parlament einmal mehr, einmal
weniger einbezogen wird (siehe Schau-
bild). In der Praxis hat sich das Mit-
entscheidungsverfahren durchgesetzt,
dadurch ist der Einfluss des Parlaments
ständig gewachsen. Eine besondere
Rolle spielt dabei der Vermittlungsaus-
schuss, der mit der gleichen Anzahl von
Mitgliedern des Parlaments und des
Rates gebildet wird. Im Frühjahr 2000
hat dieser Vermittlungsausschuss zum
Beispiel nach langen Verhandlungen
eine Regelung getroffen, in der festge-
legt wurde, dass die Autoindustrie alte
PKW zur Entsorgung von dem letzten
Besitzer zurücknehmen muss. Ohne die
Mitwirkung des Parlaments  über den
Vermittlungsausschuss wäre diese von
der Autoindustrie heftig bekämpfte
Verordnung nicht in dieser Form be-
schlossen worden (s. Kapitel EU-Um -
weltpolitik ).

Die endgültige Entscheidung im
Gesetzgebungsverfahren liegt aber
immer noch beim Rat. Das Recht,
Gesetze vorzuschlagen, liegt allein bei
der Kommission. Das Europäische Par-
lament kann zwar bei der Kommission

Rechtsakte der EU

Die wichtigsten Rechtsakte der
EU heißen:

Verordnung:
Sie gilt in jedem Mitgliedstaat
direkt und steht über dem natio-
nalen Recht.

Richtlinie:
Sie ist die Weisung an die Einzel-
staaten, nationale Gesetze und
D u rc h f ü h rungsbestimmungen so
u m z u ä n d e rn, dass sie den Vo r-
schriften der Richtlinie entspre-
c h e n .

Entscheidung:
Sie betrifft nicht alle Staaten oder
B ü rger gleichermaßen, sondern
regelt Einzelfälle verbindlich (z. B .
für einen Staat oder ein Untern e h-
m e n ) .



Gesetze anregen, aber dem Minister-
rat keine eigenen Gesetzentwürfe zur
Entscheidung vorlegen. Seit vielen Jah-
ren fordert das Europäische Parlament
allerdings ein solches „Initiativrecht“.

Kontrolle von Kommission
und Rat

Die Kontrollrechte gegenüber der
Kommission sind bisher am weitesten
ausgebaut. Das Europäische Parlament
richtet schriftliche und mündliche An-
fragen an Kommission und Rat und
hält monatlich eine Fragestunde ab.
Rat und Kommission sind zur Antwort
verpflichtet. Der Präsident des Europäi-
schen Rats berichtet dem Parlament zu
Beginn und Ende der Amtszeit und
nach jedem Treffen des Europäischen
Rats. Das Europäische Parlament kann
die Kommission mit Mehrheit durch
einen Misstrauensantrag zum Rücktritt
zwingen. Im Frühjahr 1999 hat diese
Möglichkeit, wie bereits erwähnt,
schon im Vorfeld der Debatten des Par-
lamentes dazu geführt, dass die Kom-
mission unter Kommissionspräsident
Santer von sich aus zurückgetreten ist,
um einer Abwahl zuvorzukommen.

Beteiligung am EG-Haushalt

An der Aufstellung und Verabschie-
dung des EU-Haushalts ist das Europäi-
sche Parlament beteiligt. Das „letzte

Wort“ hat das Parlament bei dem Teil
des Haushalts, der nicht durch die EU-
Verträge festgelegt ist („nichtobligato-
rische“ Ausgaben). Es kann den Haus-
halt insgesamt ablehnen und hat dies
auch schon getan.

Beteiligung an der Außen-
politik

Das Parlament muss Beitrittsbeschlüs-
sen und Assoziationsabkommen zu-
stimmen. In mündlichen und schrift-
lichen Anfragen an den Ratspräsiden-
ten oder den Allgemeinen Rat, in Fra-
gestunden, Debatten und Entschlie-
ßungen behandelt das Europäische
Parlament Fragen der europäischen
Außenpolitik. Die Einheitliche Europäi-
sche Akte legt fest, dass das Europäi-
sche Parlament „eng an der EPZ [Euro-
päische politische Zusammenarbeit]
beteiligt wird“; die Meinung des Parla-
ments muss bei der EPZ gebührend
berücksichtigt werden. 

Der Europäische Gerichtshof

Nicht Menschen, sondern Gesetze sol-
len den Staat beherrschen, forderte
schon Platon in Griechenland vor
nahezu zweieinhalbtausend Jahren.
Das ist heute die Grundidee des
Rechtsstaats. Alles, was der Staat tut,
muss sich auf ein Gesetz, jedes Gesetz
auf die Verfassung stützen können. Ob

dieses der Fall ist, muss von einer unab-
hängigen Instanz, den Gerichten,
geprüft werden können.

Der Europäische Gerichtshof besteht
aus 15 Richtern und 8 Generalanwäl-
ten. Generalanwälte, die es im deut-
schen Rechtswesen nicht gibt, unter-
stützen die Richter und bereiten eine
Entscheidung unparteiisch vor. Richter
und Generalanwälte werden von den
Regierungen der Mitgliedsländer im
Einvernehmen auf sechs Jahre er-
nannt. Die Richter wählen aus ihrer
Mitte einen Präsidenten. Die Richter
und Generalanwälte werden von den
ca. 800 Bediensteten des Europäischen
Gerichtshofs unterstützt.

Was wird entschieden?

„Der Gerichtshof sichert die Wahrung
des Rechts bei Auslegung und An-
wendung“ der Verträge. Das bedeutet
zweierlei. Wenn die „Auslegung der
Verträge“ Konflikte ergibt, entschei-
det der Gerichtshof endgültig, wie die
umstrittenen Texte zu deuten sind.
Ebenso entscheidet das Gericht auf
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Prof. Dr. Hans-Gert Pöttering,
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Dr. Godelieve Quisthoudt-
Rowohl, CDU, Goschenstr. 80,
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Feleknas Uca, PDS, Bergstr. 50,
29221 Celle
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Grund von Klagen (eines Mitgliedstaa-
tes, eines EU-Organs, eines Unterneh-
mens, einer Bürgerin oder eines Bür-
gers der EU), ob gegen geltendes
Recht verstoßen wurde („Anwendung
der Verträge“). Diese Entscheidungen
sind ebenfalls endgültig und unan-
fechtbar.

Immer häufiger rufen auch die natio-
nalen Gerichte den Europäischen
Gerichtshof an, um zu klären, ob in
ihrem Prozess neben dem nationalen
auch europäisches Recht verletzt wur-
de. Solche „Vorabentscheidungen“
sind dann für die nationalen Gerichte
bindend. Mit dem Aufbau der Europäi-
schen Gemeinschaft und den wach-
senden Arbeitsbereichen sind auch die
Aufgaben des Europäischen Gerichts-
hofs gewachsen. 

Über berühmte Urteile des Europäi-
schen Gerichtshofes berichtet eine

Informationsschrift des Presse -und
Informationsamtes der Bundesregie-
rung:

Das Cassis-de-Dijon-Urteil

Ein deutscher Lebensmittelkonzern
hatte vor dem EuGH geklagt, weil ihm
die Einfuhr eines französischen Likörs
aus schwarzen Johannisbeeren (fran-
zösisch: cassis) unter Hinweis auf deut-
sche Gesetze verboten worden war;
nach deutschem Recht mussten Liköre
mindestens 32 % Alkohol haben, der
„Cassis“ aber hat weniger als 20 %.
Der Gerichtshof entschied 1978, das
deutsche Einfuhrverbot widerspreche
den Verträgen der Gemeinschaft, die
den freien Warenverkehr zwischen den
Mitgliedstaaten fordern und Einfuhr-
beschränkungen verbieten. Der Ge-
richtshof stellte den Grundsatz auf:
Was in einem Mitgliedsland der Ge-
meinschaft nach dort gültigem Recht

verkauft werden darf, das darf auch in
allen anderen Mitgliedsländern ver-
kauft werden. Dieses Urteil hat die
Türen für den freien Warenverkehr im
Binnenmarkt, gegen den sich viele
Interessen gebildet hatten, endgültig
geöffnet.

Das Bier-Urteil

Das Urteil wurde dann noch präzisiert
in Entscheidungen des Gerichtshofs
über weitere Klagen, so im Zusam-
menhang mit dem „Reinheitsgebot“
für Biere, die in Deutschland gebraut
werden (dieses damals heftig disku-
tierte Urteil wurde bei uns fälschlich so
ausgelegt, als würde „Europa“ uns
verbieten, saubere Biere zu brauen).
Ebenso untersagten Urteile des
Gerichtshofs deutsche Einfuhrverbote
für Wurstwaren, die Bestandteile
haben, die nach deutschem Recht
nicht erlaubt sind (z. B. Soja) und itali-
enische Einfuhrverbote für Teigwaren,
die nicht aus Hartweizengrieß herge-
stellt werden.

In Massenmedien beider Länder wur-
den die Urteile zur Schelte für „Euro-
pa“ missbraucht: Die Einigung Europas
führe zu allgemeiner Verschlechterung
der Qualität unserer Lebens- und
Genussmittel. Die Wirklichkeit sieht
natürlich ganz anders aus.

Das Bosman-Urteil

Berühmt geworden ist auch ein Urteil
des Gerichtshofs aus dem Jahr 1995,
dem eine Klage des belgischen Profi-
fußballspielers Bosman zu Grunde
gelegen hatte. Eine Folge dieses „Bos-
man-Urteils“ ist, dass seither auf deut-
schen Fußballplätzen für Spieler aus
anderen Staaten der Europäischen
Union nicht mehr die „Ausländer-
Regel“ gilt, die es einem Verein verbie-
tet, mehr als drei ausländische Spieler
pro Spiel einzusetzen. Staatsangehöri-
ge aus anderen Staaten der EU dürfen
nicht als Ausländer behandelt werden,
denn die EU-Verträge verbieten inner-
halb des Binnenmarktes jede Diskrimi-
nierung, also Schlechterstellung eines
Unionsbürgers auf Grund der Nationa-
lität. Jeder hat das Recht, überall zu
arbeiten.



Das Zahnarzt-Urteil

Am 28. April 1998 hat der EuGH ent-
schieden: Es verstößt gegen EG-Recht,
wenn von einem Versicherten verlangt
wird, er müsse sich von seinem Ver-
sicherungsträger vorab eine Genehmi-
gung einholen, bevor er sich von
einem Zahnarzt in einem anderen Mit-
gliedstaat der Union behandeln lässt.

Vorausgegangen war der Fall eines
Luxemburger Arztes, der seine Tochter
von einem Zahnarzt in Trier behandeln
ließ. Seine Krankenkasse hatte sich
unter Berufung auf luxemburgisches
Recht geweigert, die Kosten dafür zu
übernehmen; eine Behandlung im Aus-

land sei nur in dringenden Fällen (etwa
bei Auslandsaufenthalt) oder nach vor-
heriger Genehmigung der Kasse mög-
lich. Der Arzt klagte, und das Luxem-
burger Gericht legte die Frage dem
EuGH zur Vorabentscheidung vor.

Eine Zahnbehandlung, so der Gerichts-
hof, sei eine Dienstleistung, und jede
Behinderung des freien Dienstleis-
tungsverkehrs im Binnenmarkt ver-
stoße gegen EG-Recht. Das Urteil ist in
Deutschland auf Kritik gestoßen. Der
EG-Vertrag schließe eine Harmonisie-
rung der Sozialsysteme in der EU aus-
drücklich aus. Das EuGH-Urteil könnte
die Funktionsfähigkeit des deutschen
Gesundheitssystems gefährden.

Der Europäische Rechnungs-
hof

Seit 1975 kontrolliert der Europäische
Rechnungshof am Ende eines Haus-
haltsjahres die Einnahmen und Ausga-
ben der Gemeinschaft auf ihre Recht-
mäßigkeit und Übereinstimmung mit
den Beschlüssen des Parlaments zum
Haushalt. Er veröffentlicht  das Ergeb-
nis in einem Jahresbericht der im
Europäischen Parlament diskutiert
wird. Der Rechnungshof trägt dazu
bei, dass die Kommission mit den Steu-
ergeldern der EU-Bürgerinnen und EU-
Bürger sorgsam umgeht.
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Blick in das Europäische Parlament in Brüssel (Foto: Europäisches Parlament, Generaldirektion Information und Öffentlichkeitsarbeit)
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Nachgefragt:

1. Nennen Sie die wichtigsten Organe
der Europäischen Gemeinschaft
und erklären ihre Funktionen, wer
bestimmt ihre Mitglieder?

2. Beschreiben Sie die Aufgaben des
Europäischen Rats.

3. Welche Aufgaben hat der Europa-
rat?

4. Vergleichen Sie den Bundestag und
das Europäische Parlament. Wo
sind Gemeinsamkeiten, und wo
finden sich Unterschiede?

5. Vielfach spricht man vom „Demo-
kratiedefizit“  in der Europäischen
Gemeinschaft. Woran kann man
einen solchen Mangel an Demo-
kratie in der EU festmachen? Wel-
che Ursachen kann man dafür
benennen?

6. Welche Mehrheiten gibt es bei
Abstimmungen im Ministerrat,
welche im Europäischen Parla-
ment?

7. Nationale Gerichte der Mitglied-
staaten und der Europäische Ge-
richtshof arbeiten häufig eng
zusammen. Zu welchem Zweck?

8. Für die Bundesrepublik mit ihrem
föderalistischen Aufbau ist die Mit-
arbeit in der Europäischen Union
schwieriger als etwa für Frankreich.
Machen Sie die Gründe hierfür
deutlich.

6  Die Organe der EU
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1. Belgien

Die Fläche des Königreiches Belgien
beträgt 30 159 km2.

In Belgien leben 10 Millionen Men-
schen. Die durchschnittliche Bevölke-
rungsdichte beträgt 328 Einwohner je
km2. Die Bevölkerungsdichte ist mit die
größte in Europa. In den Ardennen
leben nur 50 Einwohner je km2,
während sich rund 10 % der Gesamt-
bevölkerung auf die Hauptstadt Brüs-
sel konzentrieren.

Die Amtssprache in Flandern, dem nörd-
lichen Teil Belgiens, ist Niederländisch.
Die Amtssprache der Wallonen im Süden
des Landes ist Französisch. In Brüssel sind
Französisch und Niederländisch gleich-
berechtigt. Die Mehrheit ist jedoch fran-
zösischsprachig. Im Osten des Landes
lebt eine deutschsprachige Minderheit.
Alle drei Sprachen sind Amtssprachen.
Rund 57 % der Bevölkerung sprechen
Niederländisch und 42 % Französisch.

Zu den wichtigsten Industriezweigen
in Belgien zählen die Metallverarbei-
tung, auf die 30 % der gewerblichen
Arbeitsplätze entfallen, die Chemie-
und die Elektroindustrie. 
Eine lange Tradition haben die Textil-
und die Glasindustrie. Bereits im Mit-
telalter war das Gebiet zwischen Maas
und Schelde wegen seiner Tuchmacher
und Glasbläser berühmt. Eine weitere
Spezialität des Landes ist Schokolade.
Insgesamt weist Belgien einen Han-
delsbilanzüberschuss auf.

BIP pro Kopf: 22 750 US$.
Anteil am BIP:
Landwirtschaft 1,2 %

Industrie 30,3 %
Dienstleistungen 68,5 %

Das Königreich Belgien ist eine konsti-
tutionelle Monarchie auf parlamenta-
risch-demokratischer Grundlage.

2. Dänemark

Dänemark hat eine Fläche von
43 080 km2.

In Dänemark (ohne Grönland und die
Faröer-Inseln) leben 5,2 Millionen
Menschen. Die durchschnittliche Be-
völkerungsdichte beträgt 120 Einwoh-
ner je km2. 70 % der Bevölkerung
leben in städtischen Gebieten, davon
1 Million in der Hauptstadt Kopen-
hagen.

Die Amtssprache ist Dänisch. 

Dänemark gehört zu den weltweit
wichtigsten Ausfuhrländern für land-
wirtschaftliche Erzeugnisse.

In den letzten Jahren hat jedoch der
Anteil der Industrieerzeugnisse an der
Ausfuhr die Oberhand gewonnen.
Typisch für Dänemark sind kleine und
mittlere Unternehmen. Von zuneh-
mender Bedeutung für die Gesamt-
wirtschaft sind die Erdöl- und Erdgas-
vorkommen in der Nordsee.

BIP pro Kopf: 23 690 US$.
Anteil am BIP:
Landwirtschaft 4,0 %
Industrie 26,8 %
Dienstleistungen 69,2 %

Das Königreich Dänemark ist eine kon-

stitutionelle Monarchie auf parlamen-
tarisch-demokratischer Grundlage.

3. Deutschland

Deutschland hat eine Fläche von
357 000 km2.

In der Bundesrepublik Deutschland
leben 81,2 Millionen Menschen. Mit
225 Einwohnern je km2 zählt Deutsch-
land zu den am dichtesten besiedelten
Ländern in Europa. 
Im Großraum Berlin leben 3,4 Millio-
nen Menschen.

Die Amtssprache ist Deutsch. Es gibt
jedoch viele Dialekte. So ist es durch-
aus möglich, dass Friesen und Bayern
einander nicht verstehen.

Die deutsche Wirtschaft befindet sich
nach der Wiedervereinigung aufgrund
der großen Unterschiede zwischen Ost
und West in einer schwierigen Anpas-
sungsphase. In Deutschland herrscht
soziale Marktwirtschaft. Die wichtigs-
ten Industriezweige sind die Fahrzeug-
industrie, der Maschinenbau, die Elek-
troindustrie, die chemische und die
pharmazeutische Industrie sowie die
Eisen- und Stahlindustrie.

BIP pro Kopf: 21 260 US$.
Anteil am BIP:
Landwirtschaft 1,3 %
Industrie 30,8 %
Dienstleistungen 67,9 %

Deutschland ist eine Bundesrepublik
auf parlamentarisch-demokratischer
Grundlage.

7 Die Länder und Beitrittskandidaten der EU
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4. Finnland

Die Gesamtfläche Finnlands beträgt
338 000 km2.

Finnland hat 5 089 427 Einwohner und
eine durchschnittliche Bevölkerungs-
dichte von 16 Einwohnern je km2. In
den Städten leben 60 % der Bevölke-
rung, in Helsinki 500 000 Menschen.

Neben Finnisch (93,4 % der Bevölke-
rung) ist auch Schwedisch (5,9 %)
Amtssprache.

Finnland ist ein moderner Industrie-
staat. Es dominieren die Holzverarbei-
tung (Sägewerk, Herstellung von Pa-
pier, Pappe und Zellstoff) und die
Metallindustrie. Weitere wichtige
Bereiche mit hoher Exportquote sind
die Telekommunikation und die Hoch-
technologie.

BIP pro Kopf: 20 150 US$.
Anteil am BIP:
Landwirtschaft 4,0 %
Industrie 34,1 %
Dienstleistungen 61,9 %

Finnland ist eine Republik auf par-
lamentarisch-demokratischer Grund-
lage.

5. Frankreich

Einschließlich der Insel Korsika ist
Frankreich 544 000 km2 groß.

In Frankreich leben 57,3 Millionen Men-
schen. Die durchschnittliche Bevöl-
kerungsdichte beträgt 105,5 Einwohner
je km 2. Die Hauptstadt Paris hat 2 Mil-
lionen Einwohner, in ihrem Großraum
leben sogar 8 Millionen Menschen.

Die Amtssprache ist Französisch.

Frankreich ist der größte Erzeuger
landwirtschaftlicher Produkte in West-
europa und nach Italien der zweit-
größte Weinproduzent der Welt. Auf-
grund seiner Spitzenstellung in der
Stahlerzeugung, der Fahrzeugindu-
strie und der Luftfahrtindustrie gehört
Frankreich zu den bedeutendsten
Industrieländern der Welt. Die wich-
tigsten Industriestandorte sind der
Raum Paris, der Nordosten, Lothringen
und der Raum Lyon.

BIP pro Kopf: 22 030 US$.
Anteil am BIP:
Landwirtschaft 2,3 %
Industrie 26,0 %
Dienstleistungen 71,7 %

Frankreich ist eine Republik auf par-
lamentarisch-demokratischer Grund-
lage.

6. Griechenland

Das im Süden der Balkanhalb-
insel gelegene Griechenland ist
131 909 km2 groß.

In Griechenland leben 10,2 Millionen
Menschen. Die durchschnittliche Be-
völkerungsdichte beträgt 78 Einwoh-
ner je km2. 

Die Amtssprache ist Neugriechisch.

Wichtige Faktoren der griechischen
Wirtschaft sind die Landwirtschaft und
die Handelsflotte (1990: 1 200 Schiffe
bzw. 5 % der Welthandelsflotte). Bis
zum Ende der 60er Jahre war das Wirt-
schaftsleben hauptsächlich von Famili-
enbetrieben geprägt. Seit dieser Zeit
nimmt der Anteil der Industrieproduk-
tion an den Ausfuhren ständig zu.
Griechenland ist berühmt für landwirt-
schaftliche Erzeugnisse wie Wein, Oli-
ven, Fetakäse, Tabak, Walnüsse und
Mandeln.

BIP pro Kopf: 12 450 US$.
Anteil am BIP:
Landwirtschaft 10,7 %
Industrie 17,9 %
Dienstleistungen 71,4 %

Griechenland ist eine parlamentari-
sche Demokratie.

7. Irland

Irland ist 70 284 km2 groß.

Die Einwohnerzahl Irlands nimmt seit
1961 ständig zu und beläuft sich heu-
te auf rund 3,5 Millionen, wovon 1 Mil-
lion im Raum Dublin leben. Die Bevöl-
kerungsdichte beträgt 50,4 Einwohner
je km2. 

Irisch (Gälisch) gilt nach der Verfassung
als die erste Amtssprache. Amtliche
Dokumente werden in Englisch und
Irisch veröffentlicht. Die Verwendung
des Irischen ist auf bestimmte Gebiete
(Gaeltacht) beschränkt. Fast die ge-
samte Bevölkerung hat Englisch als
Muttersprache.

Da der einheimische Markt nur 3,5 Mil-
lionen Menschen zählt, hängt die iri-
sche Wirtschaft stark vom Handel ab.
Der Export von Waren und Dienstlei-
stungen erreicht einen Anteil von fast
80 % des BSP. Das Wirtschaftswachs-
tum und die rasche Industrialisierung
in den letzten Jahrzehnten waren das
Ergebnis umfassender Bemühungen,
Irland zu einem attraktiven Standort
für ausländische Investitionen zu
machen.

BIP pro Kopf: 20 710 US$.
Anteil am BIP:
Landwirtschaft 5,8 %
Industrie 32,5 %
Dienstleistungen 61,7 %

Irland ist eine parlamentarische Demo-
kratie.

7  Die Länder und Beitrittskandidaten der EU
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8. Italien

Italien ist 301 046 km2 groß.

Die Republik Italien zählt rund 57 Mil-
lionen Einwohner. Die durchschnitt-
liche Bevölkerungsdichte beträgt 189
Einwohner je km2. Die größte Stadt des
Landes ist Rom mit 2,7 Millionen Ein-
wohnern.

Die Amtssprache ist Italienisch. Dane-
ben werden Deutsch (Südtirol), Fran-
zösisch (Aostatal), Slowenisch (Triest,
Görz) und Ladinisch (in einigen Tälern
Südtirols) gesprochen.

Italien hat sich in den vergangenen
Jahrzehnten von einem Agrarland zu
einem modernen Industriestaat ent-
wickelt. Gleichwohl besteht weiterhin
ein beträchtliches Nord-Süd-Gefälle.
Zu den wichtigsten Ausfuhrgütern
zählen Maschinen und Fahrzeuge,
chemische Erzeugnisse, Bekleidung
und Schuhe. Ein traditionell wichtiger
Erwerbszweig ist der Fremdenverkehr.

BIP pro Kopf: 20 290 US$.
Anteil am BIP
Landwirtschaft 2,8 %
Industrie 30,8 %
Dienstleistungen 66,4 %

Italien ist eine Republik auf parlamen-
tarisch-demokratischer Grundlage.

9. Luxemburg

Das Großherzogtum Luxemburg ist 
2 586 km2 groß. 

Es hat 400 900 Einwohner. Die durch-
schnittliche Bevölkerungsdichte be-
trägt 148 Einwohner je km2.

Amtssprachen sind Französisch,
Luxemburgisch und Deutsch.

Luxemburg verfügt über eine Markt-
wirtschaft, die sich im Wesentlichen
auf die Schwerindustrie, den interna-
tionalen Handel und das Bankwesen
stützt. 
Luxemburg zählt zu den wichtigsten
Stahlerzeugern in der westlichen Welt.
Die Fertigungsindustrie erwirtschaf-
tete 1990 mehr als ein Viertel des
Bruttoinlandprodukts. Die wichtigsten
Handelspartner des Landes sind Bel-
gien, Deutschland und Frankreich.

BIP pro Kopf: 30 140 US$.
Anteil am BIP:
Landwirtschaft 5,0 %
Industrie 21,0 %
Dienstleistungen 74,0 %

Der Staat Luxemburg ist eine konstitu-
tionelle Monarchie auf parlamenta-
risch-demokratischer Grundlage.

10. Die Niederlande

Die Niederlande sind 41 160 km2 groß.

Die Niederlande sind mit 15 Millionen
Einwohnern und einer Bevölkerungs-
dichte von 452 Einwohnern je km2

eines der am dichtesten besiedelten
Länder der Welt.

Die Amtssprache ist Niederländisch. In
der Provinz Friesland im Nordosten des
Landes wird als zweite Amtssprache
Friesisch gesprochen.

Aufgrund ihrer Lage sind die Nie-
derlande international ausgerichtet.
Wichtige Wirtschaftszweige sind Han-
del und Verkehr. Rotterdam hat den
größten Hafen der Welt. 

Schwerpunkte der niederländischen
Industrie sind Chemie, Elektrotechnik
und Fahrzeugtechnik. Die Landwirt-
schaft ist hochtechnisiert. Von großer

wirtschaftlicher Bedeutung ist die
Erdöl- und Erdgasgewinnung.

BIP pro Kopf: 21 110 US$.
Anteil am BIP:
Landwirtschaft 3,1 %
Industrie 26,9 %
Dienstleistungen 70,0 %

Das Königreich der Niederlande ist eine
konstitutionelle Erbmonarchie auf par-
lamentarisch-demokratischer Grund-
lage.

11. Österreich

Die Gesamtfläche der Republik Öster-
reich beträgt 83 857 km2. 

Die Einwohnerzahl Österreichs liegt bei
7,8 Millionen. Während fast 60 % der
Bergregionen sehr dünn besiedelt sind,
lebt über die Hälfte der Bevölkerung in
den Städten.
Wien hat 1,7 Millionen Einwohner.

Amtssprache ist Deutsch, das jedoch
weicher und gedehnter gesprochen
wird als in Deutschland.

Österreich ist ein hochentwickeltes
Industrieland. Für die österreichische
Wirtschaft hat der Außenhandel
immer eine wichtige Rolle gespielt. Seit
dem Fall des Eisernen Vorhangs ist
Österreichs Bedeutung als Tor nach
Mittel- und Osteuropa beträchtlich
gestiegen. 

Rund 40 % des österreichischen Brut-
tosozialprodukts entstehen im Handel,
Außenhandel und Dienstleistungssek-
tor. Neben Handel und Industrie
gehört der Fremdenverkehr zu den
wichtigsten Erwerbszweigen.

BIP pro Kopf: 22 070 US$.
Anteil am BIP:
Landwirtschaft 1,4 %
Industrie 30,4 %
Dienstleistungen 68,2 %
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Österreich ist eine Bundesrepublik 
auf parlamentarisch-demokratischer
Grundlage.

12. Portugal

Die Fläche Portugals beträgt 92 100
km2.

Die Republik Portugal hat 9,8 Millio-
nen Einwohner. Die durchschnittliche
Bevölkerungsdichte beträgt 107 Ein-
wohner je km2. Abgesehen von Lissa-
bon und Porto ist der Nordwesten am
dichtesten besiedelt.

Amtssprache ist Portugiesisch.

Portugals Wirtschaft hängt stark vom
Ex- und Import ab. Haupthandelspart-
ner in Europa sind Spanien, das Verei-
nigte Königreich und Deutschland.
Besonders wichtig ist die Textil- und
Bekleidungsindustrie, die 1992 einen
Anteil von 21,2 % am Gesamtexport-
erlös hatte. Wichtige Einnahmequellen
sind nach wie vor der Fremdenverkehr
und die Herstellung von Portwein.

BIP pro Kopf: 14 270 US$.
Anteil am BIP:
Landwirtschaft 3,9 %
Industrie 32,4 %
Dienstleistungen 63,7 %

Portugal ist eine parlamentarische De-
mokratie.

13. Schweden

Schweden ist das größte (45 000 km2)
und am dichtesten besiedelte Land
Nordeuropas. 
Von den 8,8 Millionen Einwohnern
Schwedens leben 85 % in der süd-
lichen Hälfte des Landes. Die durch-
schnittliche Bevölkerungsdichte be-
trägt 21 Einwohner je km2.

Amtssprache ist Schwedisch, die finni-
schen und lappischen Minderheiten
haben jedoch ihre eigene Sprache. Die
Anzahl der Lappen (Samen) beträgt
15 000 bis 17 000.

Vor 100 Jahren war Schweden ein
Agrarstaat. Heute arbeiten weniger als
3 % der Erwerbstätigen in der Land-
wirtschaft. Die verarbeitende Industrie
war 1993 mit 80 % am Exporterlös
beteiligt. Zahlreiche international be-
kannte Firmen stammen aus Schwe-
den. Das wohlhabende Land verfügt
über starke Gewerkschaften und mehr
Beamte als fast alle anderen Länder des
Westens.

BIP pro Kopf: 19 790 US$.
Anteil am BIP:
Landwirtschaft 2,2 %
Industrie 30,3 %
Dienstleistungen 67,5 %

Schweden ist eine konstitutionelle
Monarchie auf parlamentarisch-demo-
kratischer Grundlage.

14. Spanien

Spanien ist 504 800 km2 groß.

Es hat 39 Millionen Einwohner. Die
durchschnittliche Bevölkerungsdichte
beträgt 78 Einwohner je km2. Die auto-
nome Gemeinde Madrid ist mit 
5 Millionen Einwohnern die größte
Stadt des Landes.

Amtssprache ist das kastilische Spa-
nisch. In den jeweiligen autonomen
Gemeinschaften sind Katalanisch, Bas-
kisch und Galizisch ebenfalls Amts-
sprachen.

Spanien gehört zu den größten Auto-
mobilexporteuren der Welt. Andere
wichtige Industriezweige sind der
Schiffsbau, die chemische Industrie,
Stahl, Textilien und Schuhe; 54 % des
Landes werden landwirtschaftlich ge-
nutzt. Zu den wichtigsten landwirt-
schaftlichen Erzeugnissen gehören Zi-
trusfrüchte, Weintrauben und Oliven. 
Wein und Olivenöl sind wichtige Aus-
fuhrprodukte. Spanien verfügt über
eine der größten Fischfangflotten der
Welt. Ein wichtiger Wirtschaftsfaktor
ist der Fremdenverkehr.

BIP pro Kopf: 15 930 US$.
Anteil am BIP:
Landwirtschaft 3,3 %
Industrie 31,7 %
Dienstleistungen 65,0 %

Aufgrund der Verfassung von 1978 ist
Spanien eine parlamentarische Monar-
chie.

15. Vereinigtes Königreich

Das Vereinigte Königreich von Groß-
britannien und Nordirland hat eine
Fläche von 244 111 km2.

Es hat rund 58 Millionen Einwohner.
Die durchschnittliche Bevölkerungs-
dichte beträgt 239 Einwohner je km2.
Die Hauptstadt London hat rund 7 Mil-
lionen Einwohner.

Amtssprache ist Englisch, in Nord- und
Westwales wird noch walisisch gespro-
chen. Die gälische Sprache ist in West-
schottland und den Hebriden lebendig
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geblieben.

Die Wirtschaft des Landes stützt sich
im Wesentlichen auf Privatunterneh-
men, die rund 80 % der Gesamtleis-
tung erwirtschaften und 75 % der
Arbeitsplätze stellen. Traditionelle In-
dustriezweige wie der Kohlebergbau,
die Eisen- und Stahlindustrie, die Tex-
tilindustrie und der Schiffbau werden
gegenwärtig den neuen Weltmarkt-
strukturen angepasst. In den 80er Jah-
ren wurde die Entwicklung in den
Bereichen Satellitenübertragung, Ro-
botertechnik und elektronische Daten-
verarbeitung vorangetrieben.

BIP pro Kopf: 20 730 US$.
Anteil am BIP:
Landwirtschaft 1,8 %
Industrie 31,5 %
Dienstleistungen 66,7 %

Das Vereinigte Königreich ist eine kon-
stitutionelle Monarchie.

Die Beitrittskandidaten der
EU

Bulgarien

Bulgarien hat eine Fläche von 110 994
km2.

Die Einwohnerzahl beträgt 8,39 Mil-
lionen, von denen rund 1,12 Millionen
Menschen in der Hauptstadt Sofia
leben. Die durchschnittliche Bevölke-
rungsdichte beträgt 76 Einwohner je
km2. In Bulgarien leben 85 % Bulga-
ren, 9% Türken, 3 % Roma sowie 3 %
Mazedonier.

Die Landesprache ist Bulgarisch, dane-
ben werden Türkisch und Romani
gesprochen.

Der Kosovokrieg hat die Wirtschaft des
Landes zurückgeworfen. Neben der
Nahrungsmittelherstellung und Me-

tallverarbeitung spielen die chemische
Industrie und der Maschinenbau eine
Rolle. Im Bergbau werden Eisen- und
Kupfererz und Mangan gefördert. Die
Energieproduktion wird gespeist durch
Kohle und Erdöl. 

BIP pro Kopf: 4 200 US$.
Anteil am BIP:
Landwirtschaft 21,1 %
Industrie 20,7 %
Dienstleistungen 50,2 %

Bulgarien ist eine Republik auf par-
lamentarisch-demokratischer Grund-
lage.

Estland

Die Fläche Estlands beträgt 45 227
km2. 

Die Einwohnerzahl beträgt 1,44 Mil-
lionen Menschen. In der Hauptstadt
Tallin leben 420 500 Einwohner. Auf
einen km2 kommen 31,9 Einwohner. In
Estland leben 64 % Esten, 29 % Rus-
sen, 3 % Ukrainer und auch Belorus-
sen und Finnen.

Die Amtssprache ist Estnisch, daneben
ist Russisch weit verbreitet.

Die wirtschaftliche Situation des Lan-
des ist derzeit beeinflusst von der Kri-
se in Russland; besonders betroffen ist
die estnische Lebensmittelindustrie.
Die Nationalbank gibt für 1999 ein BIP-
Wachstum von 1 bis 2 % an – 1997
waren es noch gut 11 %. 

BIP pro Kopf: 5 240 US$.
Anteil am BIP:
Landwirtschaft 6,2 %
Industrie 26,3 %
Dienstleistungen 67,5 %

Estland ist eine Republik auf par-
lamentarisch-demokratischer Grund-
lage.

Lettland

Die Fläche Lettlands umfasst 64 589
km2.

In Lettland leben 2,45 Millionen Ein-
wohner, davon 57 % Letten, 30 %
Russen, 4 % Belorussen und je 3 %
Polen und Ukrainer. In der Hauptstadt
Riga leben 826 500 Menschen. Die
Bevölkerungsdichte beträgt 37,9 Ein-
wohner je km2.

Die Amtssprache ist Lettisch, daneben
wird auch Russisch gesprochen.

Die wichtigsten Industriezweige sind
Holzverarbeitung, Textilien und Nah-
rungsmittel, Leichtindustrie, Maschi-
nenbau und Chemie. Rohstoffe: Holz,
Torf, Kalksteine, Dolomit.

BIP pro Kopf: 3 940 US$.
Anteil am BIP:
Landwirtschaft 4,7 %
Industrie 29,5 %
Dienstleistungen 65,8 %

Lettland ist eine parlamentarische Re-
publik.

Litauen

Litauen ist mit 65 301 km2 der größte
der drei baltischen Staaten.

Die Bevölkerung besteht aus 3,7 Mil-
lionen Einwohnern, davon 80 % Litau-
er, 9 % Russen, 7 % Polen und 1,5 %
Belorussen. In der Hauptstadt Vilnius
leben 576 000 Menschen. Die Bevöl-
kerungsdichte beträgt 56,8 Einwohner
pro km2.
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Die Landessprache ist Litauisch.

Die Privatisierung der ehemals staatlich
gelenkten Wirtschaft ist weitgehend
abgeschlossen. Privatunternehmen er-
wirtschaften über 70 % des BIP. Haupt-
branchen in der Industrie sind: Ma-
schinenbau, Metallverarbeitung und
Nahrungsmittelindustrie. Qualifizierte
Arbeitskräfte und eine zunehmend
verbesserte Infrastruktur begünstigen
den Standort Litauen. Rohstoffe:
Eisenerz, Torf, Sand, Ton, Bernstein,
Kreide.

BIP pro Kopf: 4 220 US$.
Anteil am BIP:
Landwirtschaft 10,1 %
Industrie 31,5 %
Dienstleistungen 58,4 %

Litauen ist eine parlamentarische
Republik.

Malta

Malta erstreckt sich über eine Fläche
von 316 km2.

Die Bevölkerung besteht aus 374 000
Menschen. In der Hauptstadt Valletta
leben 9 200 Einwohner. Die Bevölke-
rungsdichte beträgt 1 183,5 Einwoh-
ner pro km2.

Die Landessprachen sind Maltesisch
und Englisch.

BIP pro Kopf: 13 180 US$.
Anteil am BIP:
Landwirtschaft 2,8 %
Industrie 27,5 %
Dienstleistungen 69,7 %

Malta ist eine parlamentarische Repu-
blik.

Polen

Die Fläche Polens umfasst 312 685
km2.

Die Bevölkerung besteht aus 38,66
Millionen Einwohnern, 98 % sind
Polen. Von den Minderheiten sind die
Deutschen mit 1,3 % die größte Grup-
pe, daneben gibt es Ukrainer, Belorus-
sen, Slowaken, Roma und Sinti. In der
Hauptstadt Warschau leben 1,63 Mil-
lionen Menschen. Die Bevölkerungs-
dichte beträgt 123,7 Einwohner pro
km2. 
Die Landessprache ist Polnisch.

Die polnische Wirtschaft steht trotz der
schweren Russlandkrise im August
1998 weiterhin auf einem festen Fun-
dament. Das zeigt das Vertrauen aus-
ländischer Investoren, die besonders
für die Lebensmittel-, Haushaltsgerä-
te-, Zigaretten-, Chemie-, Finanz-
dienstleistungs- und Autoindustrie
Kapital bereitstellen. Rohstoffe: Stein-
und Braunkohle, Erze (Eisen, Blei, Zink,
Kupfer) Schwefel, Salz, Eröl, Erdgas.

BIP pro Kopf: 6 520 US$.
Anteil am BIP:
Landwirtschaft 4,8 %
Industrie 36,5 %
Dienstleistungen 58,7 %

Polen ist eine parlamentarische Repu-
blik.

Rumänien

Die Fläche Rumäniens beträgt 238 391
km2.

Die Bevölkerung besteht aus 22,6 Mil-
lionen Einwohnern, davon 89 %
Rumänen. Unter den Minderheiten bil-
den die Ungarn mit 9 % die größte
Gruppe, dann folgen Deutsche, Ukrai-
ner, Serben u.a. In der Hauptstadt
Bukarest leben 2,06 Millionen Einwoh-
ner. Die Bevölkerungsdichte beträgt 95
Einwohner je km2.

Die Landessprachen sind Rumä-
nisch (Amtssprache), Ungarisch und
Deutsch.

Die Privatisierung kommt in Rumänien
nur zögerlich voran, viele Staatsbetrie-
be überleben nur mit Geldern aus
Bukarest. Rohstoffe: Erdöl, Erdgas und
Kohle.

BIP pro Kopf: 4 310 US$.
Anteil am BIP:
Landwirtschaft 17,6 %
Industrie 40,7 %
Dienstleistungen 41,7 %

Rumänien ist eine Republik mit einer
Verfassung von 1991.

Slowakei

Die Fläche der Slowakei beträgt 49 034
km2.

Die Bevölkerung besteht aus 5,36 Mil-
lionen Einwohnern, davon 86 % Slo-
waken, 11 % Ungarn, 2 % Roma und
1 % Tschechen. In der Hauptstadt Bra-
tislava leben 452 300 Menschen. Die
Bevölkerungsdichte beträgt 109 Ein-
wohner je km2. Die Landessprachen
sind slowakisch (Amtssprache), Unga-
risch und Tschechisch.
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Der wirtschaftliche Aufschwung in der
Slowakei wird noch gebremst durch
z. T. veraltete Produktionsanlagen. 

BIP pro Kopf: 7 910 US$.
Anteil am BIP:
Landwirtschaft 4,6 %
Industrie 33,3 %
Dienstleistungen 62,1 %

Die Slowakische Republik hat eine
zuletzt geänderte Verfassung von
1999.

Slowenien

Die Fläche von Slowenien beträgt 
20 253 km2.

Die Bevölkerung besteht aus 1,92 Mil-
lionen Einwohnern, davon 91 % Slo-
wenen, 3 % Kroaten und 2 % Serben.
In der Hauptstadt Ljubljana leben 
270 000 Menschen. Die Bevölkerungs-
dichte beträgt 94,8 Einwohner je km2.

Die Landessprache ist Slowenisch.

Slowenien gehört zum Wirtschafts-
verbund der Alpen-Adria-Region. Zu
den wichtigsten Industriezweigen zäh-
len die Holz- und Metallverarbeitung.

BIP pro Kopf: 11 800 US$.
Anteil am BIP:
Landwirtschaft 3,9 %
Industrie 37,7 %
Dienstleistungen 58,4 %

Die Republik Slowenien ist eine parla-
mentarische Demokratie.

Tschechien

Die Fläche Tschechiens beträgt 78 866
km2.

Die Bevölkerung besteht aus 10,2 Mil-
lionen Einwohnern, davon 94 %
Tschechen, 3 % Slowaken und Min-
derheiten von Polen, Deutschen, Roma
und Ungarn. In der Hauptstadt Prag
leben 1,2 Millionen Menschen. Die
Bevölkerungsdichte beträgt 129,6 Ein-
wohner je km2.

Die Landessprache ist Tschechisch
(Amtssprache), daneben bestehen Slo-
wakisch und die Sprachen der Minder-
heiten.

Gut funktionierende Industriezweige
sind die Brauereien und die mehrheit-
lich von VW übernommenen Skoda-
Automobilwerke. Rohstoffe: Kohle,
Eisenerz, Graphit.

BIP pro Kopf: 10 510 US$.
Anteil am BIP:
Landwirtschaft 4,5 %
Industrie 41,8 %
Dienstleistungen 53,7 %

Die Tschechische Republik ist eine par-
lamentarische Demokratie.

Türkei

Die Türkei erstreckt sich über eine
Fläche von 779 452 km2.

Die Bevölkerung besteht aus 63,76
Millionen Einwohnern, davon 80 %
Türken und etwa 20 % Kurden; Min-
derheiten: Araber, Tscherkessen und
Georgier. In der Hauptstadt Ankara
leben 2,89 Millionen Menschen. Die
Bevölkerungsdichte liegt bei 81,8 Ein-
wohnern pro km2.

Die Landessprache ist Türkisch, dane-
ben wird Kurdisch (10,6 %) und Ara-
bisch (1,6 %) gesprochen.

Der Wiederaufbau der Erdbebenre-

gion um Izmit stellt das Land vor große
finanzielle Probleme. Knapp 40 % aller
Berufstätigen in der Türkei arbeiten in
der Landwirtschaft. Der bedeutendste
Produktionsbereich ist die Textilin-
dustrie. Außerdem werden Nahrungs-
mittel, Stahl-, Papier- und Erdölpro-
dukte sowie Industriechemikalien her-
gestellt. Rohstoffe: Kohle, Chrom,
Kupfer, Borax, Erdöl, Erdgas, Bauxit,
Eisenerz, Mangan und Gold.

BIP pro Kopf: 6 350 US$.
Anteil am BIP:
Landwirtschaft 16,1 %
Industrie 27,4 %
Dienstleistungen 56,5 %

Die Republik Türkei ist eine parlamen-
tarische Demokratie.

Ungarn

Die Fläche Ungarns beträgt 93 030
km2.

Die Bevölkerung setzt sich aus 9,93
Millionen Einwohnern zusammen,
davon 90 % Ungarn (Magyaren), 4 %
Roma, 3 % Deutsche und 2 % Serben.
In der Hauptstadt Budapest leben rd.
1,86 Millionen Menschen. Die Bevöl-
kerungsdichte liegt bei 107 Einwoh-
nern pro km2.

Die Landessprache ist Ungarisch.

Ungarn hat sich von einem Agrar- in
einen exportorientierten Industriestaat
gewandelt. Von Bedeutung sind dabei
Maschinenbau, Chemie und Nah-
rungsmittelverarbeitung. Rohstoffe:
Nur Bauxit als Grundstoff für die
Aluminiumverarbeitung spielt eine
bedeutende Rolle.

BIP pro Kopf: 7 200 US$.
Anteil am BIP:
Landwirtschaft 5,9 %
Industrie 32,7 %
Dienstleistungen 61,4 %
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Die Republik Ungarn ist eine parla-
mentarische Demokratie.

Zypern

Die Fläche Zyperns beträgt 9 251 km2.
Zypern ist geteilt in den türkischen
Norden (3 355 km2) und den griechi-
schen Süden (5 896 km2). Die Türki-
sche Republik Nordzyperns wird nur
von der Türkei diplomatisch aner-
kannt.

Die Bevölkerung setzt sich aus 775 000
Einwohnern zusammen, davon 78 %
Griechen, 18 % Türken und etwa 
265 000 Binnenflüchtlingen. In der
Hauptstadt Nikosia leben 181 200
Menschen. Die Bevölkerungsdichte
beträgt 83,8 Einwohner pro km2.

Die Amtssprachen sind Griechisch und
Türkisch.

Während die Wirtschaft in Nordzypern
nicht vorankommt, ist die politische
und wirtschaftliche Situation im Süden
der Insel gesund. Die industriell wich-
tigsten Bereiche sind Bekleidung, Ge-
tränke und Chemie. Rohstoffe: Kupfer,
Pyrit, Asbest und Gips.

BIP pro Kopf: 13 500 US$.
Anteil am BIP:

Landwirtschaft 4,6 %
Industrie 21,9 %
Dienstleistungen 73,5 %

Die Republik Zypern ist eine parlamen-
tarische Demokratie.

Zusammengestellt nach:
Entdeckungsreise durch Europa; Amt
für amtliche Veröffentlichungen der
Europäischen Gemeinschaften 1996.
Spiegel Almanach, Weltjahrbuch 2000,
Die Staaten der Erde; Europa 2002,
Hrsg. Presse- und Informationsamt der
Bundesregierung, 11044 Berlin; 8. ver-
änderte Auflage 1999.
EU-Erweiterung; Schlüsselzahlen zu-
sammengestellt nach Eurostat Produkt
1-07121999-DE-CP-DE
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8 Die Europäische Währungsunion

Am 1. Januar 1999 trat die Europäi-
sche Währungsunion (EWU) in Kraft.
Sie begann damit, dass elf Länder der
Europäischen Union die Wechselkurse
ihrer Währungen untereinander fixier-
ten und den Euro als Buchgeld ein-
führten. Gleichzeitig ging die Zustän-
digkeit für die Geldpolitik von den
nationalen Zentralbanken auf die
Europäische Zentralbank (EZB) mit Sitz
in Frankfurt am Main über. Die Ausga-
be des Euro als Bargeld wird mit dem
1. Januar 2002 beginnen. 

Nur wenige europapolitische Themen
haben die Gemüter so erhitzt wie die-
ses. Die Befürworter sehen in dem Pro-
jekt die logische Ergänzung des
europäischen Binnenmarktes und eine
wichtige Etappe auf dem Weg zur poli-
tischen Einigung Europas. Kritiker
dagegen betrachten die EWU als
Sprengsatz, da zusammen gefügt wer-
de, was (noch) nicht zusammen gehö-
re. 

Der Streit ist verständlich, gehört doch
die Währung zu den wichtigsten Sym-
bolen nationaler Souveränität. Eine
Währungsunion einzugehen bedeu-
tet, auf die nationale Währung und auf
eine eigenständige Geldpolitik zu ver-
zichten und die nationale Zentralbank
zu entmachten. Gerade den Deut-
schen wird ein besonders inniges Ver-
hältnis zur 
D-Mark und großes Vertrauen in die
Deutsche Bundesbank nachgesagt.
Der mit der Währungsunion verbun-
dene Souveränitätsverzicht lohnt nur,
wenn dadurch bedeutende wirtschaft-
liche oder politische Vorteile entste-
hen. Der Erfolg der EWU lässt sich so
kurz nach deren Beginn noch nicht
endgültig beurteilen, eine erste Zwi-
schenbilanz lässt sich jedoch ziehen.

Warum Währungsunion?

Die Währungsunion soll der Europäi-
schen Union ökonomische und politi-
sche Vorteile bringen. Das nahe lie-
gendste ökonomische Argument liegt
im Wegfall der Kosten beim Umtausch
von Währungen. Die einheitliche
Währung spart Auslandsreisenden

und Unternehmen im Außenhandel
Zeit, Geld und Mühe. 

Dieser Vorteil ist nicht trivial, aber das
zentrale ökonomische Argument 
für die Währungsunion ist ein anderes:
die Ergänzung des einheitlichen
Europäischen Binnenmarkts. Im 
Binnenmarkt sind alle wesentlichen
Handelshemmnisse abgeschafft; Per-
sonen, Waren, Dienstleistungen und
Kapital dürfen frei zirkulieren. Die

Währungsunion vervollkommnet den
Binnenmarkt, denn sie sorgt endgültig
für stabile und klare Währungsverhält-
nisse in Europa.

Die EU-Länder wickeln den größten
Teil ihres Außenhandels untereinander
ab. Dieser Teil des Außenhandels wird
durch die EWU für immer vom Wech-
selkursrisiko befreit. Aber nicht  nur der
Handel, auch Investitionen werden
durch die gemeinsame Währung
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erleichtert. Die Planungssicherheit für
Unternehmen steigt, Investitionsent-
scheidungen werden innerhalb des
EWU-Raums nicht mehr von schwer
berechenbaren Wechselkursentwick-
lungen beeinflusst. 

Die gemeinsame Währung macht den
Binnenmarkt unabhängig von stets
möglichen Turbulenzen auf 
den Weltdevisenmärkten. Massive
Wechselkursveränderungen vor allem
zwischen dem US-Dollar und der D-
Mark haben in den 70er-, 80er- und
frühen 90er-Jahren immer wieder
Unruhe in das europäische Wirt-
schaftsgeschehen hinein getragen.
Selbstverständlich kann auch der Euro
gegenüber dem US-Dollar stark
schwanken, aber innerhalb des Euro-
Raums bleiben die Währungsverhält-
nisse dann unverändert, weil von Lapp-
land bis Sizilien der Euro gilt. 

Die gemeinsame Währung erhöht die
Markttransparenz im Binnenmarkt.
Dadurch intensiviert sich der Wettbe-
werb, die Effizienz des Wirtschaftspro-
zesses nimmt zu. Beinahe täglich
hören wir von Unternehmensfusionen,
viele davon sind grenzüberschreitend.
Die Fusionen sind Ausdruck der Suche
der Unternehmen nach der besten
Position im verschärften Wettbewerb
auf dem europäischen Markt und dar-

über hinaus. Der vermehrte Wettbe-
werb kommt auch der Preisstabilität
zugute, da er die Preiserhöhungsspiel-
räume der Unternehmen begrenzt –
ein unmittelbarer Vorteil für die
europäischen Verbraucher.

Durch die Währungsunion steigt auch
die Effizienz der Kapitalmärkte. Die
vormals nationalen Aktien- und Anlei-
hemärkte wachsen zusammen, Markt-
breite und -tiefe nehmen zu. Für Spa-
rer erweitert sich das Spektrum der

Anlagemöglichkeiten ohne Wechsel-
kursrisiko beträchtlich. Kapi-
talnachfragern – das heißt vor allem
Unternehmen – wird die Kapitalauf-
nahme durch das leichtere Ausgeben
von Aktien und Anleihen erleichtert.

Die wirtschaftlichen Vorteile der
Währungsunion sind überwiegend
langfristiger Natur. Niemand sollte sich
Wunderdinge vom Euro erwarten.
Gesamtwirtschaftlich gesehen verbes-
sert die EWU die Bedingungen des
Wirtschaftens im Binnenmarkt, sie
stärkt die europäischen Volkswirt-
schaften im internationalen Wettbe-
werb und bietet dadurch Chancen für
mehr Wirtschaftswachstum und
Beschäftigung – nicht mehr, aber auch
nicht weniger. 

Für die Währungsunion werden neben
den ökonomischen auch politische
Gründe geltend gemacht. Sie soll die
Mitgliedstaaten zusammenschweißen
und die europäische Einigung gegen
Rückfälle in Nationalismus absichern.
Nicht zuletzt soll der Euro die EU als glo-
balen Akteur gegenüber gegenwärti-
gen Großmächten wie den USA und
Japan sowie gegenüber künftigen
Großmächten wie China und Indien
stärken. 

8  Die Europäische Währungsunion



54

Erfolgsbedingungen für die
Währungsunion 

Das Gelingen der Währungsunion ist
an eine Reihe von Bedingungen
geknüpft. Ein Misserfolg wäre es, wenn
es nicht gelänge, die Preis-
niveaustabilität zu erhalten oder wenn
die wirtschaftliche Instabilität zunäh-
me. Um das zu verhindern, werden nur
Länder aufgenommen, die wirtschaft-
lich stabil sind und vorab definierte Ein-
trittskriterien erfüllen. 

Verkürzt ausgedrückt besagen diese
sog. Konvergenzkriterien, dass ein
Land nur dann Zutritt zur EWU findet,
wenn 
1. Inflation und Zinssätze niedrig sind, 
2. die Währung stabil ist und 
3. Haushaltsdefiziteund Schulden der

öffentlichen Hand nicht übermäßig
hoch sind. 

Die Kriterien lassen Interpretations-
spielräume, die einerseits nützlich sind,
um Sonderentwicklungen in einzelnen
Ländern angemessen berücksichtigen
zu können. Das darf jedoch nicht dazu
führen, dass über den Beitritt eines
Landes mehr nach politischem Gut-
dünken als nach ökonomischer Ver-
nunft entschieden wird. 

Während die Geldpolitik in der EWU
„vergemeinschaftet“ ist, verbleibt die
Finanzpolitik in nationaler Zuständig-
keit. Da ein Fehlverhalten einzelner
EWU-Länder den anderen schaden
könnte, gelten in der Währungsunion
für die Finanzpolitik besonders ausge-
feilte Regeln. So ist festgelegt, dass
weder die Gemeinschaft als Ganzes
noch einzelne Mitgliedstaaten für die
Schulden eines anderen Mitgliedstaa-
tes aufkommen müssen. Nach den
Konvergenzkriterien darf das Haus-
haltsdefizit eines Landes im Normalfall
3 v.H. des Bruttoinlandsprodukts nicht
übersteigen, der Schuldenstand soll
nicht über 60 v.H. liegen. 

Auf Drängen Deutschlands wurden die-
se Regeln durch den „Stabilitäts- und
Wachstumspakt“ noch verschärft.
Durch ihn haben sich alle EWU-Mit-
gliedstaaten verpflichtet, mittelfristig
einen nahezu ausgeglichenen Haushalt
oder gar einen Haushaltsüberschuss zu
erzielen. Alle Länder legen dazu jährlich
sog. Stabilitätsprogramme vor, deren
Umsetzung von der Europäischen Kom-
mission überwacht wird. Gegen Länder
können Sanktionen verhängt werden,
wenn sie gegen die Regeln des Stabi-
litäts- und Wachstumspakts verstoßen. 

Das Europäische System der Zent-
ralbanken (ESZB) besteht aus der EZB
und den nationalen Zentralbanken.
Das oberste Ziel der EZB ist die Siche-
rung der Geldwertstabilität. Die Erfah-
rung aus vielen Ländern zeigt, dass
unabhängige Zentralbanken dazu am
ehesten in der Lage sind. Die EZB und
die nationalen Zentralbanken der
EWU-Länder sind unabhängig, das
heißt sie dürfen keine Weisungen poli-
tischer Instanzen der Gemeinschaft
oder einzelner Länder entgegenneh-
men. Zudem ist jede Form der Kredit-
gewährung des ESZB an den Staat ver-
boten; damit ist eine wichtige Quelle
von Inflation verstopft. Das Statut der
EZB gilt als eins der modernsten der
Welt. Von der gesetzlich-institutionel-
len Seite her stehen somit die Chancen
gut, dass die Währungsunion zu einem
dauerhaften Erfolg wird. 

Erste Erfahrungen mit der
EWU

Für Kapitalanleger und vor allem für
international tätige Unternehmen ist
der Euro schon zur selbstverständ-
lichen Realität geworden. Viele Firmen
haben ihr Rechnungswesen bereits auf
Euro umgestellt. An den europäischen
Aktienmärkten werden die Kurse in
Euro notiert. Für die Verbraucher dage-
gen ist die Währungsunion noch nicht
zur Realität geworden. Zwar stößt man
in vielen Geschäften auf Preise, die in
nationaler Währung und in Euro aus-
gezeichnet sind, aber einziges Zah-
lungsmittel ist in Deutschland noch
immer die D-Mark. 

Einen wichtigen Erfolg konnte die
Währungsunion verbuchen, als sie
noch gar nicht begonnen hatte.
Gemeint ist die Abschirmung euro-
päischer Währungen von den Verwer-
fungen auf den Weltdevisenmärkten
1997 und 1998. Diese 
Jahre waren unruhig für die Welt-
wirtschaft: 1997 fielen in Südostasien
einige Währungen ins Bodenlose,
1998 brach in Russland eine
Währungskrise aus. Beinahe weltweit
gerieten die Devisenmärkte in Bewe-
gung, in Westeuropa jedoch nicht. Die
Wechselkurse der (damals noch poten-
ziellen) Euro-Länder blieben unterein-
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ander stabil. Damit hat die EWU genau
das bewirkt, was man sich erhofft hat-
te, nämlich die Abschirmung Europas
von Turbulenzen auf den Devisen-
märkten.

Gemessen am Hauptziel der Geldpoli-
tik, für stabile Preise zu sorgen, ist das
erste Jahr der Währungsunion erfolg-
reich verlaufen. Der Anstieg der Ver-
braucherpreise belief sich 1999 wie im
Jahr zuvor auf 1,1 v.H. und blieb damit
deutlich unter der Marke von 2 v.H.,
die sich die EZB als Höchstgrenze
gesetzt hat. Die EZB hat bei ihren zins-
politischen Entscheidungen – trotz
gelegentlichem politischem Druck –
Unabhängigkeit bewiesen. Die ein-
heitliche Geldpolitik für elf Länder hat
sich jedoch nicht immer als unproble-
matisch erwiesen. Zwischen den EWU-
Ländern gibt es noch beträchtliche
Konjunkturunterschiede. 1999 wuchs
die Wirtschaft in Deutschland und Ita-
lien am langsamsten und in Irland am
schnellsten. Da es in der Währungs-
union keine nationale Geldpolitik
mehr gibt, muss die nationale Finanz-
politik – etwa durch höhere Steuern –
die Konjunktur bremsen, wenn sich die
Wirtschaft zu überhitzen droht. Das ist
jedoch in den schnell wachsenden Län-
dern im Allgemeinen nicht geschehen.
Im Laufe der kommenden Jahre dürfte
sich das Problem allerdings in dem
Maße entschärfen, wie sich die Kon-
junkturverläufe annähern.

Als Emissionswährung für internatio-
nale Anleihen hat sich der Euro auf
Anhieb durchgesetzt. Zwar dominiert
der US-Dollar hier immer noch, aller-
dings nur knapp vor dem Euro. 1999
lauteten 44 v. H. aller weltweit abge-
setzten längerfristigen festverzins-
lichen Wertpapiere auf US-Dollar und
38 v.H. auf Euro. 1998 kamen die
Währungen des Euro-Gebiets zu-
sammengenommen nur auf 28 v.H.
Die große internationale Bedeutung
des Euro wird auch daran deutlich,
dass mehr als 50 Länder – vor allem aus
Europa und Afrika – ihre Währung in
der einen oder anderen Form an den
Euro angebunden haben oder an einen
Währungskorb, in dem der Euro ein
Bestandteil ist.

Die Schattenseite dieser Zwischen-
bilanz ist der deutliche Wertverlust des

Euro gegenüber dem US-Dollar. Koste-
te ein Euro Anfang 1999 noch 1,17 US-
Dollar, so war er zum Jahresende nur
noch 1,01 US-Dollar wert. Im Februar
2000 rutschte der die Europawährung
dann bis auf 0,95 US-Dollar ab. 

Diese für nahezu alle Experten überra-
schende Entwicklung ist in erster Linie
darauf zurückzuführen, dass die US-
Wirtschaft weitaus dynamischer wuchs
als die Wirtschaft in der EWU. Dadurch
war der US-Dollar für Anleger attrakti-
ver als der Euro. Zur Euro-Schwäche hat
auch beigetragen, dass die Reformfreu-
digkeit der Regierungen der großen
EWU-Länder von den Akteuren an den
Devisenmärkten – wohl zu Recht – sehr
gering eingeschätzt wurde. Auch die
EZB hat mit widersprüchlichen Kom-
mentaren zur Kursentwicklung nicht
immer glücklich agiert. Es sollte jedoch
bedacht werden, dass Kursbewegun-
gen dieses Ausmaßes in früheren Jahren

auch zwischen D-Mark und US-Dollar
vorgekommen sind. 

So fällt diese Zwischenbilanz zur
Währungsunion insgesamt positiv,
aber nicht ungetrübt aus. 

Ausblick

Die Währungsunion wird ihr Gesicht in
den kommenden Jahren gründlich ver-
ändern. Eine gar nicht mehr ferne Etap-
pe wird die Einführung des Euro als Bar-
geld vom 1. Januar 2002 an sein. Von die-
sem Tag an wird der Euro auch im Alltag
zur Realität. Der Euro wird in Deutsch-
land vom 1.1.2002 an alleiniges gesetz-
liches Zahlungsmittel sein. Die D-Mark
verliert diesen Status, wird aber in
Geschäften noch bis zum 28.2.2002
akzeptiert werden. Anschließend kön-
nen auf D-Mark lautende Münzen und
Banknoten bei Banken und Sparkassen
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Die Konvergenzkriterien ...

... des Maastrichter Vertrages sind die Beitrittsbedingungen, die jedes
Land erfüllen muss, das sich für die Währungsunion qualifizieren will:

1. Die Inflationsrate der Verbraucherpreise darf die jener drei Mitglied-
staaten, die auf dem Gebiet der Preisniveaustabilität das beste Ergeb-
nis erzielt haben, um nicht mehr als 1,5 Prozentpunkte überschreiten
(Inflationskriterium).

2. Das Haushaltsdefizit des öffentlichen Sektors darf 3 % des Bruttoin-
landsprodukts nicht überschreiten (Defizitkriterium). Das Kriterium
gilt nicht als verletzt, wenn der Referenzwert nur ausnahmsweise und
vorübergehend überschritten wird oder wenn das Defizit erheblich
und laufend zurückgegangen ist und einen Wert in der Nähe der 3
%-Marke erreicht hat.

3. Die Gesamtschuld des öffentlichen Sektors darf 60 % des Bruttoin-
landsprodukts nicht überschreiten (Schuldenstandkriterium). Bei
Überschreiten des Referenzwertes gilt das Kriterium nicht als verletzt,
wenn der Schuldenstand hinreichend rückläufig ist und sich rasch
genug dem Referenzwert nähert.

4. Das Niveau der langfristigen Zinssätze darf um maximal 2 Prozent-
punkte über dem Zinsniveau in den drei preisstabilsten Mitgliedstaa-
ten liegen (Zinskriterium).

5. Die Währung muss die normalen Bandbreiten des Wechselkursme-
chanismus des Europäischen Währungssystems in den letzten zwei
Jahren ohne starke Spannungen eingehalten haben. Insbesondere
darf ein Land seine Währung nicht von sich aus abgewertet haben
(Wechselkurskriterium).
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lichen. Insgesamt stellt die Einführung
des Euro-Bargeldes eine Reihe von tech-
nisch-organisatorischen Anforderun-
gen. 

Der für 2001 vorgesehene Beitritt von
Griechenland und später von Großbri-

tannien, Schweden und Dänemark
wird voraussichtlich ohne größere Pro-
bleme ablaufen.

Eine ungleich größere Bewährungs-
probe für den Euro wird die absehba-
re Erweiterung der EU mit sich bringen.

unbefristet in Euro umgetauscht wer-
den. Ferner ist geplant, dass Banken
und Sparkassen ab Mitte Dezember
2001 so genannte „Starter Kits“ mit 20
Euro-Münzen verkaufen, um den Ver-
brauchern eine rechtzeitige Ge-
wöhnung an das neue Geld zu ermög-
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Die ost-, mittel- und südeuropäischen
Beitrittskandidaten drängen auf eine
rasche EWU-Teilnahme. Damit wird die
Heterogenität des Euro-Raums – etwa
in Bezug auf Konjunkturverläufe,
Wohlstandsniveaus und Wirtschafts-
strukturen – weiter zunehmen. Auch
kann der Rat der EZB kein entschei-
dungsfähiges Gremium sein, wenn
dort weiterhin jeder Präsident von
dann vielleicht 20 nationalen Zentral-
banken Sitz und Stimme hat. 

Damit die erweiterte Währungsunion
zum Erfolg wird, kommt es zum einen
darauf an, den EZB-Rat in seiner
Zusammensetzung zu reformieren.
Zum anderen ist zentral, dass die
potenziellen Mitgliedstaaten die
Anforderungen für den Beitritt erfüllen
und dass bei der Entscheidung über
den Zeitpunkt ihres EWU-Beitritts öko-
nomische Erwägungen gegenüber
politischen Überlegungen dominieren.

Nachgefragt:

1. Stellen Sie die Gründe zusammen,
warum es zur Einführung einer
gemeinsamen Währung in
zunächst elf Staaten der EU kam.

2. Auf welche nationalen Rechte
haben die elf EU Länder verzichtet,
die seit dem 1. Januar 1999 die
EWU bilden?

3. Skizzieren Sie mit Hilfe des Kastens
„Wer ist schuld“ und des Textes
eine Bilanz der bisherigen Entwick-
lung der gemeinsamen europäi-
schen Währung. Ziehen Sie hierfür
auch aktuelle Berichte aus den
Medien hinzu oder laden Sie eine
Expertin, einen Experten einer ört-
lichen Bank in den Unterricht ein.

Wer ist schuld am Euro-Debakel?

Der Euro sinkt unaufhörlich. Das Europäische System der Zentralbanken
(ESZB) scheint alles zu versuchen, was in seiner Macht steht – angefan-
gen von Zinserhöhungen bis hin zu scharfen öffentlichen Erklärungen –,
um gegenzusteuern... Die Euro-Skeptiker waren hingegen um eine
Erklärung nie verlegen: Der Euro ist schwach, weil er eine schlechte Idee
ist.
Diejenigen Beobachter, die es gern sähen, wenn Europa seine Wirt-
schaftsstrukturen reformierte, weisen unaufhörlich darauf hin, dass der
Euro lediglich den schlechten Zustand der europäischen Wirtschaft
reflektiert – obwohl das Wachstum in den vergangenen zwölf Monaten
beeindruckend ausfiel... Die Verfechter einer konservativen Finanzpoli-
tik erklären die Situation mit den anhaltenden Budgetdefiziten, obwohl
viele Mitglieder der Währungsunion heute Haushaltsüberschüsse erzie-
len und die übrigen ihre Staatsfinanzen im vergangenen Jahr halbiert
haben. Die politische Rechte schiebt die Schuld auf die Gewerkschaften
und die Linke auf die Unternehmen. Kurzum es gilt: „Nennen Sie mir
Ihre Hauptsorge, und ich errate, wie Sie das Euro-Rätsel erklären.“ Aber
glauben Sie niemandem, der vorgibt, er wisse, warum sich der Euro
gegenüber dem Dollar um rund 30% abgewertet hat.
Wir hören nicht gerne, wenn uns jemand sagt, es gebe keine rationale
Erklärung und es existiere niemand, dem man die Schuld zuschieben
könne. Und doch ist genau das der Fall. Das Muster der Kursfluktuatio-
nen des Euro entspricht dem Bild, das in den meisten Währungen zu
beobachten war, deren Wechselkurse 1973 freigegeben wurden. Die
Wechselkurse fluktuierten über Zyklen, die mehrere Jahre anhalten kön-
nen, äußerst stark...
Es ist jedoch möglich, zu erklären, warum so große Fluktuationen auf-
treten. Wie an allen Finanzmärkten gelten auch an den Devisenmärkten
extrem kurze Zeitspannen – ein paar Wochen, oft nur ein paar Tage oder
sogar nur einige Stunden. Das Resultat ist ein zufälliges Auftreten spe-
kulativer Blasen... Es handelt sich um Spekulationsblasen und um das
Ergebnis eines rationalen Herdentriebs: Es lohnt sich, mit dem Markt zu
gehen, sogar wenn der Markt mit hoher Geschwindigkeit in eine Wand
rennt. Heute befindet sich der Euro in einer umgekehrten Spekulations-
blase: Jeder weiß, dass er deutlich unterbewertet ist, und doch sinkt der
Euro weiter. Unter der Vorahnung, dass die Zeit für den Absprung vom
Spekulationszug langsam näher rückt, begannen viele Devisenhändler
vor einigen Wochen sich von der Herde zu entfernen und auf das Ende
der Spekulationsblase zu setzen. Sie bewegten sich jedoch zu früh und
mussten hohe Verluste einstecken. Deshalb versuchen sie nun, die Ein-
bußen auszugleichen, indem sie wieder mit der Herde rennen, und der
Euro fällt noch tiefer.
Was können Währungsbehörden gegen eine spekulative Blase unter-
nehmen? Die neuste Idee lautet, dass die EZB auf den Devisenmärkten
intervenieren sollte, indem sie mit ihren hohen Dollar-Reserven Euros
kauft. Diese Idee ist sinnvoll, scheint bislang die Zustimmung der politi-
schen Entscheidungsträger jedoch nicht gewinnen zu können... Unter-
suchungsergebnisse erlauben keine eindeutigen Schlussfolgerungen.
Eine vernünftige Meinung lautet: Nützen sie nicht, so schaden sie auch
nicht. Die offizielle Antwort lautet, dass die EZB an Glaubwürdigkeit ver-
lieren könnte, wenn Interventionen zu keinem Resultat führen. 

Charles Wyplosz in: Finanz und Wirtschaft vom 17. Mai 2000
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Warum gibt es eine Gemein-
same Agrarpolitik? 

Der europäische Einigungsprozess und
die Ausgestaltung der Gemeinsamen
Agrarpolitik (GAP) sind eng miteinan-
der verknüpft. Manche sagen, dass die
GAP sogar der „Promoter“ der
europäischen Einigung gewesen sei.
Fest steht: Die Agrarpolitik stand von
Anfang an auf der europäischen Agen-
da – die Landwirtschaftspolitik wurde
sehr schnell weitreichenden gemein-
schaftlichen Regelungen unterworfen
– anders etwa als die verarbeitende
Industrie oder der Dienstleistungsbe-
reich.

Warum stand gerade die Landwirt-
schaft am Anfang der „Vergemein-
schaftung“? Dazu muss man wissen,
dass staatliche Eingriffe in die Land-
wirtschaft eine lange Tradition haben:
Die Frage der Sicherstellung der
Ernährung hat für eine Gesellschaft in
Zeiten unsicherer Ernten oder unzurei-
chender Handelsverbindungen eine
elementare Bedeutung. Staatliche
Interventionen sollen die Ernährung
der Bevölkerung etwa über eine orga-
nisierte Lagerhaltung sicherstellen.
Das vielleicht älteste diesbezügliche
Beispiel ist der Bibel zu entnehmen:
Josef von Ägypten rät dem Pharao, in

den „sieben fetten Jahren“ staatliche
Lagerhaltung zugunsten der „sieben
mageren“ Jahre zu betreiben (Gen. 41,
1–7).

Heute wird der Zwang zur politischen
Einflussnahme damit begründet, dass
die europäische Landwirtschaft histo-
risch und standortbedingt bestimmte
Nachteile gegenüber anderen Ländern
hat. Auf Grund dieser Nachteile bedarf
es eines gewissen Schutzes der Land-
wirtschaft, um eine vom Weltmarkt
unabhängige Nahrungsmittelversor-
gung sicherzustellen und die typischen
Landschaften und Dörfer Europas zu
erhalten.

Mit dem Gründungsvertrag der EWG
vom 25. März 1957 wurden bereits die
Ziele der Gemeinsamen Agrarpolitik
festgelegt. Die Produktivität der land-
wirtschaftlichen Erzeugung soll erhöht
werden, um so der landwirtschaft-
lichen Bevölkerung ein Einkommen 
zu gewährleisten, das eine angemes-
sene Lebenshaltung ermöglicht. Ein
weiteres Ziel ist es, die Märkte zu sta-
bilisieren und die Versorgung der
Bevölkerung zu angemessenen Preisen
sicherzustellen.

Die Ziele der gemeinsamen Agrarpoli-
tik sind also nicht ausschließlich auf die

Landwirtschaft, sondern auch auf den
Verbraucher ausgerichtet. Letztlich soll
die Zielkonstruktion zu einer ausge-
wogenen Balance zwischen den Inter-
essen der Produzenten und der Kon-
sumenten führen.

Aus heutiger Sicht mag das Zielsystem
der gemeinsamen Agrarpolitik dem
einen oder anderen nicht mehr zeit-
gemäß erscheinen. Die „Sicherstellung
der Versorgung“ ist heute angesichts
des unüberschaubaren Angebots in
den Supermärkten eine Selbstver-
ständlichkeit – damals jedoch waren
Nahrungsmittel- und Versorgungskri-
sen durchaus noch in lebhafter Erinne-
rung.

Forderungen nach einer „Modernisie-
rung“ des Zielsystems der Agrarpolitik
gehen vor allem in Richtung auf eine
Berücksichtigung des Umweltschutz-
gedankens, der 1957 noch niemanden
interessierte. 

Grundsätze und Instrumen-
te der Gemeinsamen Agrar-
politik

Nachdem mit der Unterzeichnung der
Römischen Verträge 1957 die Ziele der
GAP festgelegt worden waren, mach-
te sich die Konferenz von Stresa ein
Jahr später daran, die Grundsätze, die
der zukünftigen Agrarpolitik zugrunde
liegen sollten, auszuarbeiten.

Erster Grundsatz war, dass ein ein -
heitlicher Markt geschaffen werden
sollte, auf dem die Agrarerzeugnisse
grenzüberschreitend bei stabilen und
garantierten Preisen gehandelt wer-
den konnten. Damit hatten die Agrar-
märkte einen fast 30-jährigen Vor-
sprung vor den übrigen Märkten für
Güter, Dienstleistungen und Kapital –
denn für diese wurde ein einheitlicher
Markt erst 1988 mit der „Einheitlichen
Europäischen Akte“ in die Wege gelei-
tet.

Mit der Schaffung eines einheitlichen
Marktes mussten alle nationalen Rege-
lungen, die zum Schutz der einheimi-
schen Landwirte vor ausländischer

Stationen der EU-Agrarpolitik:

1957: Festlegung der Ziele der Gemeinsamen Agrarpolitk (GAP) in den
Römischen Verträgen zur Gründung der EWG

1958: Ausarbeitung der Grundsätze der GAP bei der Konferenz von
Stresa

1962: Erste gemeinsame Marktordnungen für Agrarprodukte

1968: Anwendung gemeinsamer Preise im Rahmen der Marktordnun-
gen (Europäische Rechnungseinheit bzw. ECU)

1979–
1988: Maßnahmen zur Begrenzung des Produktionsanstiegs und der

damit verbundenen Kostensteigerung im EU-Haushalt

1992: Einleitung einer grundlegenden Reform der Agrarpolitik

1999: Weitere Reform im Rahmen der Agenda 2000

9 Die Gemeinsame Agrarpolitik der EU
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über der Konkurrenz aus Nichtmit-
gliedstaaten (Drittländern) zu schützen
und um zu verhindern, dass billigere
Drittlandsware den europäischen
Hochpreismarkt überschwemmt, muss
gleichzeitig mit den staatlich garan-
tierten Inlandspreisen ein System von
Einfuhrabgaben eingeführt werden.
Beim Import von Agrarprodukten wird
ein Zoll erhoben, der diese Produkte
gegenüber den Inlandsprodukten teu-
rer macht. Diese Zölle fließen dem
Haushalt der Gemeinschaft zu.

Beispiel Milch:

Um den Landwirten einen bestimmten
Milchpreis (z.B. 0,50 DM/l) zu garan -
tieren, muss der Staat bereit sein, jede
beliebige Menge aufzukaufen. Da
Milch aber nicht lagerfähig ist, kauft er
stattdessen Butter (= Fettkomponente)
und Magermilchpulver (= Eiweißkom -
ponente) zu garantierten Preisen bei
den Molkereien auf. Gleichzeitig muss
an den EU Außengrenzen ein Zoll auf
alle Milchprodukte (also z.B. auch
Schokolade) erhoben werden, damit
ausländische Erzeugnisse nicht von
den höheren EU - Preisen profitieren.

Auf der anderen Seite müssen Ausfuh-
ren aus der Gemeinschaft „herunter-
subventioniert“ werden, damit die
europäischen Agrarprodukte auf den
Märkten außerhalb der Gemeinschaft
konkurrenzfähig werden. Den Expor-
teuren wird die Differenz zwischen

dem hohen Preisniveau in der Gemein-
schaft und dem niedrigen Preisniveau
auf den Weltmärkten erstattet (System
der so genannten Exporterstattung).
Die Erstattungen müssen genauso wie
die Kosten der staatlichen Intervention
entsprechend dem Grundsatz der
finanziellen Solidarität aus dem Haus-
halt der Gemeinschaft bestritten wer-
den.

Beispiel Getreide:

Hat sich auf dem Weltmarkt ein Markt -
preis von 18 DM/dt eingestellt, und
beträgt der staatlich festgelegte Preis
in der EU 22,50 DM/dt, so muss ein
Exporteur die Differenz von 4,50
DM/dt erstattet bekommen, um EU
Getreide auf dem Weltmarkt konkur -
renzfähig anbieten zu können. Tech -
nisch wird so verfahren, dass die EU
regelmäßig bestimmte Exportmengen
mit einem festgelegten Erstattungs -
satz ausschreibt und potenzielle Expor -
teure dann sog. Exportlizenzen, die sie
zum Export der Produkte berechtigen,
erlangen können.

Wirkungen des Systems

Fragt man nach dem Erfolg des
Systems, so gibt es durchaus unter-
schiedliche Auffassungen. Fest steht
allerdings: Die Produktivität der Land-
wirtschaft verbesserte sich nicht
zuletzt durch preisinduzierte Fort-

Konkurrenz geschaffen wurden, abge-
schafft werden. Sie wurden allerdings
in den meisten Bereichen nicht ersatz-
los gestrichen, sondern in gemein-
schaftliche Marktordnungen über-
führt.

Damit ergab sich bereits der zweite
Grundsatz der GAP: Der Schutz der
Landwirte in der Gemeinschaft sollte
nicht gegeneinander, sondern gemein-
sam gegen Nichtmitglieder organisiert
werden. Die so genannte Gemein -
schaftspräferenz war geboren, d. h.
gleichartige Produkte aus dem „EWG-
Inland“ sollten besser gestellt werden
als Importprodukte aus dem EWG-
Ausland. 

Als dritter und letzter Grundsatz wur-
de das Prinzip der finanziellen Soli -
darität definiert: Die mit den ersten
beiden Grundsätzen formulierte Politik
sollte gemeinschaftlich finanziert wer-
den. Damit war einer der ersten ope-
rativen Teile des EU-Haushaltes
geschaffen.

Bei den Maßnahmen, die auf der Basis
dieser Grundsätze ergriffen wurden,
muss man zwischen der nach innen
wirkenden (internen) Preisstützung
und nach außen gegenüber Nichtmit-
gliedern wirkenden Maßnahmen an
den Grenzen der Gemeinschaft unter-
scheiden. Beide – interne Preisstüt-
zung und Außenregime – sind aller-
dings zwei Seiten ein und derselben
Medaille; das eine macht ohne das
andere keinen Sinn. Um dem Ziel, die
Einkommen in der Landwirtschaft zu
erhöhen und zu stabilisieren, Rech-
nung zu tragen, wurden die Preise für
Agrarprodukte durch die EU auf ein
bestimmtes Niveau festgesetzt. Das
geschah einmal jährlich durch die
Landwirtschaftsminister der Mitglied-
staaten; die Vorschläge über die
jeweils festzusetzenden Preise wurden
von der Kommission ausgearbeitet.
Um den Landwirten einen bestimmten
Preis zu garantieren, muss der Staat 
– in diesem Fall die Gemeinschaft –
bereit sein, jede beliebige Menge die-
ses Produkts zu diesem Preis aufzu-
kaufen.

Damit war das so genannte System der
staatlichen Interventionsstellen ge-
schaffen. Um dieses System gegen-

9  Die Gemeinsame Agrarpolitik der EU
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schritte in atemberaubendem Tempo.
Wie das Schaubild „Immer mehr Men-
schen...“ zeigt, ernährte ein Landwirt
1960 noch 17 Menschen in Deutsch-
land – 1999 waren es bereits 124
Menschen.

Die Erhöhung und Stabilisierung der
Produktpreise hat insbesondere in den
siebziger Jahren auch dazu beigetra-
gen, den Strukturwandel in der Land-
wirtschaft zu verlangsamen und sozial
abzufedern.

Neben den Erfolgen gab es jedoch
auch von Anfang an kritische Einwän-
de gegen das Protektionssystem.  

Bei absehbar stagnierender mengen-
mäßiger Nachfrage nach Lebensmit-
teln sowie einer Situation, in der ein
immer kleiner werdender Anteil des
Einkommens der Haushalte für Nah-
rungsmittel ausgegeben wird (heute
sind es in Deutschland noch 15 %),
muss ein System, das von Jahr zu Jahr
für Nahrungsmittel höhere Preise (poli-
tisch) festlegt, irgendwann an explo-
dierenden Kosten scheitern.

Hohe Preise führen zur Ausdehnung
und Intensivierung der Produktion.
Solange die Gemeinschaft mehr an
Nahrungsmitteln verbrauchte als sie
produzierte, war das für den Haushalt
der Gemeinschaft kein Problem. Steigt
der so genannte Selbstversorgungs-
grad jedoch über 100 %, steigen die
Kosten dieser Politik gleich in doppel-
ter Hinsicht: Einerseits steigen die
Kosten je Mengeneinheit, die zu
lagern bzw. zu exportieren ist, ande-
rerseits steigt auch die Menge selbst
durch steigende Produktionsanreize.

Ab Mitte der siebziger Jahre an begann
die Situation zu eskalieren. Die schon
sprichwörtlichen Milchseen, Getreide-
und Butterberge wuchsen unaufhör-
lich und verschlangen immer größere
Anteile des EG-Haushaltes. Am Ende
mussten fast 70 % des EG- Haushaltes
für die Agrarpolitik ausgegeben wer-
den.

Darüber hinaus war die Einkommens-
wirksamkeit der Markt- und Preispoli-
tik nicht befriedigend. Da die Preise auf
der Großhandelsstufe festgelegt wur-
den, kamen von 1 DM Preissubvention

nur ca. 0,30 DM tatsächlich bei den
Landwirten an. Ein wesentlicher Grund
hierfür ist in der zersplitterten Ange-
botsstruktur zu sehen: Vielen Anbie-
tern (Landwirten) steht die konzertier-
te Macht nur weniger Nachfrager auf
den einzelnen Handelsstufen gegen-
über. Heute bestreiten z. B. nur noch
10 Konzerne (u.a. Edeka, REWE, Metro
Tengelmann, Aldi) 80 % des Lebens-
mittelumsatzes auf der Einzelhandels-
stufe.

Ein weiterer Aspekt, der kritisch
bewertet wurde, war die durch die
Preispolitik mit verursachte Tendenz
zur Intensivierung der Produktion. Der
steigende Einsatz von Dünge- und
Pflanzenschutzmitteln führte zumin-
dest in einigen intensiv genutzten
Agrarregionen der Gemeinschaft zu
einer steigenden Umweltbelastung.

Ab 1979 kam es zu ersten Maßnah-
men, um die nicht mehr vertretbare
Überschusssituation auf einzelnen
Märkten und die damit verbundenen
Haushaltsbelastungen zu begrenzen.
Neben eine zunehmend zurückhalten-
dere Preispolitik trat nunmehr der Ver-
such, die Produktionsmenge wirksam
zu begrenzen. Die so genannte
Flächenstillegung sollte die Produktion
der subventioniertenAckerfrüchte ein-
dämmen. Die Bauern erhalten Geld
dafür, dass sie einen bestimmten Teil
ihrer Flächen nicht mehr bewirtschaf-
ten. Im Bereich der Milchproduktion
wurde die jeweilige Produktionsmen-
ge auf die einzelnen landwirtschaftli-

chen Betriebe durch die so genannte
Milchquote festgeschrieben. Insge-
samt ist es zwar gelungen, das Über-
schussproblem und die damit verbun-
denen Produktionszuwächse einiger-
maßen in den Griff zu bekommen, der
bürokratische Aufwand und die Unü-
berschaubarkeit der zahlreichen Preis-
und Mengeninstrumente wuchsen
jedoch. Gleichzeitig sorgte die restrik-
tive Preispolitik der Gemeinschaft da-
für, dass der Einkommensdruck in der
Landwirtschaft zunahm und damit
auch der Zwang zum Strukturwandel.

Der Strukturwandlungsprozess in der
Landwirtschaft hat die Gemeinschaft
seit ihrer Gründung begleitet. Die Zahl
der Erwerbstätigen in der Landwirt-
schaft (einschl. Forst und Fischerei)
sank z. B. in Deutschland (alte Bun-
desländer) von 3,5 Mio. im Jahre 1960

auf 0,9 Mio. im Jahre 1995. Gleichzei-
tig wuchs naturgemäß die durch-
schnittliche Betriebsgröße.

Dieser enorme Wandlungsprozess in
nur kurzer Zeit wurde in den sechziger
und Anfang der siebziger Jahre
dadurch erleichtert, dass es für die aus-
scheidenden Beschäftigten ohne
größere Probleme Alternativen außer-
halb der Landwirtschaft gab. Von da
an verlangsamte sich dieser Prozess
allerdings merklich, einerseits verur-
sacht durch die oben skizzierte Hoch-
preispolitik, andererseits bedingt
durch die schwächer werdende Auf-
nahmekapazität der außerlandwirt-

Zukunft der deutschen Bauernhöfe

Die über 45-jährigen Inhaber deutscher landwirtschaftlicher
Betriebe beurteilen die Zukunft ihrer Höfe skeptisch.

34% Betrieb wird fortgeführt

22% Kein Nachfolger

44% Weiterführung ist ungewiss
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kungen können nun nicht mehr voll-
ständig, sondern nur ungefähr zur
Hälfte über direkte Prämienzahlungen
ausgeglichen werden, weil gleichzeitig
beschlossen wurde, den Agrarhaushalt
bei ca. 40 Mrd. einzufrieren. Zudem
sollen zukünftig diese direkten Zah-
lungen an die Landwirte generell an
bestimmte Regeln zur umweltscho-
nenden Landbewirtschaftung ge-
knüpft werden. Das gesonderte Prä-
miensystem für besonders umwelt-
schonende Bewirtschaftung wurde
gleichzeitig verstärkt.  

Seit Jahren ist ein stärker werdender
Bewusstseinswandel gegenüber dem
Selbstverständnis der Landwirtschaft
feststellbar: Während früher die Bau-
ern ausschließlich in ihrer Funktion als
Nahrungsmittelproduzenten gesehen
wurden, hat sich heute die Erkenntnis
von der Multifunktionalität der Land-
wirtschaft weitgehend durchgesetzt.
Insbesondere ihre Funktion als „Pro-
duzenten“ einer gepflegten, durch
Artenreichtum geprägten Kulturland-
schaft kommt zunehmende Bedeu-
tung zu. Ohne den jahrhundertelan-
gen behutsamen Umgang der Bauern
mit ihrer natürlichen Umwelt gäbe es
diese für Europa typische und vielfälti-
ge Kulturlandschaft nicht. 

Die europäische Landwirtschaft wird
auch mittelfristig in großen Teilen
gegenüber der Konkurrenz auf den
Weltmärkten unter freien Marktbedin-
gungen nicht wettbewerbsfähig sein.
Einerseits resultiert dieser Nachteil aus
strengeren Umweltvorschriften, ande-
rerseits ist er strukturell bedingt.

Wenn auch weiterhin eine flächen-
deckende Landwirtschaft erhalten
werden soll, bedarf diese auch in
Zukunft der Unterstützung auf
europäischer Ebene. Klar ist aber auch,
dass diese Unterstützung zukünftig
noch transparenter und effizienter zu
gestalten ist, um sie vor den europäi-
schen Steuerzahlern zu rechtfertigen.
Dabei ist zu berücksichtigen, dass sich
die Ziele dieser Politik nicht mehr allein
auf die Produktion einer möglichst
großen Menge günstiger Nahrungs-
mittel beschränken können. 

Neben diesen stehen heute gleichran-
gig die Qualität der Erzeugnisse, die

Art und Weise ihrer Produktion und die
Auswirkungen auf die Umwelt im
Blickpunkt. Agrarpolitik, Lebensmittel-
recht, Tierschutz sowie Umwelt- und
Hygienevorschriften müssen heute im
europäischen Binnenmarkt ein eng
aufeinander abgestimmtes und trans-
parentes Regelwerk bilden. Spätestens
seit den Skandalen um BSE-Rinder
oder Dioxinverseuchte Futtermittel
setzt sich diese Erkenntnis auch im
politischen Raum auf europäischer
Ebene durch.

Gefragt ist insbesondere der mündige
Verbraucher. Es ist nach wie vor ein
Widerspruch, dass der Durchschnitts-
verbraucher eine hohe Präferenz für
Billig- und Billigstnahrungsmittel ent-
wickelt, gleichzeitig aber höchste Qua-
litäts- und Sicherheitsansprüche an
diese Produkte stellt. Wie überall sonst
gilt: Qualität hat ihren Preis. 

Nachgefragt:

1. Skizzieren Sie die Grundziele der
europäischen Agrarpolitik seit
1957.

2. Beschreiben Sie an Beispielen die
Auswirkungen der europäischen
Agrarpolitik und begründen Sie die
Notwendigkeit von Reformen.

3. Nennen Sie in Stichworten wichti-
ge Reformschritte der Agrarpolitik
und die neu formulierten Ziele.
(Berliner Konferenz)

4. Erarbeiten Sie an einem Beispiel
den Strukturwandel in der Land-
wirtschaft und ihre gesellschaft-
lichen Folgen.

5. Erläutern Sie den Begriff „Multi-
funktionalität der Landwirtschaft“.

schaftlichen Arbeitsmärkte. Während
in den sechziger Jahren im Zeichen der
Mechanisierung vor allem Lohnar-
beitskräfte und kleine Pächter vom
Strukturwandel betroffen waren, sind
es heute vor allem die Bauern selbst,
die vor der Frage stehen, ob sie den
Hof weiterführen oder nicht. Diese Fra-
ge wird in zunehmendem Maße bei
der Hofnachfolge im Zuge des Gene-
rationswechsels entschieden. Seit Jah-
ren sinkt die Bereitschaft der potenzi-
ellen Hofnachfolger, den elterlichen
Betrieb zu übernehmen.

Das Schaubild „Zukunft der deutschen
Bauernhöfe“ zeigt, dass nur noch 1/3
der potenziellen Hofnachfolger in
Deutschland uneingeschränkt den
elterlichen Betrieb übernehmen möch-
ten. Bei 22 % der Betriebe, die in den
nächsten Jahren vor dieser Frage ste-
hen, kommt es zur Aufgabe des Hofes.

Die Reform von 1992 – Brau-
chen wir zukünftig eine
gemeinsame Agrarpolitik?

In den Jahren 1992 und 1999 wurde
die Gemeinsame Agrarpolitik jeweils
einer grundlegenden Reform unterzo-
gen.

Mit der so genannten MacSharry –
Reform von 1992 wurde erstmals das
System der Preisstützung grundsätz-
lich infrage gestellt. Die daraus resul-
tierenden Preissenkungen bei einigen
wichtigen Agrarprodukten (insbeson-
dere Getreide und Rindfleisch) wurde
durch entsprechende Direktzahlungen
an die Landwirte ausgeglichen. Damit
wurden die Verzerrungen auf den
Agrarmärkten – zumindest teilweise –
abgebaut und die Einkommenswir-
kung der Agrarausgaben verbessert.
Gleichzeitig wurde ein System von
flankierenden Maßnahmen einge-
führt, das vor allem  diejenigen Land-
wirte über spezielle Prämien belohnt,
die besonders umweltgerecht wirt-
schaften, z. B. Öko - Landwirte.

Der zweite Reformschritt im Rahmen
der Agenda 2000 setzte mit den
Beschlüssen des Berliner Gipfels im
März 1999 die Richtungsänderung in
der Agrarpolitik fort und verstärkte sie.
Die in Berlin beschlossenen Preissen-

9  Die Gemeinsame Agrarpolitik der EU
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spielen könnte und somit der Umwelt-
schutz für die nun zu begründende
Gemeinschaft zu einem wichtigen

Umweltpolitik – ein Thema
für Europa? 

Unser Bewusstsein für die wachsenden
Probleme der Umwelt hat sich in
Deutschland, in Europa und leider
sogar weltweit nur sehr langsam ent-
wickelt, und es dauerte viele Jahre, bis
sich die Einsicht durchgesetzt hatte,
dass es für Europa und die Welt einer
abgestimmten Umweltpolitik bedarf. 

Einen wichtigen Beitrag lieferten dazu
sicherlich die Berichte des Club of
Rome (Meadows/Meadows, 1975). In
diesem Beitrag wurden auf eindring-
liche Art und Weise jene Gefahren dar-
gestellt, auf die sich die Menschheit
einzurichten habe (siehe Grafiken 1–3):

➢ Beängstigendes Bevölkerungs-
wachstum;

➢ Verschmutzung der Luft und des
Wassers;

➢ Probleme durch die Ausbeutung
der Bodenschätze.

Erst mit der sog. Einheitlichen Europäi-
schen Akte (EEA, 1987), also recht
spät, wurde eine gemeinsame europäi-
sche Umweltpolitik in den EWG-Ver-
trag aufgenommen. Dies bedeutet
jedoch nicht, dass es vorher keine
Umweltpolitik der Europäischen
Gemeinschaft gab. Zum Zeitpunkt der
Unterzeichnung der EWG-Verträge
(1957) war zwar von Umweltschutz
keine Rede. Zu dieser Zeit waren sich
die Menschen trotz erster eindring-
licher Warnungen des Club of Rome
noch nicht bewusst, dass der Erhalt der
Umwelt eine lebenswichtige Rolle

Thema erhoben werden müsste. Man
glaubte den Stellenwert anderer Ge-
meinschaftsprobleme viel höher be-

Grafik 1:
Bevölkerungswachstum

Die Bewältigung des rapiden Weltbevölkerungswachstums ist eine Schlüsselfra-
ge für die Zukunft der Menschheit. Alle anderen wichtigen Themen – Umwelt-
schutz, Verfügbarkeit von Ressourcen, Verbesserung der Lebensqualität – sind
damit aufs Engste verknüpft. Überbevölkerung: Im Herbst 1999 wurde der
sechsmilliardste Erdenbürger geboren  (Der Spiegel, 2000a, S.141–168).

Grafik 2
Wasserressourcen

Das gesamte Wasser der Erde besteht zu 97,4% aus ungenießbarem Meerwasser.
Von den  2,6% Süßwasser sind 2% in den Gletschern gefroren und somit für die
Menschheit praktisch nicht zugänglich. Nur 0,6% des gesamten Wassers sind nutz-
bar, davon aber  nur etwa 0,1% unmittelbar aus Quellen, Brunnen, Flüssen und
Seen. Diese sehr geringe Menge Süßwasser im Kreislauf für rund 6 Milliarden Men-
schen immer wieder genießbar und industriell verwendbar zu machen, ist oberstes
Ziel der Wasseraufbereiter und ihrer Zulieferanten. Das Wissen um die geringe Men-
ge an Wasser sollte die Menschen in aller Welt an einen bewussten und sparsamen
Umgang mit diesem Element erinnern (Der Spiegel, 2000b, S.151–172).
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werten zu können. Erst nach und nach
enstand ein Umweltbewusstsein in
den einzelnen Staaten Europas, das
sich dann in landeseigenen Umwelt-
gesetzen niederschlug. Nach wie vor
standen wirtschaftliche und handels-
politische Interessen der EG im Vorder-
grund und man stellte fest, dass die
Auflagen und Produktionsnormen,  die
von  einzelnen  Regierungen  aus
Umweltschutzgründen  erlassen wur-
den, die angestrebten wirtschafts- und
handelspolitischen Gleichgewichtszie-
le der EWG störten, insbesondere,
wenn sie nur von einem Land erlassen
wurden. Überdies wurde diskutiert,
dass strenge nationale Umweltschutz-
gesetze auch die Exportchancen
gefährden könnten. Der Zusammen-
hang zwischen Ökologie und Ökono-
mie war von Anfang an ein wichtiger
Diskussionspunkt. Dennoch wurde der
weltweite Ruf nach einer gemeinsa-
men Verantwortung für die Umwelt in
den Mietgliedstaaten der Europäi-
schen Gemeinschaft   immer lauter
und politisch gewichtiger.

Bald gab es in allen politischen Partei-
en Europas genügend Befürworter, um
in der Umweltpolitik gemeinsam vor-
zugehen. Im Juni 1972 wurden in der
so genannten „Stockholmer Erklä -
rung“ (Stockholmer UN-Umwelt-
schutzkonferenz) Grundsätze einer
eigenständigen Umweltpolitik formu-
liert. Wenig später beauftragten die
Staats- und Regierungschefs der
Europäischen Gemeinschaft bei ihrem
Pariser Gipfel (Oktober 1972) die EG-
Kommission, ein entsprechendes
Aktionsprogramm zum Thema Um-
welt zu erarbeiten. Das führte dazu,
dass  zwischen 1972 und 1987
(Inkrafttreten der EEA) über 200
„umweltrelevante Rechtsakte“ von
der Gemeinschaft erlassen wurden, die
regelmäßig an den neuesten Stand der
Technik angepasst und ergänzt wer-
den. Inzwischen sind in Deutschland
fast alle Bereiche der Umweltpolitik
vom EU-Umweltrecht erfasst worden.
Schwerpunkte des Umweltrechts sind
insbesondere Richtlinien zur Reinhal-
tung der Luft und des Wassers sowie
Regelungen in den Bereichen Abfall-
politik, Natur- und Artenschutz.

Als Begründung der „umweltrelevan-
ten Rechtsakte“ zog man im Wege

Die letzte Minute

Der Planet Erde ist 4,6 Milliarden Jahre alt. Um diese für uns unvorstell-
bare Zeitspanne verständlich zu machen, können wir die Erde mit einem
46-jährigen Menschen vergleichen.

Nichts ist über die ersten 7 Lebensjahre bekannt und auch die Informa-
tionen über die mittleren Lebensjahre sind nur sehr spärlich. Unser Wis-
sen über die Erde beginnt vergleichsweise im Alter von 42 Jahren.

Erst vor einem Jahr tauchten die Dinosaurier auf, da war unser Planet
bereits 45 Jahre alt. Die Mammuts bevölkerten die Erde vor 8 Monaten,
der Neandertaler erschien Mitte der letzten Woche und am Wochenen-
de hatte es die letzte Eiszeit gegeben.

Nur seit rund 4 Stunden existiert der moderne Mensch. In der letzten
Stunde entwickelten sich Agrarkulturen, die industrielle Revolution
begann vor ungefähr einer Minute. Allein in diesen letzten sechzig
Sekunden seiner biologischen Zeit hat der Mensch einen Müllberg aus
seinem Paradies gemacht. 

(Freie Übersetzung der Autoren eines Texts von Greenpeace, 
1994, S.25f.) 

Grafik 3
Raubbau an Ressourcen

Wir haben immer noch einen Raubbau an Ressourcen zu verzeichnen wie
etwa das Abholzen der Regenwälder, das unvermindert voranschreitet mit
enormen Konsequenzen für die Länder, in denen dies geschieht, aber
auch für die Welt, für das Klima usw.

Holzverbrauch insgesamt:
• 1965: 2,2 Milliarden m3 = 0,7 m3 pro Kopf
• 1995: 3,3 Milliarden m3 = 0,6 m3 pro Kopf

Weltweite Waldverluste
• (1990–1995): -56,3 Millionen ha
davon:
• Entwicklungsländer: -65,1 Millionen ha
• Industrieländer: +8,8 Millionen ha
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einer dynamischen Auslegung den
Artikel 2 des EWG-Vertrags vom
25.März 1957 heran, der die Gemein-
schaft veranlassen soll, für eine
„harmonische Entwicklung des Wirt-
schaftslebens“ und für eine „be-
ständige und ausgewogene Wirt-
schaftsausweitung“ zu sorgen. Um-
weltschutz wurde hierdurch als
Gemeinschaftsziel herausgelesen und
nicht zu einem Gegensatz von Ökolo-
gie und Ökonomie, sondern als

Bestandteil der Wirtschaftspolitik
interpretiert (EGV, Art.2).

Trotzdem musste die Gemeinschaft
auf eine eigene Rechtsgrundlage für
ihre  Aufgaben in der Umweltpolitik
noch lange warten. Erst mit der Fest-
schreibung der Verwirklichung des
Europäischen Binnenmarktes (1987)
wurde die Umweltpolitik vertraglicher
Bestandteil der Einheitlichen Europäi-
schen Akte (EEA). Mit dem am

1.11.1993 in Kraft getretenen ‚Maas-
tricht-Vertrag über die Europäische
Union' wurde die Umweltpolitik
schließlich ausdrücklich in den Ziel-
und Aufgabenkatalog einbezogen
(siehe Kasten ‚EG-Vertrag'). Damit
erfuhr die europäische Umweltpolitik
eine weitere Aufwertung in Richtung
einer europäischen Umweltunion
(Freudenberg, 1997, S.7f.; Schmidt,
1995, S.215f.)

Einer der wichtigsten Sätze des EG-
Vertrages (Artikel 6) lautet: „Die Erfor-
dernisse des Umweltschutzes müssen
bei der Festlegung und Durchführung
aller Gemeinschaftspolitiken insbeson-
dere zur Förderung einer nachhaltigen
Entwicklung einbezogen werden.“
Damit legt die Europäische Union
einen hohen Maßstab an, da sie sich
verpflichtet, jede gemeinschaftliche
Maßnahme auf ihre Umweltverträg-
lichkeit hin zu prüfen. Der Auftrag an
die Europäische Union ist somit klar: In
der Landwirtschafts-, der Energie- und
der Verkehrspolitik, in der Regionalför-
derung, aber auch in allen anderen
Gemeinschaftspolitiken muss Umwelt-
schutz berücksichtigt werden. Nur,
wenn diese Zielsetzung konsequent
umgesetzt wird, kann die Umwelt in
der Europäischen Union im neuen
Jahrhundert sauberer und gesünder
werden (Auswärtiges Amt, 2000).

Dennoch sind die ursprünglichen Öko-
nomie-Ökologie-Probleme geblieben;
denn umweltpolitisch ist Europa nach
wie vor keine Einheit. Nach wie vor
führen wirtschaftliche, politische, na-
turräumliche und kulturelle Gegen-
sätze zu unterschiedlichen Bewertun-
gen der Umweltpolitik in den Mit-
gliedsländern. Im Gegensatz zu den
reichen Industrienationen der nördli-
chen Erdhalbkugel ist die Umwelt-
schutzbewegung in den Ländern Afri-
kas, Südamerikas und Süd-Ost-Asiens
relativ schwach. Bei den armen Län-
dern steht noch die Industrialisierung
im Mittelpunkt, die reichen Länder des
Nordens sind schon an ihre wirtschaft-
lichen und ökologischen Grenzen
gestoßen. Zum Teil hat sich das
Umweltbewusstsein auch in benach-
barten Staaten ganz unterschiedlich
entwickelt. Dies verdeutlicht ein Bei-
spiel: So beschäftigte das Waldsterben
die Menschen in Deutschland, Öster-

Wasserverbrauch international: 
Deutschland am sparsamsten

täglicher Wasserverbrauch Anschlussdichte 
je Einwohner in Litern in Prozent

1980 1993 1980 1995
Norwegen 401 520 – 66
Schweiz 329 362 70 91
Vereinigtes Königreich 254 331 82 87
Italien 280 329 30 61
Spanien 215 300 18 59
Schweden 315 276 82 95
Österreich 255 262 38 72
Luxemburg 259 261 81 88
Dänemark 261 229 – 99
Frankreich 167 215 62 77
Niederlande 179 203 73 96
Ungarn 217 184 – 32
Deutschland 211 177 80 92

Umweltschutzausgaben international:
Kleine Länder an der Spitze
– öffentliche und private Ausgaben –

1985 1990 1996 1985 1990 1996

in Prozent des
in Millonen US-Dollar Bruttoinlandprodukts

Niederlande 3.118 4.119 5.686 1,5 1,7 2,1
Österreich 1.893 2.634 2.905 1,8 2,0 2,0
Schweiz – 2.929 2.990 – 2,1 2,0  
Deutschland 16.021 20.160 25.260 1,5 1,6 1,7
USA 72.655 89.650 106.001 1,4 1,5 1,6
Frankreich 7.920 12.352 15.446 0,9 1,2 1,4
Schweden – 1.740 1.773 – 1,2 1,2
Vereinigtes
Königreich 10.159 12.901 10.732 1,3 1,4 1,1
Kanada – 4.788 5.616 – 0,9 1,0
Dänemark 717 553 853 0,7 0,5 0,9
Japan 9.089 11.389 16.170 0,5 0,5 0,6

In Preisen und Wechselkursen von 1991; Quelle: OECD

Wasserverbrauch: Haushalte, Kleingewerbe und Industrie, Anschlussdichte: Anschluss an Kläranlagen
in Prozent der Bevölkerung; Quellen: IWSA, OECD
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reich und den Niederlanden, weniger
hingegen in Großbritannien oder
Frankreich (Hey, 1996, S.38). 

Trotz aller Probleme: Nicht nur für
Europa selbst, auch international stellt
die EU ihre Kompetenz in Umweltfra-
gen immer wieder unter Beweis. Ein
Indiz dafür ist das zentrale Thema ‚Kli-
maschutz'. Hier hat die europäische
Union weltweit wesentlich dazu bei-
getragen, dass 1997 in Kyoto/ Japan
ein anspruchsvolles Protokoll zum
Schutz des Klimas verabschiedet wer-
den konnte. Nun geht es darum, den
Rahmen des Kyoto-Protokolls auszuar-
beiten und konsequent umzusetzen.
Als Beispiel mag dazu die Verpflich-
tung gelten, die in der EU emittierten
Treibhausgasemissionen bis zum Jahr
2012 um 8 % jährlich zu reduzieren
(Basisjahr 1990).

1992 wurde in Rio de Janeiro die
Agenda 21 , ein Aktionsprogramm für
das 21. Jahrhundert von 179 Staaten
unterzeichnet, um eine nachhaltige,

ökologische und sozialverträgliche
Entwicklung zu gewährleisten (siehe
Grafik). Im Mittelpunkt der aktuellen
EU-Umweltpolitik steht somit das 5.
Umweltaktionsprogramm der Euro-

päischen Union. Es enthält eine Über-
sicht über die Maßnahmen, die für die
Jahre 1992 bis 2000 ergriffen werden
sollen, und wurde parallel zur globalen
„Agenda 21“ erarbeitet. Dieses Pro-
gramm konzentrierte sich in den
Jahren 1997 bis 2000 auf fünf Schwer-
punktbereiche (Auswärtiges Amt,
2000): 
➤ Integration umweltpolitischer Er-

wägungen in andere Politikbe-
reiche, wie z.B. Landwirtschaft,
Verkehr, Energie, Strukturpolitik
(aktuelles Beispiel: Altauto-Verord -
nung, s. HAZ-Artikel im Kasten),

➤ Erweiterung der Palette umwelt-
politischer Instrumente, insbeson-
dere von sektoralen Vereinbarun-
gen mit der Industrie zur Durchset-
zung von Umweltsanierungszielen;
Partnerschaft zwischen der EU, den
Mitgliedstaaten, der Wirtschaft
und den Umweltverbänden bei der
Umsetzung der EU-Umweltziele.

➤ Konsequente Umsetzung und
Durchsetzung des Umweltrechts.

➤ Verbesserung der Unterrichtung
der Öffentlichkeit.

➤ Internationale Zusammenarbeit im
Rahmen des Rio-Prozesses und der
Agenda 21.

Für die Umsetzung der kommunalen
Agenda 21-Prozesse gewähren die EU-
Länder den Kommunalverwaltungen
finanzielle Zuwendungen, wenn diese
die „wirtschaftliche, soziale und öko-
logische Infrastruktur“ unterstützen

10  EU-Umweltpolitik
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dern, die für die Herbeiführung einer
nachhaltigen Entwicklung ausschlag-
gebend sind“. Besondere Beachtung
soll unter anderem die Entwicklung
eines umfassenden Konzepts für die
städtische Umwelt finden (Beschluss,
1998).

10  EU-Umweltpolitik

und für eine nachhaltige Entwicklung
die Öffentlichkeit informieren, sensibi-
lisieren und mobilisieren. Die Beteili-
gung möglichst vieler Interessengrup-
pen und die Berücksichtigung von
ökonomischen, ökologischen und
sozialen Aspekten sind dabei eine Vor-
aussetzung einer umwelt- und sozial-

gerechten Entwicklung in den Kom-
munen. Im Beschluss des Europäischen
Parlamentes und des Rates vom 24.
September 1998 zur Überprüfung des
5. Umweltaktionsprogramms hat sich
die EG in Art. 10 dazu verpflichtet,
„weiterhin Aktivitäten auf lokaler und
regionaler Ebene bei Themen zu för-
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Mittel und Wege europäischer Umweltpolitik

1. Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP)
Das wichtigste Instrument, um den Umweltschutz als wesentlichen Faktor in Planungs- und Ent-
schließungsprozessen jeglicher Wirtschaftstätigkeit von Anfang zu integrieren, ist die Umweltverträglichkeitsprü-
fung. Wie der Name andeutet, existiert damit ein einheitliches Verwaltungsverfahren bei der Planung von
Wirtschaftsprojekten zur Prüfung der Auswirkungen auf Mensch, Pflanze, Tier und Umwelt. Die UVP ist das wich-
tigste Instrument der EU zur Verwirklichung der Vorgaben in Art. 130r Abs. 2 EU-Vertrag.

2. Produktionsbeschränkungen
Ein weiteres Mittel, Umweltschäden in Europa zu vermeiden, sind Verbote und Einschränkungen bei der Herstel-
lung umweltgefährdender Stoffe. Als Beispiel dient hier die Produktion von FCKW. Die zunehmende Bedeutung
der Themen Klimaveränderung und Zerstörung der Ozonschicht ermöglichte die Festlegung – gegen anfänglich
starken Widerstand einzelner Mitgliedsländer, bis Ende 1995 innerhalb der Union kein FCKW mehr herzustellen.
Für den ehemals größten Hersteller und Exporteur von FCKW ein sehr erfreulicher Schritt. Möglich wurde dies
durch ein gewachsenes Umweltverständnis der Unionsbürger.

3. Bewusstseinsbildung
Das 5. Umweltpolitische Aktionsprogramm für die Jahre 1993 bis 2000 zielt auf ein stärkeres Bewusstsein für die
Umwelt und den schonenden Umgang mit derselben ab. Die wichtigsten Grundsätze sind:
• Die weitere wirtschaftliche und soziale Entwicklung, so wie alle menschlichen Aktivitäten, hängt von der Qua-

lität der Umwelt und ihrem wirksamen Schutz ab.
• Zur Vermeidung von Abfall sollen alle Maßnahmen zur Wiederverwendung oder Wiederverwertung von Roh-

stoffen gefördert werden.
• Die Unionsbürger sollen zu einem Verhalten gebracht werden, das die Erkenntnis widerspiegelt, dass natürliche

Ressourcen begrenzt sind und deren Verbrauch nicht zu Lasten der heutigen oder künftiger Generationen gehen
darf.

• Bereiche wie Industrie, Energiewirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Tourismus werden zu einer schonenden
Verwendung der Umweltressourcen aufgefordert. 

Das Aktionsprogramm versucht also nicht durch Ge- und Verbote, sondern durch den bewussten Umgang mit
der Umwelt und deren Ressourcen eine weitere Zerstörung zu vermeiden. Beispielhaft dafür ist die sogenannte
EMAS-Verordnung, mit der die freiwillige Beteiligung gewerblicher Unternehmen an einem Gemeinschaftssystem
für das Umweltmanagement und die Umweltbetriebsprüfung (Öko-Audit) geregelt wird.

4. Umweltschutz geht alle etwas an
Mit dem Vertrag von Maastricht wurde die Europäische Union aufgefordert, sich an internationalen Abkommen
zum Schutz der Erde zu beteiligen. Die EU hat diese Aufgabe ausgedehnt und schließt inzwischen fast nur noch
Abkommen mit Drittstaaten oder Ländergruppen, in denen Umweltschutzklauseln enthalten sind. Bei der Verga-
be von Subventionsgeldern durch die Kommission und Darlehen durch die Europäische Investitionsbank an Län-
der außerhalb der EU spielen umweltpolitische Kriterien eine wichtige Rolle (Bayerische Landeszentrale, 1997).
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Hersteller tragen Kosten der Altauto-Verordnung
EU-Parlament und Ministerrat haben sich geeinigt

Brüssel/Hannover (dpa/cs.) Autohersteller müssen in Europa künftig die Kosten für die Entsorgung von Altfahr-
zeugen tragen. Die Autobesitzer hingegen werden nicht zur Kasse gebeten. Darauf einigten sich in der Nacht zum
Mittwoch das Europäische Parlament und der EU-Ministerrat nach einem Verhandlungsmarathon in einem Ver-
mittlungsausschuss. „Dies ist ein echter Durchbruch für die umweltgerechte Entsorgung von Altautos“, sagte Bernd
Lange, Parlamentsabgeordneter und Verhandlungsführer für die Sozialdemokraten am Mittwoch in dem Ausschuss
in Brüssel. 
Der Kompromiss sieht vor, dass für Fahrzeuge, die jetzt neu zugelassen werden, die Hersteller alle Entsorgungsko-
sten tragen müssen. Spätestens vom Jahr 2007 an – ein Jahr später als ursprünglich geplant – müssen sie alle Alt-
autos zurücknehmen, die jetzt bereits zugelassen sind. Bis dahin sind nach den Angaben alle 15 EU-Mitgliedstaa-
ten ausdrücklich aufgefordert, für den Autobesitzer kostenlose Rücknahmesysteme einzurichten, wie dies bereits
in Dänemark, Schweden und den Niederlanden geschieht. 
Die neue Verordnung sieht weiter vor, dass vom Jahr 2001 an jedes Altauto in der Europäischen Union bei einer
zugelassenen Verwertungsstelle abgeliefert werden muss. Damit werden die Schrottautos künftig unter strengen
Auflagen zerlegt und geschreddert. Maximal 15 Prozent und später nur 5 Prozent des Autos dürfen den Angaben
zufolge auf die Deponie gelangen. Außerdem sieht die Richtlinie vor, dass in Zukunft weniger gefährliche Schwer-
metalle in neuen Autos vorhanden sind. 
„Durch die neue Gesetzgebung wird es neue Beschäftigung bei der Entsorgung und Konstruktion von Autos
geben“, sagte Lange. Nach dem Vermittlungsverfahren müssen nun noch das Europäische Parlament und der Mini-
sterrat das Ergebnis billigen. Dies wird wahrscheinlich noch vor der Sommerpause geschehen.

Hannoversche Allgemeine Zeitung, 25.05.2000

EG-Vertrag
In der Fassung vom 1 .1 .1995

Umwelt

Art. 130r Umweltpolitik der Gemeinschaft

(1) Die Umweltpolitik der Gemeinschaft trägt zur Verfolgung der nachstehenden Ziele bei:
• Erhaltung und Schutz der Umwelt sowie Verbesserung ihrer Qualität; 
• Schutz der menschlichen Gesundheit;
• Umsichtige und rationelle Verwendung der natürlichen Ressourcen;
• Förderung von Maßnahmen auf internationaler Ebene zur Bewältigung regionaler oder gar globaler Umwelt-

probleme.

(2) Die Umweltpolitik der Gemeinschaft zielt unter Berücksichtigung der unterschiedlichen Gegebenheiten in den
einzelnen Regionen der Gemeinschaft auf ein hohes Schutzniveau ab. Sie beruht auf den Grundsätzen der Vor-
sorge und Vorbeugung, auf dem Grundsatz, Umweltverträglichkeiten mit Vorrang an ihrem Ursprung zu bekämp-
fen, sowie auf dem Verursacherprinzip. Die Erfordernisse des Umweltschutzes müssen bei der Festlegung und
Durchführung anderer Gemeinschaftspolitiken einbezogen werden.

Im Hinblick hierauf umfassen die derartigen Erfordernisse entsprechenden Harmonisierungsmaßnahmen gegebe-
nenfalls eine Schutzklausel, mit der die Mitgliedstaaten ermächtigt werden, aus nicht wirtschaftlich bedingten
umweltpolitischen Gründen vorläufige Maßnahmen zu treffen, die einem gemeinschaftlichen Kontrollverfahren
unterliegen.

(3) Bei der Erarbeitung ihrer Umweltpolitik berücksichtigt die Gemeinschaft 
• die verfügbaren wissenschaftlichen und technischen Daten;
• die Umweltbedingungen in den einzelnen Regionen bzw. eines Nichttätigwerdens;
• die wirtschaftliche und soziale Entwicklung der Gemeinschaft insgesamt sowie die ausgewogene Entwicklung

ihrer Regionen.

(4) Die Gemeinschaft und die Mitgliedstaaten arbeiten im Rahmen ihrer jeweiligen Befugnisse mit dritten Ländern
und den zuständigen internationalen Organisationen zusammen.



69

Nachgefragt:

1. Analysieren Sie den Spruch der
Cree Indianer.

2. Erstellen Sie eine Chronolgie zum
EU-Umweltschutz.

3. Kommentieren Sie: „Die EU hat
nicht genug Willen und Macht, um
ökologische Maßstäbe zu setzen.“

4. Inwieweit kann ein Vergleich zwi-
schen Mensch und Erde überzeu-
gen? 

5. Interpretieren Sie die These: „Vom
Produktionsfaktor Boden zum Pro-
duktionsfaktor Natur“.

6. Bearbeiten Sie aktuelle ökologische
Probleme der EU mit Hilfe einer
Literatur- und Internetrecherche:
• Zerstörung der Ozonschicht
• Luftverschmutzung
• Bodenverunreinigung
• Ressourcenabbau
• Wasserverschmutzung
• Gefährdung der Tier- und Pflan-

zenwelt
• Lärmbelästigung

7. Erarbeiten Sie Möglichkeiten zur
Beseitigung ökologischer Proble-
me.

8. Welche Ziele verfolgen Umwelt-
schutzorganisationen wie z.B.
Greenpeace?
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11 Frauen in Europa

Frauen in der Bundeswehr

Das Grundgesetz der Bundesrepublik
Deutschland besagt, dass Frauen auf
keinen Fall Dienst mit der Waffe leisten
dürfen (GG, Artikel 12a Abs. 4). Tanja
Kreil, ausgebildete Elektronikerin,
bewarb sich dennoch 1996 für den
freiwilligen Dienst in der Bundeswehr
mit dem Verwendungszweck Instand-
setzung (Elektronik). Nachdem ihre
Bewerbung abgelehnt wurde, klagte
sie vor dem Verwaltungsgericht Han-
nover gegen die Bundesrepublik
Deutschland, u.a. mit dem Argument,
dass eine Ablehnung allein aus ge-
schlechtsspezifischen Gründen gegen
das Recht der Europäischen Union (EU)
verstoße.

Das Verwaltungsgericht legte den Fall
dem Europäischen Gerichtshof (EuGH)
in Luxemburg vor. Am 11. Januar 2000
verkündete der EuGH, dass die deut-
sche Bestimmung, Frauen allgemein

vom Dienst mit der Waffe auszu-
schließen, entgegen der Richtlinie
76/207/EWG des Rates vom 9. Febru -
ar 1976 zur Verwirklichung des Grund -
satzes der Gleichbehandlung von
Männern und Frauen hinsichtlich des

Zugangs zur Beschäftigung, zur Be -
rufsbildung und zum beruflichen Auf -
stieg sowie in bezug auf die Arbeits -
bedingungen ist.

Vor allem über die Rechtsprechung des
Europäischen Gerichtshofes ist die
Gleichstellung von Frauen und Män-
nern vorangetrieben worden. Der
Gerichtshof hat auf Grund von Klagen
einzelner Frauen und Männer die
unpräzisen Bestimmungen der Verträ-
ge interpretiert und in bindendes Recht
der EU umgesetzt. 

Zunächst hat sich der Grundsatz der
Gleichbehandlung nur auf die Frage
des Lohns von Frauen und Männern
für gleiche Arbeit bezogen. Das
Europäische Parlament und die Kom-
mission haben dann schrittweise diese
enge Perspektive erweitert und versu-
chen heute, die Chancengleichheit
von Frauen europaweit sicherzustel-
len. (vgl. Kasten) Zwei Urteile des
EuGH zeigen die Grenzen und die
Möglichkeiten der Herstellung von
Chancengleichheit über die Rechtspre-
chung des EuGH.

Das Urteil Kalanke

Das Urteil Kalanke richtet sich gegen
eine Quotenregelung für Frauen. Der
Bremer Eckhard Kalanke klagte unter
Berufung auf den formalen Gleich-
heitsgrundsatz (76/207/EWG) gegen

Artikel 141 EGV

(1) Jeder Mitgliedstaat stellt die Anwendung des Grundsatzes des glei-
chen Entgelts für Männer und Frauen bei gleicher und gleichwertiger
Arbeit sicher.

(2) Unter „Entgelt“ im Sinne dieses Artikels sind die üblichen Grund- oder
Mindestlöhne und -gehälter sowie alle sonstigen Vergütungen zu ver-
stehen, die der Arbeitgeber aufgrund des Dienstverhältnisses dem
Arbeitnehmer unmittelbar in bar oder in Sachleistungen zahlt.
Gleichheit des Arbeitsentgelts ohne Diskriminierung des Geschlechts
bedeutet,
a) dass das Entgelt für gleiche nach Akkord bezahlte Arbeit aufgrund

der gleichen Maßeinheit festgesetzt wird
b) dass für eine nach Zeit bezahlte Arbeit das Entgelt bei gleichem

Arbeitsplatz gleich ist.

Die bisherigen Schritte zu einer gemeinsamen 
Gleichstellungspolitik in Europa

1957 Art. 141 EGV: Grundsatz gleichen Entgelts für Männer und Frauen
1975 Richtlinie: Gleicher Lohn für gleiche Arbeit
1976 Richtlinie: Gleichbehandlung von Männern und Frauen beim

Zugang zur Beschäftigung, zur Berufsausbildung und bei den
Arbeitsbedingungen

1978 Richtlinie: Gleichbehandlung in der Sozialversicherung
1979 Ad-hoc-Untersuchungsausschuss zur Situation der Frauen in den

Mitgliedstaaten
1982 Entschließung: Erstes Aktionsprogramm zur Chancengleichheit

von Frauen (1982–1985)
1984 Ausschuss für die Rechte der Frau; Empfehlung: Förderung positi-

ver Maßnahmen zum Ausgleich faktischer Ungleichheiten für Frau-
en beim Zugang zu Beschäftigung

1986 Entschließung: Zweites Aktionsprogramm zur Chancengleichheit
von Frauen (1986–1990), Richtlinien: Gleichbehandlung bei
betrieblichen Systemen sozialer Sicherheit sowie bei selbständiger
Erwerbsarbeit

1991 Entschließung: Drittes Aktionsprogramm zur Chancengleichheit
von Frauen (1991–1995)

1992 Richtlinie: Schutz Schwangerer am Arbeitsplatz Gemeinschaftsi-
nitiative NOW (New Opportunities for Women)

1994 Verankerung des Prinzips der Chancengleichheit in den 
Europäischen Strukturfonds

1996 Beschluss: Viertes Aktionsprogramm zur Chancengleichheit von
Frauen (1996–2000)
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die Einstellung einer Frau, die ihm 
bei gleicher Qualifikation vorgezogen
wurde. Die Stadt Bremen betrieb zu
der Zeit eine Politik der positiven Maß -
nahmen (siehe Kasten), die bei gleicher
Qualifikation von Frau und Mann die
Bevorzugung von Frauen vorsieht,
wenn diese in dem betreffenden
Bereich unterrepräsentiert sind (sog.
Quotenregelung für Frauen).

Der Fall Kalanke wurde dem EuGH vor-
gelegt. Dieser stellte 1995 fest, dass
die nationale Regelung, die Frauen bei
Ernennungen oder Beförderungen
absolut und unbedingt den Vorrang
einräumt, die Förderung der Chancen-
gleichheit überschreitet. 

Der EuGH verurteilte die Diskriminie-
rung des individuellen Mannes, wenn
ihm automatisch bei gleicher Qualifi-
kation eine Frau vorgezogen wird, 
weil sie als Frau einer benachteiligten
Gruppe angehört. Ziel der Gleichstel-
lungspolitik müsse es sein, Chancen-
gleichheit auf Grund gleicher Aus-
gangssituationen herzustellen, und
nicht durch die Schaffung gleicher
Ergebnisse.

Das Urteil Marschall

Kurz nach Erlass des Urteils Kalanke
klagte Helmut Marschall, ein in Nord-
rhein-Westfalen tätiger Lehrer vor dem
EuGH. Er hatte sich auf eine Beförde-
rungsstelle an einer Gesamtschule in
Schwerte beworben. Die zuständige

Behörde wies seine Bewerbung ab, da
eine Frau eingestellt werden sollte . Der
Lehrer focht diese Entscheidung an,
die auf Grund einer Bestimmung des
Beamtenstatuts des Landes getroffen
worden war, wonach Frauen der Vor-
zug zu geben ist, wenn sie unterreprä-
sentiert sind. Diese Bevorzugung von
Frauen – bei gleicher Eignung, Befähi-
gung und fachlicher Leistung – erfolgt,
sofern nicht in der Person eines Mitbe -
werbers liegende Gründe überwiegen.

Am 11. November 1997 entschied der
EuGH, dass unter gewissen Vorausset-
zungen eine Bevorzugung von Frauen
bei der Zuweisung von bestimmten
Arbeitsplätzen erlaubt ist. Vorausge-
setzt wird, dass die Möglichkeit einer
abweichenden Entscheidung gewahrt
bleibt. Mit diesem Urteil hat der EuGH
die Bedeutung des Urteils Kalanke
nuanciert und präzisiert.

Das Marschall-Urteil ermöglicht eine
bevorzugte Einstellung von Frauen,
um ein Gleichgewicht zwischen den
Geschlechtern herzustellen. 

Diese Bevorzugung von Frauen steht
im Einklang mit der Richtlinie
76/207/EWG, sofern die Beförderung
des männlichen Bewerbers nicht von
vornherein ausgeschlossen ist und in
jedem Einzelfall geprüft wird, ob nicht
doch ein männlicher Mitbewerber
geeigneter sei.
Vorerst scheint das Urteil Marschall ein
großer Erfolg für die Gleichstellungs-
politik der EU und die Durchsetzung
der Frauenquote zu sein, doch es löst
nicht den Widerspruch zwischen dem
Grundrecht der Gleichbehandlung
und dem Individualrecht (positive
Maßnahmen).
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Männer und Frauen im Berufsleben

1. Frauen und Männer üben nicht die gleichen Tätigkeiten aus.
Etwa ein Drittel der vollzeitbeschäftigten Frauen sind als Bürokräfte
tätig, während es bei den Männern nur ein Zehntel sind. Dagegen sind
47 % der Männer Arbeiter oder Anlagenbediener, während nur 18 %
der Frauen eine solche Tätigkeit ausüben. Arbeiter werden im Durch-
schnitt besser bezahlt als Bürokräfte.

2. Berufstätige Frauen sind im Durchschnitt jünger: 44 % sind unter
30 Jahre alt, gegenüber 32 % bei den Männern. Dies ist darauf zurück-
zuführen, dass in den älteren Generationen weniger Frauen beruf-
stätig sind und dass viele Frauen zur Kindererziehung aus dem Berufs-
leben ausscheiden. Die Folge ist, dass Frauen eine kürzere Betriebszu-
gehörigkeit haben und ihre Möglichkeiten in Führungspositionen
aufzusteigen geringer sind, was sich wiederum auf ihre Gehälter aus-
wirkt.

3. Berufstätige Frauen sind schlechter ausgebildet. Von den berufs-
tätigen Frauen verfügen 51 % lediglich über einen Primar- oder
Sekundarabschluss, gegenüber 43 % der Männer. Andererseits haben
36 % der Männer einen Sekundarabschluss mit Fachausbildung,
während es bei den Frauen nur 29 % sind. Obwohl die Frauen in den
Schlüsselbereichen des Bildungswesens den Männern voraus sind, lie-
gen sie im Wettlauf um Arbeitsplätze nach wie vor zurück. 

Quelle: EUROSTAT, 1999

Positive Aktionen –
Positive Maßnahmen

Maßnahmen für eine be-
stimmte Gruppe, die auf die
Beseitigung und Vermeidung
von Diskriminierungen oder auf
einen Ausgleich von aus vor-
handenen Einstellungen, Ver-
haltensweisen und Strukturen
erwachsenen Benachteiligun-
gen abzielen (teilweise auch als
„positive Diskriminierung“
bezeichnet).

Artikel 141 EGV

(4) Im Hinblick auf die effektive
Gewährleistung der vollen
Gleichstellung von Männern
und Frauen im Arbeitsleben
hindert der Grundsatz der
Gleichbehandlung die Mitglied-
staaten nicht daran, zur Erleich-
terung der Berufstätigkeit des
u n t e r r e p r ä s e n t i e r t e n
Geschlechts oder zur Verhinde-
rung bzw. zum Ausgleich von
Benachteiligungen in der beruf-
lichen Laufbahn spezifische
Vergünstigungen beizubehal-
ten und zu beschließen.
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Der Amsterdamer Vertrag

Die neuen Bestimmungen des Amster-
damer Vertrages geben eine Antwort
auf die Frage der Förderung der Chan-
cengleichheit mittels positiver Maß-
nahmen. Artikel 141 Absatz 4 EGV
erteilt den Mitgliedstaaten sowie der
Gemeinschaft ein „positives Mandat“,
um gemeinsame positive Maßnahmen
im beruflichen Bereich zu ergreifen.

Ebenso neu im Amsterdamer Vertrag
ist die Möglichkeit der Europäischen
Gemeinschaft, tätig werden zu kön-
nen, um Diskriminierungen aus Grün-
den des Geschlechts zu bekämpfen
(Art. 13 EGV).

Mit den neuen Artikeln 2 und 3 ist zum
ersten Mal die Gleichstellung von
Männern und Frauen in der gemein-
schaftlichen Rechtsordnung festge-
schrieben. Diese beiden Artikel gehen
über den beruflichen Bereich hinaus
und können auf einer breiteren Ebene
angewandt werden. Artikel 2 EGV
nennt die Gleichstellung von Frauen
und Männern als grundsätzliche Auf-
gabe der Europäischen Gemeinschaft.
Artikel 3 EGV schreibt vertraglich fest,
dass in allen Tätigkeitsbereichen der
Gemeinschaft darauf hingearbeitet
wird, Ungleichheiten zu beseitigen
und die Gleichstellung von Männern
und Frauen zu fördern. Diese beiden
Artikel des Amsterdamer Vertrages
sind die Grundlage des neuen Kurses

der Europäischen Union: Mainstrea -
ming .

Mainstreaming

Die Kommission ist zu einer Politik des
Mainstreaming übergegangen. Eine
eigenständige Gleichstellungspolitik
sollte es nun nicht mehr geben. Statt-
dessen sollte der Aspekt der Chancen-
gleichheit von Frauen und Männern in
alle Politikbereiche und Aktionen der
Gemeinschaft eingebunden werden.
Dieses neue Konzept machte die Kom-
mission in einer Mitteilung im Februar
1996 bekannt (siehe Kasten). Das Kon-

zept des Mainstreaming war auf der
vierten UNO-Weltkonferenz zum The-
ma Frauen in Peking im September
1995 entwickelt worden. Es fordert
einen umfassenden Ansatz für die Ver-
wirklichung der Gleichstellung.

Mainstreaming in der
Beschäftigungsstrategie

Die europäische Beschäftigungsstrate-
gie ist vielleicht das beste Beispiel um
zu verdeutlichen, was Mainstreaming
in der Praxis der Politik bedeutet. Auf
dem Luxemburger Beschäftigungsgip-
fel im November 1997 verpflichteten

Mainstreaming

In der Mitteilung der Kommissi-
on über die Einbindung der
Chancengleichheit (COM(96)
67) wird das Konzept des
„Mainstreaming“ wie folgt
definiert: „...die Bemühungen
um das Vorantreiben der Chan-
cengleichheit nicht auf die
Durchführung von Sondermaß-
nahmen für Frauen zu
beschränken, sondern zur Ver-
wirklichung der Gleich-
berechtigung ausdrücklich
sämtliche allgemeinen politi-
schen Konzepte und Maßnah-
men einzuspannen“.
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sich die 15 Mitgliedstaaten zu einer
Koordinierung ihrer Beschäftigungs-
politiken und stellten fest, dass das
Gefälle bei den Beschäftigtenzahlen
zwischen Männern und Frauen eines
der Hauptprobleme in den Mitglied-
staaten ist. Es waren 25 Millionen Frau-
en weniger als Männer erwerbstätig.
Zwei wesentliche Schlussfolgerungen
des Europäischen Rates in Wien im
Dezember 1998 sind
• Beschäftigung ist vorrangige Prio-

rität der EU
• Chancengleichheit für Frauen und

Männer ist eine zentrale Komponen-
te der gesamten Beschäftigungstra-
tegie.

Gleichstellungspolitik und Beschäfti-
gungspolitik hängen also nunmehr
unmittelbar zusammen. Die Chancen-
gleichheit ist sowohl eine Frage der
Gerechtigkeit als auch der wirtschaft-
lichen Vernunft. In den kommenden
zehn Jahren wird sich die Zahl der
europäischen Bevölkerung im er-
werbsfähigen Alter verringern. 

Dies bedeutet, dass das Beschäfti-
gungswachstum in der EU, das für
einen wirtschaftlichen Erfolg langfris-
tig unerlässlich ist, noch mehr als bis-
lang von der verstärkten Eingliederung

der Frauen in den Arbeitsmarkt abhän-
gig ist. Die Mitgliedstaaten müssen die
Bedingungen schaffen, die es erlau-
ben, dass die europäische Wirtschaft
und die europäischen Arbeitsplätze
umfassend die Kreativität, Talente und
Fähigkeiten der Frauen nutzen und
dass Frauen und Männer ihr Berufs-
und Familienleben besser miteinander
vereinbaren können.

Frauen auf dem europäi-
schen Arbeitsmarkt

Es ist ein wesentlicher Fortschritt, dass
die Chancengleichheit in den Mittel-
punkt der Beschäftigungspolitik ge-
stellt wurde. Dennoch bestehen auf
dem Arbeitsmarkt der EU wesentliche
Unterschiede in bezug auf die Arbeits-
losigkeit von Frauen und Männern
(11,7% gegenüber 8,5%).

Nicht nur bei der Erwerbstätigkeit ran-
gieren die Frauen an zweiter Stelle,
auch ihr Bruttostundenlohn liegt deut-
lich unter dem der Männer (76,3%).
Frauen haben weniger gut bezahlte
Führungspositionen inne als Männer,
und das Ungleichgewicht im Anteil
von Frauen und Männern in bestimm-
ten Wirtschaftssektoren und Berufen

ist einer der bestimmenden Faktoren
für den Unterschied in der Bezahlung
beider Geschlechter.

Die differierende Arbeitslosenquote
bzw. die geschlechtsspezifischen Ein-
kommensunterschiede zwischen Frau-
en und Männern sind in allen Mit-
gliedstaaten zu beobachten, jedoch in
sehr unterschiedlicher Ausprägung.

Die Anzahl der Erwerbstätigen ist ins-
gesamt in den letzten Jahren gestiegen.
Dies gilt insbesondere im Bereich der
Beschäftigung von Frauen. Dieser zah-
lenmäßige Anstieg geht jedoch nicht
mit der Steigerung des Arbeitsvolu-
mens (Arbeitszuwachs) einher, denn ein
zunehmender Anteil der Frauen arbei-
tet in Teilzeit, an Wochenenden, in
Früh- oder Spätschicht. Die zunehmen-
de Beschäftigung von Frauen in Teil-
zeitarbeit birgt Chancen und Risiken.

Einerseits besteht häufig eine Verbin-
dung zwischen Teilzeitbeschäftigung
und niedriger beruflicher Stellung,
Mangel an Arbeitsplatzsicherheit und
niedrigerem Entgelt im Vergleich zu
Vollzeitbeschäftigten, unabhängig von
dem Status. Andererseits kann Teilzeit-
arbeit in vielen Fällen Frauen ermög-
lichen, nach längerer Abwesenheit ins
Arbeitsleben zurückzukehren oder
Erwerbs- und Familienleben miteinan-
der in Einklang zu bringen.

Vereinbarkeit von Familien-
und Berufsleben

Die Diskussion über die Vereinbarkeit
von Familien- und Berufsleben wird
von verschiedenen Faktoren bestimmt:
Organisation der Arbeit, demographi-
sche Entwicklung, soziale Schutzsyste-
me, Stellung der Frau/des Mannes in
der Gesellschaft, gesellschaftliche und
wirtschaftliche Abhängigkeiten etc.
Frauen mit Kindern haben im Allge-
meinen erschwerte Bedingungen auf
dem Arbeitsmarkt. 

Die Betreuung der gemeinsamen Kin-
der gehört bei den meisten Eltern in
den Aufgabenbereich der Mütter, und
die mangelnde Bereitstellung öffent-
lich geförderter Kinderbetreuung
erschwert ihnen erheblich die Erwerbs-
tätigkeit. In diesem Bereich gibt es
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wesentliche Unterschiede in den Mit-
gliedstaaten der EU. Die nordischen
Staaten sind hier am fortschrittlich-
sten: Die Möglichkeit der ganztägigen
Kinderbetreuung wird dort häufiger
angeboten und genutzt. 

Frauen in der EU

Frauen sind nicht nur in der nationalen
Politik  unterrepräsentiert, sondern
auch auf europäischer Ebene. Es wur-
den jedoch Fortschritte gemacht: Der
Anteil der Frauen des im Juni 1999 neu
gewählten Europäischen Parlamentes
beträgt 30% gegenüber 26,5 % in 
der vorherigen Legislaturperiode. Die
meisten weiblichen Abgeordneten
haben Schweden (50%), Finnland
(43,8%) und Frankreich (40,2%). Zum
zweiten Mal ist nun eine Frau Präsi-
dentin des Europäischen Parlaments
geworden: die Französin Nicole Fon-
taine.

Die Europäische Kommission hat
zwanzig Kommissare, davon sind, wie
in der Zusammensetzung des vorheri-

gen Kabinetts, fünf Frauen. Bis zum
Oktober 1999 hatte noch nie eine Frau
einen Richterstuhl beim EuGH inne.
Dieses Monopol hat die Irin Fidelma
O´Kelly gebrochen. Sie ist die erste
Frau, die europäisches Recht in
Luxemburg spricht.

Nachgefragt:

1. Beschreiben Sie den Weg der
Gleichstellung von Frauen und
Männern, zunächst im Berufsleben
und dann im täglichen Leben von
Frauen und Männern in den Staa-
ten der EU.

2. Erklären Sie, warum Männer in
Deutschland gegen die bevorzugte
Einstellung von Frauen vor dem
EuGH klagten und wie der EuGH
jeweils entschied.

3. Diskutieren Sie, ob Sie es für richtig
halten, dass Frauen über eine
gewisse Zeit bevorzugt z. B. im
öffentlichen Dienst eingestellt wer-
den sollen, um ihre bisherige Be-
nachteiligung auszugleichen.

4. Untersuchen Sie, inwieweit Spit-
zenpositionen in Ihrer Schule, der
Stadtverwaltung, in Industriebe-
trieben Ihres Wohnortes von Frau-
en besetzt sind.

11  Frauen in Europa

Fidelma O’Kelly
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Über eine vertragliche Grundlage für
ihre Entwicklungspolitik verfügt die EU
seit In-Kraft-Treten des Maastrichter
Vertrags im November 1993. Dort sind
in den Artikeln 130u–130 y (die im
Amsterdamer Vertrag zu den Artikeln
177–181 wurden) folgende Grund -
sätze festgeschrieben worden: 

Die EU und ihre Mitgliedstaaten erbrin-
gen rund 60% der öffentlichen Ent-
wicklungshilfe weltweit. Der Anteil der
direkt über die EU-Kommission verteil-
ten Mittel an den Gesamtleistungen
beträgt allerdings nur 18% und liegt
mit knapp 4,6 Mrd. (1998) etwas
niedriger als die bilateralen Entwick-
lungshilfe-Leistungen Frankreichs oder
Deutschlands. Dieser geringe Anteil
signalisiert, wie weit die EU, die sich im
Amsterdamer Vertrag das Ziel einer
gemeinsamen Außen- und Sicherheits-
politik (GASP) gesetzt hat, noch von

der Verwirklichung einer gemeinsamen
Entwicklungspolitik entfernt ist.

Die Kooperation der EU mit
den verschiedenen Weltre-
gionen

Die Entwicklungskooperation der EU
mit den verschiedenen Weltregionen
ist nicht aus einem Guss, sondern in
über 60 Regionalprogramme und sek-
torale Haushaltslinien zersplittert, die
von den beiden Generaldirektionen für
Entwicklung und für Außenpolitik
sowie dem Amt für Humanitäre Hilfe
(European Community Humanitarian
Office / ECHO) verwaltet werden.

Während sich die Entwicklungszusam-
menarbeit der EU bis in die 80er-Jahre
in erster Linie auf die Kooperation mit
den ehemaligen Kolonien (v.a. Frank-
reichs und Großbritanniens) in Afrika,
der Karibik und dem Pazifik (AKP)
konzentrierte, fand in den 90er-Jahren
eine Umorientierung ihrer Prioritäten
auf die Anrainerstaaten im Mittel-
meerraum und in Osteuropa statt. Im
Jahre 1998 waren unter den 10 größ-
ten Hilfeempfängern der EU aus-
schließlich Staaten in Mittel- und Ost-
europa sowie in Nordafrika zu finden.

Im November 1995 wurde mit einer
Konferenz der EU und elf Anrainer-
staaten im  südlichen und östlichen

Mittelmeerraum die sog. „Euro-Med-
Partnerschaft“ begründet. Wie die
meisten Kooperationsabkommen der
EU besteht sie aus drei Säulen: 

1. wirtschaftliche Zusammenarbeit 
2. soziale und kulturelle Kooperation 
3. politischer Dialog 

Ziel ist die Schaffung einer Freihan-
delszone bis zum Jahr 2010. Die Euro-
Med-Partnerschaft soll einerseits dazu
beitragen, den Friedensprozess im
Nahen Osten zu fördern und Refor-
mansätze in der Region zu unterstüt-
zen. Die mit ihr verbundenen umfang-
reichen Finanzhilfen dienen aber auch
dazu, die wirtschaftliche und politische
Lage in den Staaten Nordafrikas zu sta-
bilisieren und die EU vor Einwanderung
aus dem Süden zu schützen. Im Jahre
1998 flossen 1,3 Mrd. oder 20% der
regionalen Finanzhilfen der EU in ihre
Anrainerstaaten im Mittelmeerraum,
verglichen mit 309 Millionen oder
7,4 % im Jahre 1988. Im gleichen Zeit-
raum ging der Anteil der AKP-Staaten
an der EU-Hilfe von 69,4% auf 43,6%
zurück.

Auch die Staaten in Mittel- und Ost-
europa sowie auf dem Gebiet der ehe-
maligen Sowjetunion werden aus dem
EU-Entwicklungshaushalt unterstützt.
Während im Jahre 1988 nur 1 Million

in diese Regionen floss, stiegen die
Zahlungen in den folgenden zehn Jah-

12 EU-Entwicklungspolitik

1. Die Entwicklungszusammen-
arbeit der EU soll eine nach-
haltige wirtschaftliche und
soziale Entwicklung insbe-
sondere der ärmsten Länder
fördern, eine harmonische,
schrittweise Eingliederung
der Entwicklungsländer in
die Weltwirtschaft unterstüt-
zen und zur Bekämpfung der
Armut beitragen. 

2. Sie soll einen Beitrag zur Fes-
tigung der Demokratie und
zur Wahrung der Menschen-
rechte in den Entwicklungs-
ländern leisten. 

3. Sie soll die Entwicklungs-
zusammenarbeit der Mit-
gliedstaaten nicht ersetzen,
sondern  nur ergänzen (Kom -
plementarität), gleichzeitig
aber – vermittelt über die EU-
Kommission – für die not-
wendige Koordination sor-
gen. 

4. Die Politik der EU in anderen
Bereichen (z.B. die Agrar-
oder die Außenhandelspoli-
tik) soll nicht gegen die Ziele
der Entwicklungszusammen-
arbeit verstoßen (Kohärenz -
gebot). 

Hilfslieferung der EU für die Bevölkerung in der Sahel-Zone (Foto: Europäische Kommission)
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ren auf 857 Millionen oder einen
Anteil von 12,6% an den regionalen
Entwicklungsprogrammen der EU an.
Die größten Hilfeempfänger sind
Polen, die Tschechische Republik,
Rumänien, Russland und Bulgarien.
Diese Finanzhilfen gelten nach der
offiziellen Definition des Entwicklungs-
ausschusses der OECD (DAC) aller-
dings nicht als Entwicklungshilfe (Offi-
cial Development Assistance/ ODA),
sondern als  sog. öffentliche Hilfe (Offi-
cial Aid/ OA). Dazu kommen die-
jenigen Zahlungen an die mittel- und
osteuropäischen Länder, die der Vor-
bereitung ihres EU-Beitritts dienen.

Seit den 80er-Jahren hat die EU auch
mit den meisten Staaten in Lateiname-
rika und Asien Handels- und Koopera-
tionsabkommen vereinbart, bevorzugt
mit solchen Staatengruppen, die sich
selbst in einem Prozess der regionalen
Integration befinden, wie der ASEAN-
Gruppe (Brunei, Indonesien, Kambod-
scha, Laos, Malaysia, Myanmar, die
Philippinen, Singapur und Thailand) in
Südostasien, dem lateinamerikani-
schen Andenpakt , der Gruppe zent -
ralamerikanischer Staaten sowie
dem am 1. Januar 1995 entstandenen
„Mercosur“ , einem Freihandelspakt
zwischen Argentinien, Brasilien, Para-
guay und Uruguay. Im Zeitraum zwi-
schen 1988 und 1998 steigert die EU
auch ihre Finanzhilfe für die Staaten
Lateinamerikas und Asiens, im Falle
Lateinamerikas von 159 Mio. auf 485
Mio. (oder von 3,8% auf 7,1%) und

im Falle Asiens von 226 Mio. auf 617
Mio. (bzw. von 5,4% auf 9,0%). Das
Interesse der EU gilt hier aber
hauptsächlich der Förderung des Frei-
handels mit den entwickelteren
„Schwellenländern“ dieser Regionen.

Die im Herbst 1999 eingesetzte neue
EU-Kommission ist angetreten, die Zer-
splitterung der EU-Entwicklungspolitik
im Interesse einer besseren Über-
schaubarkeit und höheren Wirksam-
keit zumindest allmählich zu über-
winden. Mit der Übertragung der
Zuständigkeit für den Bereich Huma-
nitäre Hilfe (der in den 90er-Jahren
stark anwuchs und im Jahr 1998 einen
Anteil von 10,9% an der gesamten EU-
Hilfe ausmachte) an den neuen Kom-
missar für Entwicklung, Poul Nielson,
wurde zumindest ein erster Schritt in
diese Richtung getan. 

Aber auch weiterhin beschränkt sich
die Kompetenz der Generaldirektion
für Entwicklung schwerpunktmäßig
auf die Entwicklungszusammenarbeit
mit den AKP-Staaten, während die
Kompetenz für die Kooperation mit
Asien, Lateinamerika und dem Mittel-
meerraum in erster Linie beim Kom-
missar für Außenpolitik, Chris Patten,
liegt. Der Zusammenhalt postkolonia-
ler Bindungen und die Dominanz
nationaler außenwirtschaftlicher und
außenpolitischer Interessen der EU-
Mitgliedstaaten in der „Dritten Welt“,
ablesbar z.B. an der Präsenz französi-
schen Militärs in Afrika, hat im letzten

Jahrzehnt abgenommen. Ob damit
aber der Weg frei gemacht wurde für
eine echte „Europäisierung“ der Ent-
wicklungspolitik, darf zumindest im
Hinblick auf das kommende Jahrzehnt
bezweifelt werden.

Sonderfall Lomé: Die EU und
die AKP-Länder

Der Kooperationsvertrag der EU mit
den AKP-Staaten in Afrika, der Kari-
bik und dem pazifischen Raum stellt in
dreierlei Hinsicht einen Sonderfall in
den Süd-Beziehungen der EU dar: 

1. wegen der Dauer der Zusam -
menarbeit: 
Die Anfänge dieser Kooperation
gehen bis ins Jahr 1963 zurück, als
die damals 6 EWG-Staaten in Yao-
unde (Kamerun) mit 18 ehemaligen
französischen Kolonien in Afrika
ein Kooperationsabkommen ver-
einbarten. Nach dem EWG-Beitritt
Großbritanniens wurde es 1975
durch ein neues, in Lomé, der
Hauptstadt Togos, abgeschlosse-
nes Abkommen ersetzt, das auf
AKP-Seite insgesamt 46 Staaten
mit einbezog und in den Jahren
1980 und 1985  erneuert und
ergänzt wurde (Lomé II und III). Der
Lomé IV-Vertrag wurde im März
1990 auf 10 Jahre vereinbart und
ist Ende Februar 2000 ausgelaufen.
Nach dem Beitritt Südafrikas im
Jahre 1998 umfasste er insgesamt
71 Entwicklungsländer (48 aus
Afrika, 15 aus der Karibik und 8 aus
dem Pazifik). Im Juni 2000 unter-
zeichneten die EU und die AKP-
Staaten im afrikanischen Benin
einen neuen Partnerschaftsvertrag.
Nach dem auf 20 Jahre befristeten
Abkommen sollen in den ersten
fünf Jahren 13,5 Mrd. an Ent-
wicklungshilfe fließen. In den Han-
delsbestimmungen ist vorgesehen,
dass die noch vorhandenen Zölle
schrittweise abgebaut werden.

2. wegen der Finanzierung durch
den EEF: 
Mit dem Europäischen Entwick-
lungsfonds (EEF) steht für die Finan-
zierung der Lomé-Kooperation ein
eigener Finanztopf zur Verfügung,
über dessen Höhe und Ausgestal-

12  EU-Entwicklungspolitik
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tung die EU und die AKP-Staaten
alle 5 Jahre neu verhandeln. Für
den 8. EEF, der die Jahre
1995–2000 abdecken sollte, stan-
den insgesamt 13,1 Mrd. zur Ver-
fügung, für den 9. EEF einigte man
sich im Februar 2000 auf eine Aus-
stattung von 13,5 Mrd. (s.o.). Der
EEF ist in den vergangenen Jahren
oft kritisiert worden, weil seine Mit-
tel auf Grund bürokratischer Hür-
den nur schleppend abfließen.
Auch wird die Verwendung seiner
Mittel nur unzureichend parlamen-
tarisch kontrolliert, da der EEF nicht
in den allgemeinen EU-Haushalt
eingestellt ist. Die Finanzierung des
EEF erfolgt durch direkte Beiträge
der EU-Mitgliedstaaten, die z.B. im
Falle Deutschlands um rund 6%
niedriger liegen als die deutschen
Beiträge zum allgemeinen EU-
Haushalt.

3. wegen der Art der Kooperation: 
Das Lomé-Abkommen sollte – laut
Artikel 1 des Vertragstextes – zur
„Schaffung eines Modells für die
Beziehungen zwischen entwickel-
ten Staaten und Entwicklungslän-

dern im Hinblick auf eine gerechte
und ausgewogene Weltwirtschafts-
ordnung“ beitragen. Hierbei ver-
suchte es, die beiden Elemente
Handel und Entwicklungshilfe
(„trade and aid“) zu verknüpfen
und den AKP-Staaten z.B. durch
einseitige Handelspräferenzen ei-
nen weitgehend zollfreien Zugang
zum EU-Markt zu garantieren. Da-
neben besaß es Modellcharakter,
weil ihm ein Vertrag zugrunde lag,
der auch Verpflichtungen für den
Entwicklungshilfe-Geber enthielt,
und weil die AKP-EU-Partnerschaft
durch paritätisch besetzte Institu-
tionen (z.B. die Parlamentarische
Versammlung) abgesichert war. 

Im Lomé-Folgeabkommen soll die
Verbindung zwischen „Handel“ und
„Hilfe“ allerdings aufgelöst werden.
Die EU bestand schon im Vorfeld der
Neuverhandlungen darauf, dass die
Regeln der 1995 gegründeten Welt-
handelsorganisation (WTO) eine bloße
Verlängerung des bisherigen Lomé-
Abkommens untersagten, und ver-
pflichteten die AKP-Staaten dazu, bis
zum Jahr 2008 eine Reihe von regio-

nalen Freihandelsabkommen mit der
EU abzuschließen, die auch der EU frei-
en Zugang zu den Märkten der AKP-
Staaten sichern sollen. Inwieweit diese
Freihandelsabkommen die schwach
entwickelten Industrien der AKP-Staa-
ten weltmarktfähig machen oder end-
gültig in den Ruin treiben werden,
bleibt abzuwarten. 

Die EU hat auch in anderen Bereichen
gezeigt, dass sie mit der Tradition der
Lomé-Abkommen brechen will. Statt
vom Geist der Partnerschaft ist das
Post-Lomé-Abkommen nun vom Geist
der Konditionalität, also der einseiti-
gen Auflagen für die Entwicklungshil-
fe-Nehmer, beseelt.

Der Einsatz der EU für
Demokratie und Menschen-
rechte

Laut Artikel 177, Absatz 2, des Amster-
damer Vertrags, trägt die Entwick-
lungszusammenarbeit der EU auch
dazu bei, „das allgemeine Ziel einer
Fortentwicklung und Festigung der
Demokratie und des Rechtsstaats
sowie das Ziel der Wahrung der Men -
schenrechte und Grundfreiheiten zu
verfolgen“. Dieses Ziel wird von der EU-
Entwicklungspolitik allerdings erst seit
Wegfall der Blockkonfrontation
Anfang der 90er-Jahre explizit verfolgt.
Der Rat und die Vertreter der Mitglied-
staaten fassten am 28. November
1991 eine grundlegende Ent-
schließung zum Komplex  „Men-
schenrechte, Demokratie und Ent -
wicklung“ , die u.a. festlegte, in alle
künftigen Kooperationsabkommen
Bestimmungen über die Menschen-
rechte aufzunehmen. Im Verlauf der
90er-Jahre wurden diese Bestimmun-
gen dann sukzessive als wesentliche
Bedingung der Abkommen definiert;
d.h. bei gravierenden Menschen-
rechtsverletzungen entfällt die Ver-
tragsgrundlage und die EU kann ihre
Kooperation aussetzen. Im Rahmen
des Lomé-Abkommens wurde diese
M e n s c h e n re c h t s - K o n d i t i o n a l i t ä t
noch erweitert und präzisiert. Auf
Grund der Menschenrechtsklausel des
Lomé IV-Abkommens wurde z.B. die
Entwicklungskooperation der EU mit
Staaten wie Sudan, Zaïre/Kongo, Libe-
ria und Somalia zeitweilig ausgesetzt.

12  EU-Entwicklungspolitik
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Bei der Halbzeitrevision des Lomé 
IV-Abkommens 1995 kam es zur Ein-
fügung des Begriffs „Good Gover -
nance“ (verantwortliche Regie-
rungsführung) als zusätzliche Kon-
ditionalität, die im Post-Lomé-Vertrag
vom Februar 2000 als „systematische
Korruption“ explizit unter die Tatbe-
stände eingereiht wurde, die für ein
AKP-Land zur Aussetzung des Abkom-
mens führen können.  

Aktiv versucht die EU die Demokrati-
sierung in Drittländern zu fördern,
indem sie z.B. im Rahmen der Ver-
handlungen zum Post-Lomé-Abkom-
men darauf drängte, dass neben der
Regierung auch die Zivilgesellschaft ,
also Nichtregierungsorganisationen
(NRO), Kirchen, Gewerkschaften, Ver-
bände und Basisinitiativen  an der Aus-
gestaltung der Entwicklungszusam-
menarbeit beteiligt werden sollen.
Fragen von Demokratisierung und
Menschenrechtsschutz sind auch Teil
des regelmäßigen politischen Dialogs
auf Regierungsebene der EU mit ihren
Vertragspartnern in den verschiedenen
Weltregionen. Darüber hinaus wurden
die Finanzmittel der EU zur Förderung
der Menschenrechte beträchtlich auf-
gestockt, zwischen 1993 und 1996
z.B. von 45,1 Mio. auf über 90 Mio.
ECU (≈ ). 

Ausblick

Der Erfolg der Entwicklungszusam-
menarbeit der EU wird dadurch beein-
trächtigt, dass viele Maßnahmen aus
anderen Politikbereichen ihre entwick-
lungspolitischen Zielsetzungen konter-
karieren. So hat in den 90er-Jahren z.B.
die Konkurrenz durch subventionierte
Rindfleischexporte aus der EU vielen
Kleinbauern im westlichen und süd-
lichen Afrika die Existenzgrundlage
entzogen. 

Weitere Beispiele für Inkohärenzen der
EU-Politik finden sich im Fischereisek-
tor, bei den Rüstungsexporten oder in
der Handelspolitik.  Eigentlich hatte
sich die EU schon im 1992 abge-
schlossenen Maastrichter Vertrag ver-
pflichtet, bei sämtlichen politischen
Maßnahmen, welche die Entwick-
lungsländer berühren können, die Zie-
le ihrer Entwicklungspolitik zu berück-
sichtigen. 

Diese Bestimmung wurde zwar in den
Amsterdamer Vertrag übernommen
(Art. 178), konkrete Schritte zur
Umsetzung dieser guten Absicht wur-
den seitdem aber nicht ergriffen. Im
Gegenteil: Die Organisationsreform
zum Amtsantritt der Prodi-Kommis-
sion im Herbst 1999 machte deutlich,
dass künftig außen- und sicherheits-
politische Interessen in der EU tonan-
gebend sein sollen, denen sich die
genuin entwicklungspolitischen Ziel-
setzungen unterzuordnen haben.

Auch in der EU, die in den 90er-Jahren
ihren Entwicklungssektor noch stark
ausgebaut hatte,  scheint sich damit
eine Trendwende anzukündigen, die
viele ihrer Mitgliedstaaten bereits voll-
zogen haben: Ihr Engagement gilt nur
noch den Problemen der unmittelba-
ren Nachbarn im Mittelmeerraum, in
der Balkanregion und in Osteuropa,
während die Unterstützung für die
Armen in weiter entfernten Weltregio-
nen gemindert wird.

Nachgefragt:

1. Erklären Sie die Ziele der Entwick-
lungszusammenarbeit der EU und
ihr Verhältnis zur Entwicklungszu-
sammenarbeit der Einzelstaaten.

2. Wie erklärt sich die besonders enge
Zusammenarbeit der EU mit den
AKP Staaten?

3. Das Nachfolgeabkommen der
Lomé-Verträge verändert die bishe-
rige Zusammenarbeit mit den AKP-
Staaten grundlegend. Erläutern Sie
die Veränderungen und suchen Sie
Gründe für diesen Politikwechsel.

4. Diskutieren Sie die Schlussfolge-
rungen des Autors über die Per-
spektive der Entwicklungszusam-
menarbeit der EU. Sammeln Sie aus
den Medien und dem Internet
Informationen zu konkreten Vorha-
ben der EU im Bereich der Entwick-
lungszusammenarbeit und prüfen
Sie dabei, ob sich die Einschätzun-
gen des Autors als richtig erweisen.

12  EU-Entwicklungspolitik
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Nähe zum Bürger

Seit Anfang der 90er-Jahre steht die
Diskussion um die zunehmende Ent-
fernung der Bevölkerung von der
Europäischen Gemeinschaft und ihrer
Brüsseler Bürokratie im Zentrum des
öffentlichen Interesses, wenn es um
die Frage der Demokratie im immer
größer werdenden „Europa“ geht. Die
Bürgerinnen und Bürger empfinden
diese Entfernung nicht mehr allein
dadurch legitimiert, dass sie durch ihre
Regierung und ihr Parlament im eige-
nen Nationalstaat in die Entscheidun-
gen der Europäischen Union einbezo-
gen werden. Ein Ausweg scheint die
Einbindung jener politischen Ebene zu
sein, die die geringste Entfernung zu
den Bürgerinnen und Bürgern auf-
weist. Diese „dritte“ Ebene ist die
Region.

Regionale Identität wird von Men-
schen zumeist intensiver erfahren als
die Zugehörigkeit zu dem Staat oder zu
dem Kontinent, in dem man lebt. Die-
se Identität wird durch eine stärkere
Gemeinsamkeit in Kultur, Religion,
Wertvorstellungen und dem Verständ-
nis der Geschichte und Landschaft der
Region gespeist. Die kulturellen Eigen-
arten wirken besonders prägend. So
wird oft ein zum Teil erheblich von der
Hochsprache abweichender gemein-
samer Dialekt im Alltag genutzt. Wenn,

wie z.B. beim Plattdeutsch, andere Bür-
ger desselben Staates diese Sprache
gar nicht oder kaum verstehen, wird
die Fremdheit zu anderen Regionen
oder eben die Identität mit der eigenen
besonders intensiv erlebt. Diese Nähe
wird dann oft als „Heimat“ umschrie-
ben. Die Regionalkultur jenseits einer
nahen Staatsgrenze ist oft verwandter
als die der nationalen Zentren.

Zahlreiche regionale Identitäten wer-
den durch die innereuropäischen Gren-
zen durchschnitten. Die Anwesenheit
einer nationalen Minderheit jenseits
der Grenze diente in der Vergangenheit
oft den Staaten als Begründung, die
Grenzen gewaltsam zu verschieben.
Diese Kriege mussten gerade von den
Grenzbevölkerungen durchlitten wer-
den und schufen doch nur neue Min-
derheiten. Die Integration der Staaten
in Westeuropa beruht auf der Aner-
kennung der Grenzen und bedeutet
gerade deshalb im alltäglichen Mitein-
ander ihr Bedeutungsverlust. Jugend-
liche im Emsland und Ostfriesland fah-
ren ganz selbstverständlich am
Wochenende nach Groningen in die
Diskos. Umgekehrt gilt das natürlich
ebenfalls. Die gemeinsame Grenzspra-
che (Gronings/Platt) ist auch beim Ein-
kauf jenseits der Grenze oder während
der Freizeit Mittel zur Kommunikation.
Jedenfalls gilt dies immer noch für die
Generation der Über-40-Jährigen.

Euregios

Nicht nur die Kultur, auch die Proble-
me der Regionen sind grenzüber-
schreitend, ob es sich nun um Umwelt-
schutzfragen und Müllbeseitigung,
Nutzung von grenzüberschreitenden
Bodenschätzen oder gemeinsame
Probleme im Bereich der Arbeitslosig-
keit handelt. Meist sind die Grenz-
regionen in Bezug auf Infrastruktur,
z.B. fehlende Bahnanbindung, und
Arbeitsplätze schlechter gestellt als die
wirtschaftlichen und politischen Zen-
tren der Staaten. Viele Entscheidungen
werden entfernt von der Region
getroffen und sind gerade deshalb oft
nicht die bestmöglichen.

13 Europa der Regionen

Die folgenden Beiträge beschreiben  Eigenheiten und Besonderheiten nationalstaatliche Grenzen überschreiten -
der  Regionen. Der erste Beitrag behandelt zunächst die allgemein zu beobachtende Tendenz einzelner Regionen,
ihre Identität zu betonen. Für die dort lebenden Menschen ist es nicht immer einfach, sich mit Europa als Ganzem
zu identifizieren.
Bei der Beschreibung der regionalen Identität, die bestimmt wird vom nachbarschaftlichen Leben, stößt man auf
historische Wurzeln, die oft bis in das Mittelalter reichen, also weit hinter die Entstehungszeit von Nationalstaa -
ten zurück. 
In den nachfolgenden beiden Beiträgen werden zwei unterschiedliche Regionen näher betrachtet: die Ems-
Dollart-Region und die Maas-Rhein-Region .
Dabei wird deutlich, dass beide eine Reihe von Gemeinsamkeiten aufweisen, etwa die inhaltliche Ausfüllung und
Nutzung des INTERREG-Programms unter den jeweils geltenden Bedingungen. Andererseits gibt es jedoch bemer -
kenswerte Besonderheiten:
In der Ems-Dollart-Region arbeiten zwei, in der Maas-Rhein-Region (unter Einbezug der deutschsprachigen
Gemeinschaft Belgiens) sogar fünf Teilregionen zusammen. 
Die damit verbundenen Aufgaben und Herausforderungen in Bezug auf die Gestaltung des täglichen Lebens wer -
den untersucht. 
Dabei beschreiben die Autorinnen eine Reihe von Beispielen aus den Bereichen Wirtschaft, Kultur und Verkehr,
die die Bezeichnungen: „Europa im Kleinen“ oder „Europalabor“ gerechtfertigt erscheinen lassen.

Meine Eltern unterhielten sich
während eines Sonntagsaus-
flugs in der Nähe von Bourtan-
ge Anfang der 90er-Jahre mit
zufälligen Passanten. Offenbar
ebenfalls Spaziergänger aus
Deutschland. Erst als meine
Mutter ein paar Sätze in Hoch-
deutsch sprach, baten die Leute
sie, doch wieder Platt zu spre-
chen, da sie als Niederländer
kein Deutsch verstünden.
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Auf der Grundlage der Subsidiarität ,
dem Prinzip, politische Entscheidun-
gen möglichst auf der niedrigsten Ebe-
ne zu treffen, arbeiten heute entlang
der innereuropäischen Grenzen die
Kommunen und anderen Gebietskör-
perschaften eng in so genannten
Euregios zusammen.

Europäischer Fonds für
Regionale Entwicklung

Die Europäische Kommission fördert
diese Kooperationen durch die finan-
zielle Unterstützung von grenzüber-
schreitenden Projekten durch das Pro-
gramm INTERREG. Es wird gespeist aus
dem Europäischen Fonds für Regiona-
le Entwicklung (EFRE).

Der Fonds wurde ursprünglich 1973
eingerichtet, um zu verhindern, dass
Großbritannien als neuem Mitglied-
staat Kosten durch die verfehlte Ag-
rarpolitik der ursprünglichen Mitglied-
staaten entstünden. Seitdem sind wei-
tere Fonds eingerichtet worden, die
der Behebung regionaler Struktur-
schwächen dienen.

Die Schwächen haben vielfältige Grün-
de. Ein Grund ist die einseitige Aus-
richtung auf nur einen oder nur we-
nige Wirtschaftsformen. Wenn es 
sich um High-Tech-Ökonomien, wie
z.B. Informationstechnologien han-
delt, kann dies ein regionaler Vorteil
sein. Auch in Europa gibt es Regionen,
die mit nur einer vorherrschenden
Wirtschaftsform Vorteile haben. Dies
gilt u.a. für die Emiglia-Romana in Ita-
lien mit ihrer hochwertigen Textilpro-
duktion.

Ist die beherrschende Wirtschaftsform
jedoch oft durch Krisen gekennzeich-
net oder bringt sie insgesamt ein nur
geringes Einkommen, da zahlreiche
Anbieter dieses oft einfache Produkt
anbieten, so steht die Region in der
Gefahr, strukturell unterentwickelt zu
bleiben. Eine alleinige Ausrichtung auf
Landwirtschaft, Fischerei oder Stahl-
produktion birgt beispielsweise diese
Gefahren. In diesen Regionen werden
Weiterbildungen ermöglicht oder In-
vestitionen finanziell unterstützt, die
andere und zukunftsfähige Unterneh-
men etwa in der Mikroelektronik

ansiedeln oder dem Tourismus dienen
sollen.

Bei der Bewertung der relativen Wirt-
schaftskraft einer Region untersucht
die EU auf der Ebene nationaler statis-
tischer Einheiten (die so genannten
NUTS-Ebenen I-III) die wirtschaftliche
Produktivität, die Kaufkraft pro Kopf
und die langjährige Arbeitslosigkeit in
einer Region. Falls die ermittelten Zah-
len eine Strukturschwäche verdeut-
lichen, wird mit Hilfe der Strukturfonds
hier eine Anpassung der Struktur ver-
sucht. Um einen nachhaltigen Effekt
zu erzielen sind die Programme
langjährig. Zurzeit gilt der Finanzie-
rungszeitraum 2000-2006. In dieser
Zeit wird außerhalb der Gemein-
schaftsinitiativen wie z.B. INTERREG, in
die Regionen investiert. Dies dient drei
Zielen:

Ziel 1 (dunkelrote Gebiete) dient der
Förderung der Entwicklung und struk-
turellen Anpassung von Regionen mit
einem Entwicklungsrückstand. In die-
se Regionen fließen im Finanzierungs-

zeitraum 136 Mrd. bzw. fast 70%
aller Strukturfonds-Mittel.

Ziel 2 (blassrote Gebiete) fördert die
wirtschaftliche und soziale Umstellung
von Regionen mit Strukturproblemen,
hauptsächlich in der Landwirtschaft.
Diese Regionen erhalten 22,5 Mrd. 
oder 11,5% der Mittel.

Ziel 3 ist nicht regionalbezogen, son-
dern fördert den Arbeitsmarkt.

Die dunkelrot-violetten Gebiete wer-
den vorübergehend noch wie Ziel-1-
Regionen gefördert. Die Karte der Ziel-
regionen macht deutlich, dass die
Zentren der EU dank ihrer Nähe zum
Markt wirtschaftlich stärker sind und
die Peripherie (Rand) auf Grund ihrer
Marktferne schwächer. Die Investi-
tionsförderung zielt daher auf eine
bessere Marktanbindung durch Infra-
strukturmaßnahmen und soll darüber
hinaus wirtschaftlich aktiven, d.h.
meist jungen Leuten ermöglichen, in
ihrer Heimat auch eine attraktive
Arbeit zu finden, um nicht wegziehen

Blick auf Pilsum mit Kreuzkirche in Ostfriesland

13  Europa der Regionen
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zu müssen und dadurch die regionale
Wirtschaft weiter zu schwächen.

Ausschuss der Regionen

Bei der Verwendung der Struktur-
fonds-Mittel hat der Ausschuss der
Regionen (AdR) , ein Gremium der
EU, das erst 1993 auf Betreiben der
deutschen Länder mit dem Maastrich-
ter Vertrag eingerichtet wurde, ein
Anhörungsrecht. Das Subsidiaritäts-
prinzip macht die Einbeziehung dieser
dritten Ebene in die Entscheidungsfin-
dung auf der höchsten Ebene, der EU,
logisch. Das Gremium ist dem ältesten
beratenden Gremium, dem Wirt-
schafts- und Sozialausschuss (WSA)
nachempfunden und besteht ebenfalls
aus 222 Mitgliedern. Diese werden
nicht gewählt, sondern von den Kom-
munen und Regionen nach einem
bestimmten Schlüssel entsandt. Be-
stätigt wird die Zusammensetzung des
Ausschusses durch den Ministerrat.

Da es keine allgemein gültige, sondern
nur eine von Fall zu Fall unterschied-
liche Definition von Region im EU-Kon-
text gibt, sitzen neben deutschen
Ministerpräsidenten auch Bürgermei-
ster aus kleinen Gemeinden im AdR.
Alle 16 Länder stellen einen Vertreter
im Ausschuss, der insgesamt 22 deut-
sche Mitglieder hat. Da die Länder aber
ein erheblich größeres politisches
Gewicht haben als viele andere im
AdR, nutzen sie häufig andere Wege,
um ihre Interessen zu vertreten. So
nehmen sie z.B. direkt über den Minis-
terrat Einfluss. Bei bestimmten Fragen
– wie z.B. denen der Regionalpolitik 
– vertritt ein Landes-Minister oder 
eine -Ministerin die Bundesrepublik
Deutschland im Rat.

Das Europa der Regionen ist auf diese
Weise der vielgestaltige Versuch, im
europäischen Haus ein paar heimische
Ecken zu bewahren.

Internet-Hinweise

Die Seiten der Europäischen Union
unter: http://europa.eu.int bieten zahl-
reiche Hinweise zum Thema Regional-
politik. Z.B.:
http://www.inforegio/cec.eu.int

Nachgefragt:

1. Erläutern Sie das Prinzip der Subsi-
diarität für die Entwicklung der
Regionen, besonders im grenz-
überschreitenden Zusammenle-
ben. 

2. Fragen Sie bei Ihrer Bezirksregie-
rung nach einem Projekt, das durch
die EU gefördert wird. Vielleicht
können Sie eine Exkursion dorthin
machen.

3. Erkundigen Sie sich beim Arbeits-
amt nach einem Praktikum im
grenznahen Ausland.

4. Diskutieren Sie die Möglichkeiten
der deutschen Länder, ihre Interes-
sen in der EU zu vertreten.

13  Europa der Regionen
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Die nördlichste der deutsch-niederlän-
dischen Grenzregionen, die Ems-
Dollart-Region, kann bis weit in das 19.
Jahrhundert hinein als homogenes
Gebiet charakterisiert werden. Bereits
im 5. Jahrhundert vor Christus waren
Menschen hier sesshaft. Somit zählt
der Nordosten der Niederlande und
der Nordwesten des heutigen
Deutschland zum ältesten besiedelten
Gebiet Europas. Prächtige romanogo-
tische Kirchen zeugen zu beiden Seiten
der heutigen Grenze vom Wirken der
beiden Groninger Mönche Emo und
Menko. 

Während der spanischen Herrschaft
fanden niederländische Glaubens-
flüchtlinge in der Stadt Emden eine

zweite Heimat. Neben der calvinisti-
schen Lehre brachten sie ihr Wissen
und ihr technisches Know-how in die
Stadt und leisteten einen erheblichen
Beitrag zur Entwicklung Emdens als
einer blühenden Handels- und Hafen-
stadt im 16. Jahrhundert. Den um-
gekehrten Weg nahm der aus dem
ostfriesischen Greetsiel stammende
Theologe Ubbo Emmius. Er wurde
1614 zum ersten Rector Magnificus
der neu gegründeten Universität Gro-
ningen ernannt. Diese Beispiele zei-
gen, dass in vergangenen Jahrhunder-
ten der Austausch auf religiösem, wis-
senschaftlichem und wirtschaftlichem
Gebiet in der Region rund um Ems und
Dollart selbstverständlich war. 

Und heute? Ein Deutscher
Rektor einer niederländi-
schen Universität? Unvor-
stellbar! 

Zum Vertrauensbruch zwischen Nie-
derländern und Deutschen kam es
durch die nationalsozialistische Herr-
schaft und die Besetzung der Nie-
derlande von 1940 bis 1945 durch
deutsche Soldaten. Zum Teil ist unter-
schwelliges Misstrauen gegenüber
Deutschen bis heute in der nieder-
ländischen Bevölkerung spürbar. Doch
trotz des nur sehr zögerlichen Aufein-
anderzugehens nach dem Zweiten
Weltkrieg lässt sich sagen, dass in den
Gebieten, in denen Menschen selbst-
verständlich grenzübergreifende Kon-
takte pflegen, die gutnachbarlichen
Beziehungen wieder hergestellt sind.
Auf welche Weise dies geschehen ist
und wie, völlig unabhängig von den
Zentren des Landes, in einer Randre-
gion die Vision eines vereinten Europas
entwickelt und praktisch gelebt wird,
sei im Folgenden am Beispiel der Ems-
Dollart-Region (EDR) dargestellt.

Die 1977 gegründete Ems-Dollart-
Region hat sich die Förderung der
Zusammenarbeit und die Verstärkung
der grenzüberschreitenden Kontakte
in den Provinzen Groningen und
Drenthe, den Landkreisen Aurich, Leer,
Wittmund, Emsland und Cloppenburg
sowie der kreisfreien Stadt Emden zum
Ziel gesetzt.

Das Gebiet der Ems-Dollart-Region
beinhaltet eine Gesamtfläche von rund
11.000 Quadratkilometern (Niederlan-
de: 5.015 km2/Deutschland: 5.992
km2) mit mehr als zwei Millionen Ein-
wohnern, von denen etwa 1,1 Millio-
nen im niederländischen und rund
900.000 im deutschen Teil leben. Als
Mitglieder gehören der nördlichsten
Grenzregion zwischen Deutschland
und den Niederlanden 87 öffentlich-
rechtliche Organe an: Gemeinden,
Zusammenarbeitsverbände von Ge-
meinden, Samtgemeinden, Städte,
Landkreise, Industrie- und Handels-
kammern, Handwerkskammern, die
Ostfriesische Landschaft und die

14 Erste europäische Grenzregion mit gemeinsamem Aktions-
programm: Die Ems-Dollart-Region 
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Kamers van Koophandel in Groningen
und Drenthe. Juristisch ist die EDR seit
dem 1. Januar 1998 ein grenzüber-
schreitender öffentlich-rechtlicher
Zweckverband, zuvor war sie eine
„Stichting“ bzw. ein eingetragener
Verein. Grundlage für die Umwand-
lung in einen Zweckverband ist der
Vertrag von Anholt, ein Staatsvertrag
zwischen den Niederlanden, Nieder-
sachsen, Nordrhein-Westfalen und der
Bundesrepublik Deutschland. 

Alle Mitglieder entsenden je zwei Ver-
treter in den EDR-Rat, das höchste
Organ der EDR. Aus diesem Rat wird
der Vorstand gewählt, dem je sechs
Niederländer und sechs Deutsche
angehören. Der Vorsitz wechselt alle
zwei Jahre von der niederländischen an
die deutsche Seite beziehungsweise
umgekehrt. 

Das EDR-Büro in Nieuweschans
(Neuschanz) koordiniert die vielfältigen
Aktivitäten in der Ems-Dollart-Region.
1978 wurde von der EDR als erster
Grenzregion in Europa ein grenzüber-
schreitendes Aktionsprogramm prä-

sentiert. Nach der Vorlage des dritten
Programms 1989 konnten langfristig
angelegte Projekte durch europäische
Fördermittel zügig umgesetzt werden.
Seither sind in der EDR mehr als 100
Projekte realisiert worden, die mit 36,5
Millionen bezuschusst wurden. Im
Rahmen des europäischen INTERREG-
Programms stehen Fördermittel aus
dem Europäischen Fonds für regionale
Entwicklung (EFRE) zur Verfügung. Für
den Zeitraum von 1994 bis 1999 stand
der EDR im Rahmen des Operationellen
Programms INTERREG II ein Betrag von
23 Millionen aus diesem Fonds zur
Verfügung. Mit Hilfe dieser Zuschüsse
konnten zahlreiche grenzübergreifen-
de Projekte initiiert werden. Beispiel-
haft seien hier einige Projekte der Ems-
Dollart-Region dargestellt.

Im Jahr 1990 wurde die Gemein-
schaftsinitiative „INTERREG“ zur Ver-
besserung der Wirtschafts- und
Arbeitsmarktstruktur in Grenzregio-
nen eingeleitet. Ziel dieser Initiative ist
es, die oftmals im Vergleich mit den
nationalen Wirtschaftszentren un-
günstige Lage der europäischen Rand-

regionen zu stärken. Die Ems-Dollart-
Region ist mit ihrer peripheren Lage an
der Nordseeküste, ihrer geringen Ein-
wohnerdichte, ihres hohen Anteils an
landwirtschaftlichen Betrieben, feh-
lender Verkehrsinfrastruktur und nied-
riger Wirtschaftskraft sicherlich die mit
den meisten Problemen behaftete
deutsch-niederländische Grenzregion.
Dennoch birgt dieses Gebiet Potenzia-
le, die, auf kreative Weise genutzt,
noch vielerlei Entfaltungsmöglichkei-
ten zulassen.

Auf der Grundlage einer umfangrei-
chen Analyse des Programmgebietes
sind die Ziele und Maßnahmen für das
Operationelle Programm INTERREG II
für den Zeitraum 1994–1999 formu-
liert worden. Leitidee ist dabei die Ver-
stärkung der Konkurrenzkraft der alt-
eingesessenen Unternehmen und die
Vergrößerung der Anziehungskraft
der Region für neue wirtschaftliche
Aktivitäten. Die Umsetzung im Rah-
men des Programms erfolgt in den fünf
Zielen:

1. Optimierung der Infrastruktur
2. Verstärkung des Tourismus
3. Wirtschaftsförderung
4. Natur und Umweltschutz
5. Gesellschaftliche Integration

Infrastruktur

Zur Verbesserung der Verkehrsinfra-
struktur in der Ems-Dollart-Region
wird z.B. der Ausbau der Eisenbahn-
linie Groningen – Leer mit einer Sum-
me von 4.011.000 aus INTERREG-
Mitteln gefördert. Dem Ausbau des
Radwegenetzes wird ebenfalls hohe
Priorität eingeräumt, ist eine solche
Maßnahme doch sehr geeignet, die
Anziehungskraft einer bei Radwande-
rern ohnehin schon sehr beliebten
Landschaft noch zu erhöhen. 

Der Standort Dörpen im Emsland ist
bereits heute wichtige Schnittstelle für
die Verkehrsträger Schiene, Straße und
Wasserstraße. Mit der Dörpener
Umschlaganlage für den Kombinierten
Verkehr ist sozusagen die Keimzelle
eines Güterverkehrszentrums (GVZ)
bereits vorhanden. Durch die Einbezie-
hung des Rail Service Center Veendam
(NL, Containerumschlagplatz Straße/

14  Erste europäische Grenzregion . . .: Die Ems-Dollart-Region 
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Schiene) eröffnet ein vergrößertes GVZ
in Dörpen für die deutschen Koopera-
tionspartner neue Perspektiven hin-
sichtlich des Hafens Rotterdam. Für die
Niederländer würde der Einstieg ins
deutsche Netz des kombinierten Ver-
kehrs eine bessere Anbindung an die
Städte Bremen und Hamburg und an
den skandinavischen Raum ermögli-
chen. Das Gesamtvolumen dieses Pro-
jektes beträgt 6.545.000 , der
Zuschuss aus Mitteln der INTERREG-
1.636.000 . 1999 wurden bereits
eine Million Tonnen hier umgeschla-
gen, d.h. 10 % mehr als 1998.

450 Arbeitsplätze konnten so in die-
sem als strukturschwach gekennzeich-
neten Gebiet geschaffen werden –
eine beachtliche Leistung. Einzig der
Ausbau der Eisenbahnlinie Groningen
-Leer gestaltet sich schwierig. Die auch
für das GVZ dringend notwendige
Maßnahme wird trotz langjähriger Pla-
nungen immer wieder hinausgezö-
gert, was dazu führen könnte, dass die
bereits zugesagten Mittel der Europäi-
schen Union bei nicht rechtzeitigem
Baubeginn, spätestens im Frühjahr,
wieder abgezogen würden. Dieses Bei-
spiel zeigt die Schwierigkeiten, die sog.
„Randregionen“ beim Durchsetzen
Ihrer Interessen haben.

Tourismus

Grenzüberschreitende kulturtouristi-
sche Aktivitäten gibt es in größerer
Zahl in der Ems-Dollart-Region. Kaum
bekannt und von Außenstehenden
meistens mit Staunen wahrgenom-
men ist z.B. die Geschichte der Region
mit ihrem großen Reichtum an Orgeln.
Mehr als 300 Orgeln aus sechs Jahr-
hunderten, von der noch im Original
erhaltenen gotischen Orgel im kleinen
Warfendorf Rysum als ältester ihrer Art
in Europa bis hin zum Höhepunkt
europäischer Orgelkultur, dem monu-
mentalen Orgelwerk Arp Schnitgers in
der Ludgeri-Kirche in Norden, laden
zum Hören und Bewundern ein. Der
Bestand an historischen Orgeln
namentlich in der Provinz Groningen
und der Nachbarregion Ost-Friesland
wird alle zwei Jahre während des
Dollart-Festivals einem breiten Publi-
kum präsentiert. Das Dollart-Festival
wird mit 88.000 aus INTERREG-Mit-

teln unterstützt, da es einen erheb-
lichen Beitrag zur Förderung des Kul-
turtourismus in der Ems-Dollart-Re-
gion leistet. 

Aus Anlass des Jahres der romanischen
Kultur in Niedersachsen 1993 wurden
unter dem Titel „Wege in die Ro-
manik“ Routen entlang romanischer
Kulturdenkmäler abgesteckt (s. im
Literaturanhang „Romanisches Vade-
mecum“ und „Auf den Spuren Emos
und Menkos“). 

„Grenzüberschreitende kulturtouristi-
sche Aktivitäten“ ist ein weiteres Pro-
jekt der EDR betitelt, in dem sich meh-
rere Initiatoren zu beiden Seiten der
Grenze zusammengeschlossen haben.
Neben dem „Centrum voor Amateur-
kunst Groningen“, oder dem „Kunst
en Cultuur Instituut Drenthe“, sind
u.a. der „Verein für Orgel- und Musik-
kultur in Groningen und Ost-Friesland
e.V.“ vertreten sowie die „Emsländi-
schen Freilichtspiele e.V.“ in Meppen.
Ziel dieses Zusammenschlusses ver-
schiedener Kulturinstitutionen ist es,

die Vielfalt und die kulturellen Poten-
ziale der einzelnen Teilregionen des
Ems-Dollart-Gebietes zu bündeln und
grenzübergreifend über den lokalen
Bereich hinaus einem größeren Publi-
kum bekannt zu machen. Musik, Thea-
ter und Bildende Kunst spielen ebenso
eine Rolle wie die Kulturlandschaft und
-geschichte, anhand derer die zu
Beginn erwähnte Homogenität der
Region noch heute nachzuvollziehen
ist. 

Die bereits angesprochene Kirchen-
architektur wie die Dorfstruktur zu bei-
den Seiten der heutigen Grenze als
auch die Hünengräber im Emsland und
in Drenthe sind hier sichtbares Indiz
einer gemeinsamen Entwicklung. 

Wirtschaftsförderung

„Uitwisseling en kennistransfer in de
horecasector“ ist der Titel eines
umfangreichen Projektes im Gastrono-
miebereich, dessen Initiatoren die
Industrie- und Handelskammer für
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Ostfriesland und Papenburg, das
Noorderpoort College Groningen,
Abteilung „Training en Advies“ und
die Abteilung Nord von Horeca Neder-
land sind. Zehn niederländische und
zehn deutsche Unternehmen des
Hotel- und Gaststättengewerbes neh-
men sowohl im Rahmen der gegensei-
tigen Kenntnisvermittlung als auch
beim Austausch ihrer Arbeitnehmer
teil, während die Auszubildenden von
der BBS II in Emden und dem Noorder-
poort College in Groningen begleitet
werden. 

Die stetige Weiterentwicklung des
grenzüberschreitenden Tourismus for-
dert im Sinne der Stärkung der Posi-
tion des Unternehmens mehr Kennt-
nisse des Marktes. Der Transfer von
Kenntnissen auf dem Gebiet des
Human Ressource Management kann
einen Beitrag zur erhöhten Arbeitsmo-
bilität leisten. Arbeitnehmer werden
auf der Suche nach attraktiven Arbeits-
möglichkeiten schneller die Grenze
überqueren und Unternehmer werden
direkter und mit mehr Sachkenntnis
Personal aus dem Nachbarland anwer-
ben können. 

Weitere interessante Projekte in die-
sem Bereich sind „Technik 2000“, bei
dem die Fachbereiche des Metallge-
werbes der BBS II in Aurich und des
Noorderpoort Colleges in Appinge-
dam ihr Ausbildungsangebot den
gewandelten Anforderungen der
Arbeitswelt anpassen wollen. Insbe-
sondere soll die grenzübergreifende
Kooperation von Ausbildungseinrich-
tungen und Unternehmen Arbeitneh-
mer und Betriebe mit innovativen
Technologien vertraut machen. Das
Projekt ist auf drei Jahre angelegt und
wird mit INTERREG-Mitteln in Höhe
von 173.624 unterstützt.

Besonders wichtig ist die Beratung von
kleinen und mittleren Unternehmen in
einer Grenzregion, die sich auf der
jeweils anderen Seite einen neuen
Markt erschließen wollen. Erhebliche
Unterschiede in der Unternehmenskul-
tur, andere Herangehensweisen beim
Anbahnen von Geschäften führen
häufig zu Missverständnissen, wenn
nicht gar zum völligen Misslingen einer
grenzüberschreitenden Kooperation.
Auch Steuergesetze, Umweltauflagen,

Tarifwesen und Rechtsvorschriften
müssen hinlänglich bekannt sein, plant
man z.B. eine neue Niederlassung des
Betriebes im Nachbarland. Neben den
seit 1995 regelmäßig stattfindenden
Unternehmertreffen der EDR besteht
seit Anfang 1999 im Rahmen einer
Kooperation zwischen der Kreishand-
werkerschaft Lingen und MKB Neder-
land, Regiokantoor Noord ein so
genanntes EU-Referat. Es verfolgt fol-
gende Ziele: 

• Die Anbahnung und Realisierung
von Kooperationen zwischen Bran-
chen und Einzelunternehmen, Insti-
tutionen und Verbänden im Gebiet
der EDR in den Bereichen Produkt-
entwicklung, Marktforschung, Zulie-
ferer- und Produzentenbeziehungen
sowie 

• Auftragsvergabeverfahren und Tech-
nologietransfer. 

In der Grenzregion stellen gerade klei-
ne und mittlere Unternehmen einen
erheblichen Wirtschaftsfaktor dar. Sie
verfügen aber meist nicht über die
betriebliche Infrastruktur eines Groß-
unternehmens, das im Ausland ope-

riert. Für sie sollen mit einer kosten-
losen Beratung bei grenzüberschrei-
tenden Aktivitäten mehr Entfaltungs-
möglichkeiten geboten werden. Das
Knüpfen von Netzwerken zwischen
Unternehmen in der Grenzregion, der
Ausbau von Handels- und Zulieferer-
beziehungen, bessere Kenntnisse des
Nachbarlandes und der Kulturunter-
schiede sowie der Technologietransfer
leiten einen Synergieeffekt ein, der 
der regionalen Wirtschaft spürbare
Wachstumsimpulse eröffnet. Das Pro-
jekt wird mit INTERREG-Mitteln in
Höhe von 441.019 gefördert. 

„People to People“ – Gesell-
schaftliche Integration

Ziel des Projekts „People to People“ ist
die Förderung grenzüberschreitender
Zusammenarbeit und der Kontakte der
Bürger in der Grenzregion durch die
Realisierung zahlreicher Aktivitäten
auf sozioökonomischem und soziokul-
turellem Gebiet. Durch das Initiieren
verschiedener kleinerer Maßnahmen
in den Bereichen Wirtschaft, Kultur
und Sport soll eine möglichst große
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Beteiligung der Bevölkerung in der
Ems-Dollart-Region am INTERREG-Pro-
gramm und damit am Prozess der
europäischen Einigung erreicht wer-
den. 

Die strukturelle Zusammenarbeit von
Organisationen zu beiden Seiten der
Grenze ist dabei von großer Bedeu-
tung. Eine wichtige Rolle kommt dem
Austausch von Arbeitnehmern, Prakti-
kanten, Auszubildenden und Studie-
renden zu. Auf diese Weise wird es
nicht nur Einzelnen ermöglicht, die
Menschen und Strukturen auf der
anderen Seite der Grenze kennen zu
lernen und Vorurteile abzubauen. Viel-
mehr kann mit Teilprojekten in diesem
Bereich die gegenseitige kulturelle
Akzeptanz gefördert werden. Somit
können Ausgangspunkte für eine wei-
tergehende Form der Zusammenarbeit
geschaffen werden. 

Gemeinsame Kulturveranstaltungen
nehmen mit Abstand den breitesten
Raum bei den „People to People“-Pro-
jekten ein. Aber auch der Schüleraus-
tausch sowie regelmäßige Studientage
für Lehrerinnen und Lehrer unter-
schiedlicher Schulformen spielen eine
wichtige Rolle. Der Austausch von Per-
sonal findet noch keine Resonanz in
der freien Wirtschaft, wohl aber zwi-
schen den Kommunen. Aus diesem
Projekt ist eine dauerhafte Zusammen-
arbeit entstanden. Eine Reihe von
grenzübergreifenden Sportaktivitäten
lockten insgesamt 9.000 Besucher an,
wobei die EDR-Eurolympiade sicherlich
das größte Ereignis war und nament-
lich von den beteiligten Jugendlichen
als eine enorm positive Erfahrung be-
schrieben wurde. 

Ems-Dollart-Radio und -TV ist ein
Pilotprojekt von RTV Noord Gronin-
gen, NDR Oldenburg und RTV
Drenthe. Unter dem Motto „Wir in
Europa“ wurden verschiedene Orte
beiderseits der Grenze jeweils von nie-
derländischen und deutschen Repor-
tern porträtiert, Besonderheiten der
Landschaft oder spezielle Bräuche vor-
gestellt, oder Entdeckungstouren nach
der Devise „Lernen vom Nachbarn“
durchgeführt. Über ein Jahr lang ist
einmal wöchentlich ein Magazinbei-
trag mit dem Titel „Ems-Dollart-
Radio“ ausgestrahlt worden, bei dem

jeweils wechselnd ein Thema von
deutscher bzw. niederländischer Seite
aufgegriffen wurde. In dem so ent-
standenen Netzwerk der beteiligten
Mitarbeiter der einzelnen Projektpart-
ner wurden Themen und Nachrichten
ausgetauscht, die in die täglichen
regulären Hörfunk-Programme einge-
flossen sind. 

Für die grenzübergreifende Zusam-
menarbeit auf wissenschaftlichem
Gebiet steht beispielhaft die Johannes
a Lasco Bibliothek zu Emden. Der pol-
nische Adlige, Humanist und ehedem
katholische Geistliche Jan Laski
(1499–1560) verkörpert den aufge-
klärten, weltgewandten Europäer,
dessen Name heute für eine heraus-
ragende Buchkultur steht. Drucke,
Handschriften und Inkunabeln noch
aus katholischer Zeit bilden den
Grundstock der Johannes a Lasco
Bibliothek, die seit rund 450 Jahren
stete Erweiterungen durch wertvolle
Bücherstiftungen erfährt. Durch die
Unterbringung der Bibliothek in der
Großen Kirche, die 1943 vollständig
zerbombt und erst zwischen 1993 und
1995 eigens zu diesem Zweck restau-
riert wurde, ist in Emden ein Kultur-
denkmal besonderer Art geschaffen
worden. 

Am Beispiel der Johannes a Lasco
Bibliothek ist nicht allein die vielfache
Verflechtung der Wissenschaft in der
nördlichen Grenzregion seit dem Mit-

telalter zu studieren, sie steht auch
heute beispielhaft für die deutsch-
niederländische Wissenschaftskoope-
ration. Die seit 1995 bestehende On-
line-Verbindung mit der Bibliothek der
Universität Groningen ermöglicht über
den sog. PICA-Verbund die Teilnahme
am Wissenschaftsnetz des niederländi-
schen Bibliotheks- und Informations-
systems. Somit wird Benutzern beider-
seits der Grenze der Zugriff auf die
Bestände beider Bibliotheken ermög-
licht. 

Die Johannes a Lasco Bibliothek wurde
darüber hinaus in das System der UB
Groningen integriert und hat damit
Zugang zum niederländischen Zentral-
katalog, in dem nahezu der gesamte
Buchbestand der Niederlande nachge-
wiesen ist (6 Mio. Bücher, 300.000
Zeitschriften). 

Das als „Projekt für interregionale
Bibliothekskooperation“, P.I.B.1 be-
zeichnete Projekt wird als P.I.B.2 fort-
gesetzt, um die zwischen Emden und
Groningen entwickelte Dateninfra-
struktur für die gesamte Region aus-
zubauen. Zu den Dienstleistungen der
UB Groningen gehört u.a. die Durch-
führung von Literatur-Datenrecher-
chen für externe Auftraggeber aus der
regionalen Wirtschaft. In Zusammen-
arbeit mit der Fachhochschule Ost-
friesland, Oldenburg, Wilhelmshaven
(FOOW) und der Landschaftsbiblio-
thek Aurich soll durch das grenzüber-
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greifende Angebot dieser Dienstleis-
tungen die Informationsstruktur in der
Ems-Dollart-Region noch wesentlich
verbessert werden. 

Arbeitsmarkt

Die so genannte Strukturschwäche
vieler europäischer Randregionen zeigt
sich insbesondere am Arbeitsmarkt.
Auch in der Ems-Dollart-Region sind
die Arbeitslosenzahlen höher als in den
industriellen Zentren der Niederlande
bzw. der Bundesrepublik Deutschland:
Zum Jahresende 1999 waren in der
Ems-Dollart-Region insgesamt 89.053
Männer und Frauen arbeitslos gemel-
det. Anhand der Arbeitslosenzahlen ist
zu beobachten, dass sich das erfolgrei-
che niederländische „Poldermodell“
auch in der Randregion auswirkt.

Im gesamten Gebiet der Ems-Dollart-
Region stieg die Arbeitslosigkeit im
letzten Quartal 1999 zwar um 9,5 %
verglichen mit dem dritten Quartal
1999. Die Entwicklung beiderseits der
Grenze verlief jedoch sehr unter-
schiedlich. Im niederländischen Teil der
Region betrug die Steigerung 3,1 %,
auf deutscher Seite hingegen 19,8 %.
Noch krasser ist der Unterschied bei
der Zahl der arbeitslosen Jugendlichen:
sie sank auf niederländischer Seite um
8,5 %, während sie auf deutscher Sei-
te um 6,9 % stieg. 

Eine derartig ungleiche Entwicklung
stellt natürlich auch für die Geschäfts-
stelle der EDR eine Herausforde-
rung dar. Deshalb ist hier auch das
EURES-Crossborder-Projekt angesie-
delt. EURES steht für „EURopean
Employment Services“ und ist ein
europäisches Programm, das sich,
neben der allgemeinen Förderung
grenzüberschreitender Arbeitsvermitt-
lung in den Mitgliedstaaten, vor allem
an die Grenzregionen richtet. Im EDR-

EURES-Crossborder-Projekt arbeiten
Arbeitsämter, Arbeitgeberverbände
und Gewerkschaften zu beiden Seiten
der Grenze zusammen. Ziel des Pro-
jekts ist das Initiieren grenzüberschrei-
tender Kontakte und Kooperationen
auf dem Arbeitsmarkt.

Durch den sich derzeit dramatisch ent-
wickelnden Arbeitskräftemangel in
den Niederlanden, insbesondere im
Bereich des Gesundheitswesens und
der Metallindustrie werden die Auf-
gaben von EDR-EURES-Crossborder
immer dringlicher und immer umfang-
reicher. In Zusammenarbeit mit Insti-
tutionen der beruflichen Aus- und
Weiterbildung in der Ems-Dollart-Re-
gion – werden Umschulungskurse und
Weiterbildungen organisiert, um es
insbesondere den deutschen Arbeits-
kräften zu ermöglichen, im niederlän-
dischen Wirtschaftsleben Fuß zu fas-
sen. 

So arbeiten z.B. 33 vordem arbeitslose
deutsche Mitarbeiter auf Vermittlung
des Arbeitsamtes Groningen und des
Arbeitsamtes Leer seit einem halben
Jahr erfolgreich in einem niederländi-
schen Call-Center. Ihren Wohnsitz
brauchten sie dazu nicht zu wechseln,
die Fahrtzeit zum neuen Arbeitsort
beträgt ca. 45 Minuten. Zahnärzte und
Krankenpflegekräfte werden in Kürze
in einem achtwöchigen Intensivlehr-
gang vom Noorderpoort College auf
ihren neuen Wirkungskreis vorberei-
tet. Auf dem Programm stehen u.a.
Sprachkurse, Arbeitskultur, Struktur
des Gesundheitswesens, Steuerrecht
und Sozialversicherung. 

Wichtiges Instrument von EDR-EURES-
Crossborder bei der Vermittlung von
grenzüberschreitenden Arbeitsplätzen
ist das Internet. Per Internet (www.edr-
eures.org) können Arbeitsuchende
Einsicht in das Angebot an offenen
Stellen auf der jeweils anderen Seite
der Grenze bekommen. 

Ausblick INTERREG III A

Zum Schluss hier noch ein kleiner Aus-
blick auf das neue „Gemeinschaftliche
Operationelle Programm 2000–2006“,
INTERREG III A. Es geht dabei um eine
Entwicklungsstrategie, in der die räum-
liche Struktur, die sozioökonomische
Entwicklung und die soziokulturelle
Integration im Mittelpunkt stehen.
Darauf aufbauend wurden sechs Ziele
für das Programm formuliert:

• Verbesserung der physischen Infra-
struktur

• Förderung der wirtschaftlichen und
w i s s e n s c h a f t l i c h / t e c h n o l o g i s c h e n
Zusammenarbeit zur Schaffung
struktureller Arbeitsplätze

• Schutz der natürlichen Umwelt
• Entwicklung und Nutzung der

Humanressourcen
• Förderung der gesellschaftlichen

Integration
• Technische Hilfe

Auf diesem Wege sollen in der Ems-
Dollart-Region vor allem Arbeitsplätze
geschaffen sowie kleine und mittlere
Unternehmen gefördert werden. Es
wird erwartet, dass im Rahmen des
Europäischen Fonds für regionale Ent-
wicklung (EFRE) mehr als 30 Millionen

von der Europäischen Kommission
für die Umsetzung des Programms in
der Ems-Dollart-Region zur Verfügung
gestellt werden.

Nachgefragt:

1. Beschreiben Sie anhand von Bei-
spielen die Zusammenarbeit in der
Ems-Dollart Region.

2. Zeigen Sie, wie in der Ems-Dollart
Region die Menschen „Europa“
hautnah erfahren können.
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Schon 1976 wurde die EUREGIO Maas-
Rhein (EMR) als grenzüberschreitende
Arbeitsgemeinschaft gegründet. Hier
im Grenzraum zwischen den Ländern
Belgien, Deutschland und den Nieder-
landen wurde bereits vor mehr als 20
Jahren der Versuch gestartet, ein
„Europa im Kleinen“ Wirklichkeit wer-
den zu lassen.
Grenzlage, das hieß immer: Schlag-
bäume, Sackgasse durch Zölle im

Warenverkehr, Kontrollen im Per-
sonenverkehr. Hier eine grenzüber-
schreitende Arbeitsgemeinschaft zu
gründen, mit dem Ziel, die durch die
Landesgrenzen getrennte Bevölkerung
zu integrieren, nahm die Idee von einer
Europäischen Union vorweg. Der Ver-
such, durch Regionalisierung den Auf-
bau eines vereinten Europa voranzu-
treiben, wie 1986 in der Einheitlichen
Europäischen Akte formuliert, war und

ist ein Leitgedanke der EUREGIO Maas-
Rhein. Insgesamt leben hier im
Zentrum Nordwesteuropas über 3,7
Millionen Menschen. Dieses Gebiet
zeichnet sich aus durch attraktive
historische Städte, eine reiche Kultur,
eine starke Wirtschaft mit vielen inter-
nationalen Investitionsprojekten, sechs
Universitäten und nicht zuletzt eine
herrliche Natur.

15 Die EUREGIO Maas-Rhein: Ein Europalabor?!

Euregio Maas-Rhein
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Grenzen zwischen Staaten –
Grenzen in den Köpfen

Die Zusammenarbeit der Regio
Aachen, der niederländischen Provinz
Limburg, der deutschsprachigen
Gemeinschaft in Belgien sowie den
belgischen Provinzen Limburg und Lüt-
tich lief zunächst nur schleppend an.
Hatten diese Grenzgebiete jahrzehnte-
lang mit dem Rücken zueinander
agiert und sich vor allem auf ihre natio-

nalen Zentren hin orientiert, mussten
nun nicht nur die Sprachbarrieren
genommen werden. Durch die Grenz-
lage waren die jeweiligen Gebiete oft
von den Zentralregierungen vernach-
lässigt worden. Ein zusätzliches Hin-
dernis für die Region war die Tatsache,
dass die Wirtschaft hier auf Kohle und
Stahl fußte. Der schwerwiegende
Umwälzungsprozess der vergangenen
Jahre veränderte die wirtschaftlichen
Strukturen der Euregio und hatte ein

deutliches Wachstum des Dienstleis-
tungssektors zur Folge.

Der Prozess der Begegnung, des Ken-
nenlernens, des Austausches und der
Zusammenarbeit erhielt unter dem
Dach der EUREGIO Maas-Rhein – seit
1991 eine Stichting nach niederländi-
schem Recht – konkrete Strukturen. In
verschiedenen Arbeitsgruppen wird
u. a. in den Bereichen Wirtschaft, Tou-
rismus, Kultur und Kunst, Umwelt,

15 Die EUREGIO Maas-Rhein: Ein Europalabor?!

„Mehr Demokratie wagen“

Euregiorat nimmt neuen Anlauf – Sprachen der Nachbarn lernen

Nach einjähriger Sitzungspause nahm der Euregiorat gestern in Maastricht einen neuen Anlauf. Ob das
lediglich beratende Mini-Parlament in Zukunft den Makel eines zahnlosen Papiertigers abstreifen kann,
muß die Zukunft wohl noch zeigen. Im gut besetzten Plenum bemühten sich die Ratsmitglieder jeden -
falls um ein konstruktives Gesprächsklima. Schwerpunkt der Sitzung waren Beiträge der Deutschspra -
chigen Gemeinschaft in Ostbelgien, die derzeit im Euregiorat den Vorsitz führt.

Maastricht. „Wer Grund hat, sich über Politiker und Parteien zu ärgern, der soll sich der Politik zuwenden, anstatt
sich verdrossen von ihr abzuwenden.“
Für mehr Mitverantwortung und Mitbestimmung in den Gremien der Stiftung Euregio Maas-Rhein plädierte der
derzeitige Vorsitzende, Ministerpräsident Joseph Maraite aus Eupen: „Mehr Demokratie wagen, das bleibt eine
der Hauptaufgaben der Euregio.“ Einen neuen Stellenwert möchte Maraite vor allem der Landwirtschaft in der
Euregio einräumen. Dabei können wir nicht das Füllhorn der Interreg-Fördermittel der EU über die Landwirtschaft
ausbreiten, aber wir wollen gezielt die kleinen Familienbetriebe fördern und die Absatzmöglichkeiten stärken.“
Ostbelgiens Gemeinschaftsminister Karl-Heinz Lambertz ist derzeit der Vorsitzende des Lenkungs- und Begleit-
ausschusses für das Interreg-Förderprogramm der EU. Im Rückblick: Von 1991 bis 1993 wurden mit Hilfe der
europäischen Fördermittel 121 Projekte mit einem Gesamtbetrag von rund 68 Millionen Ecu verwirklicht. Dabei
wurden 300 Arbeitsplätze geschaffen. Interreg-II (1994-1999) stellt 35,7 Millionen Ecu zur Verfügung. Was kommt
nach dem Jahr 2000? Lambertz warnte vor Illusionen, denn die EU werde einschneidende Veränderungen bei der
Vergabe der Mittel vornehmen. Mehr als zuvor werde Brüssel Wert auf wirklich grenzüberschreitende Initiativen
legen. Zuwenig Projekte seien bisher aus euregionaler Initiative entstanden, bedauerte Lambertz. Die Wiege neu-
er Interreg-Projekte liege in der gemeinsamen Initiative der Partnerregios und ihrem Wunsch, zusammenzuarbei-
ten. „Von dieser Arbeit müssen euregionale Impulse von bleibender Bedeutung ausgehen“, so der Koordinator. 
Ansätze, einem tatsächlichen Wir-Gefühl in der Euregio Gestalt zu verleihen, schuf der Rat mit der Verabschie-
dung verschiedener Resolutionen. Großes Interesse weckte dabei der von Rolf Kammler (EVP) vorgebrachte
Wunsch, als Zweitsprache in den Sekundarschulen unbedingt eine Sprache der Euregio-Nachbarn zu vermitteln –
und nicht etwa Spanisch oder Englisch. Wo vier Sprachen unterrichtet würden, sollten zwei Sprachen der Nach-
barn unterrichtet werden. Dazu ein alarmierendes Beispiel: In der Wallonie ist der Anteil der Deutschschüler von
20 Prozent in den 70er Jahren auf nur noch fünf Prozent gesunken. In der Wallonie haben jedoch mehr als 5000
Firmen ständigen Kontakt zu deutschen Unternehmen. Auch sind dort 450 deutsche Firmen angesiedelt. Aachens
CDU-Chef Ulrich Daldrup regte an, den Schulen für den Fremdsprachenunterricht mit Interreg-Geldern den Rücken
zu stärken. Keinerlei Probleme hatte der Euregiorat auch mit der Resolution der EVP, gleichwertige Normen und
Werte im Bereich von Umwelt- und Lebensbedingungen anzustreben. Dies galt auch für das Papier der Grünen,
die eine Stärkung der grenzüberschreitenden Umweltpolitik anregen und den Vorschlag des Lütticher Provinzial-
rates Marcel Stiennon, das Jahr 2001 als „anno caroli“ das Jahr Karls des Großen auszurufen. 
Der Vorstand mit Ger Kockelkorn an der Spitze bleibt bis zum Herbst im Amt. Ein neuer Wahlmodus soll bis dahin
festgelegt werden. (hwd-)

Aachener Zeitung, 13.5.1998  
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Gesundheitswesen, Sport, Raumord-
nung und Bildung zusammen gearbei-
tet. In den Gruppen, die sowohl in den
einzelnen Regionen als auch euregio-
nal arbeiten, werden Probleme ange-
sprochen, gemeinsame Lösungen
erörtert. Nicht nur durch die vielen
grenzüberschreitenden Arbeitsgrup-
pen nimmt die Euregio eine Sonder-

stellung unter ähnlichen Koopera-
tionsverbänden in Grenzregionen
Europas ein: Nur hier arbeiten fünf
Partnerregionen aus drei Ländern mit
drei verschiedenen Sprachen: Nieder-
ländisch, Deutsch und Französisch
zusammen.

Kein Wunder, dass die EUREGIO Maas-
Rhein auch als „Europa-Labor“ be-
zeichnet wird.

Der mühsame Alltag

Es ist aber eher Realitätssinn als ein
(europäischer) Idealismus, der die
Kooperation über die Grenzen hinweg
voran treibt. Eine Zusammenarbeit in
dieser Region drängt sich bei vielen
Themen geradezu auf. Es ist ja schon
eine Binsenweisheit, dass beispielswei-
se die Luftverschmutzung nicht an der
Grenze Halt macht.

Doch auch bei aller theoretischen
Selbstverständlichkeit der Grenz-Öff-
nung bleibt doch im Alltag immer noch
genug Zündstoff, wenn die eigenen
Interessen der Teilregionen und die
gemeinsamen Interessen der EUREGIO
in oft mühsamem Prozess gegenei-
nander abgewogen werden. Im Alltag
kommt dann die traditionelle Ausrich-
tung auf die eigenen nationalen Belan-
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Die Grenzgänger lassen nicht locker
Tauziehen um Krankenversorgung

Aachen/Bonn. Ein deutscher Staatsangehöriger, der in Belgien wohnt, aber zeitlebens in Deutschland gearbeitet
hat und dort bei einem Arzt seines Vertrauens in Behandlung ist, darf nach seiner Pensionierung nur noch einen
belgischen Arzt aufsuchen. Die Interessengemeinschaft (IG) der deutschen und belgischen Grenzgänger kämpft
seit geraumer Zeit gegen diese Regelung, weil sie ganz klar dem europäischen Grundsatz von Freizügigkeit und
Gleichbehandlung widerspricht. Änderungsvorschläge sind bisher im Ministerrat der EU am erforderlichen Ein-
stimmigkeitsprinzip gescheitert.
Die IG hat deshalb einen neuen Vorstoß unternommen – diesmal bei Staatssekretärin Christa Nickels. Bei einer
Besprechung in Bonn, zusammen mit IG-Vorstandsmitglied Hans Haendler, regte sie an, der anwesende Europa-
abgeordnete Mathieu Grosch möge herausfinden, welche Ländervertreter gegen eine Änderung der aktuellen Ver-
ordnung 1408/71 gestimmt haben und aus welchen Gründen. Bei dem Kelmiser Europaabgeordneten Mathieu
Grosch stieß diese Bitte auf Unverständnis. Es sei doch wohl Aufgabe der Staatssekretärin und für diese auch viel
leichter, sich um Aufklärung im Ministerrat zu bemühen. Es seien schließlich die Minister der Mitgliedstaaten, die
im Ministerrat einen Antrag ablehnen oder ihm zustimmen „Wenn die Europaabgeordneten in diesem Gremium
abstimmen dürften, wäre die leidige Verordnung 1408/71 längst geändert“, so Mathieu Grosch in Bonn. Dennoch
will er an der Lösung der angesprochenen Probleme mitwirken und sich um Aufklärung bemühen.
Schriftlich hat die IG Christa Nickels gebeten, sich dafür einzusetzen, dass ein Behinderter oder Schwerbehinder-
ter nicht nur in seinem Land, sondern in der gesamten EU als solcher anerkannt wird. Momentan muss sich jeder
Schwerbehinderte in jedem anderen EU-Land einem gesonderten Anerkennungsverfahren unterwerfen, das heißt,
er muss jedesmal eine Serie neuer Untersuchungen über sich ergehen lassen, die völlig überflüssig sind und dem
Krankenkassenwesen unnötige Kosten in beachtlicher Höhe verursachen.
Die Interessengemeinschaft der Grenzgänger will in diesen Fragen jedenfalls weiter am Ball bleiben, auch wenn
die Verhandlungen noch so zäh verlaufen und bei jedem Regierungswechsel praktisch wieder ein neuer Anfang
gemacht werden muss. „Ganz schnell“, so ist Vorstandsmitglied Hans Haendler überzeugt, „lassen sich die kom-
plexen Probleme bestimmt nicht lösen. Nur beharrlicher Einsatz wird uns zum Ziel führen.“

Aachener Zeitung ,18.12.1999
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ge wieder zum Tragen und es wird
schwer, die gemeinsamen internatio-
nalen Interessen zu erkennen. Die
Grenzgänger – Menschen, die in der
Grenzregion leben und arbeiten – kön-
nen von den tagtäglichen Problemen
mit den Grenzen in den Köpfen und
den konkreten Problemen mit der
Krankenkasse, dem Finanzamt oder
dem Schulweg für die Kinder berich-
ten.

Als Beispiel dafür, wie Europa konkret
nicht funktioniert, sind die Regelungen
zur Krankenversicherung für Deut-
sche, die in Belgien wohnen und das
Rentenalter erreicht haben, angeführt.
Nach der EG-Verordnung 1408/71
haben sie ab diesem Zeitpunkt keinen
Anspruch mehr auf die Leistungen
ihrer deutschen Krankenkasse. Sie
müssen sich in Belgien weiter ver-
sichern. Dort aber sind die Leistungen
wesentlich geringer. Etwa 200 Rentner
sind deshalb 1998 von den Leistungen
ihrer bisherigen Kasse ausgeschlossen
worden. Viele von ihnen sind auf medi-
zinische Behandlung angewiesen und
können die Vorleistungen, wie sie in
Belgien üblich sind, nicht so ohne Wei-
teres aufbringen.

Hier steht sowohl geltendes nationales
Recht als auch EU-Recht einer men-
schenfreundlichen Regelung – noch –
entgegen. Die EUREGIO Maas-Rhein
sucht hier wie auf anderen Gebieten
nach konkreten Lösungen.

Europa konkret – INTERREG-
Mittel befördern!

Die Umsetzung grenzüberschreitender
Projekte kostet natürlich auch Geld.
Hier kommt der EUREGIO ein Pro-
gramm der Europäischen Union zur
Hilfe – das INTERREG-Programm. Es
wurde geschaffen, um Entwicklungs-
rückstände in Grenzregionen abzu-
bauen. Bis 1999 wurden aus diesem
Programm insgesamt 35,7 Millionen 
in der EUREGIO Maas-Rhein investiert
– Projekte mit zukunftsweisendem
Charakter wurden realisiert, oft genug
Pilotprojekte aus Bereichen wie  Raum-
ordnung, Wirtschaft, Technologie und
Innovation, Umwelt, Natur- und Land-
schaftsschutz, soziokulturelle Integra-
tion und technische Hilfe.

Die Verbesserung der grenzüberschrei-
tenden Infrastruktur in den verschie-
densten Bereichen war und ist eine
wichtige Aufgabe der grenzüber-
schreitenden Zusammenarbeit. In den
vergangenen Jahren wurden eine Rei-

he von Maßnahmen, die unmittelbar
den Lebensalltag der EUREGIO-
Bewohner im Blick haben, mit INTER-
REG-Geldern auf den Weg gebracht.
Zwei Beispiele für gelungene Zusam-
menarbeit über Grenzen hinweg!
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Grenzüberschreitende Initiative vor endgültigem Durchbruch

Behindertenausweis „Eurecard“ soll ab 2001 anerkannt

werden

St. Vith. – Bis zum 1. Januar 2001 soll die grenzüberschreitende
Anerkennung des Behindertenausweises „Eurecard“ geregelt
sein. Mit dieser Euregio-Identifikation können dann die Betroffe -
nen Ermäßigungen bei kulturellen, sportlichen und touristischen
Einrichtungen in allen Ländern der Großregion erhalten.

Groß sind die administrativen Hürden, die von den engagierten Mitglie-
dern einer euregionalen Arbeitsgruppe überwunden werden müssen.

Große Hürden
Sozialpolitiker aus der Deutschsprachigen und Flämischen Gemeinschaft
Belgiens, der Wallonischen Region, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-
Pfalz, der niederländischen Provinz Limburg und Luxemburg hatten im
März letzten Jahres im ostbelgischen Bülingen eine entsprechende Ver-
einbarung unterzeichnet.
In Luxemburg wurde jetzt das Konzept vorgestellt und ein Rundschrei-
ben an die Anbieter der jeweiligen Länder auf den Weg gebracht. Sie
werden aufgerufen, die Aktion für mehr Mobilität von Menschen mit
Behinderungen zu unterstützen.

Noch offene Fragen
Bis eine mehrsprachige Broschüre diesen alle Einzelheiten erläutern wird,
müssen noch viele Fragen geklärt werden, ist die Behindertenförderung
doch bisher in allen Partnerländern unterschiedlich geregelt. Daher muss
Übereinstimmung erzielt werden, mit welchem Grad der Behinderung
ein Ausweis euregional vergeben wird und wer dann wo welches Anrecht
auf Vergünstigungen hat.
Vorläufig ist beim öffentlichen Personennahverkehr noch nicht mit einer
grenzüberschreitenden Anerkennung zu rechnen. Helmut Heinen, Leiter
der Dienststelle für Menschen mit Behinderung in St. Vith: „Wenn aber
im kommenden Jahr ein Behinderter aus Eupen das Aachener Schwimm-
bad aufsucht, kann er mit seiner Eurecard alle Vergünstigungen in
Anspruch nehmen.“
Insgesamt soll die Aktion auch dafür werben, Behinderte in den Nach-
barregionen gut zu empfangen und gleichzeitig darauf zu achten, dass
die eigenen Angebote behindertengerecht zugänglich sind. Das
Großherzogtum Luxemburg wird vorläufig nicht die einheitliche Nach-
weiskarte einführen, die gesamte Aktion aber mit unterstützenden Initia-
tiven begleiten.

Interreg 2000
Als „Interreg 2000-Projekt“ wird die Eurecard auch zur EU-Förderung
eingereicht. In den nächsten Monaten soll ein detaillierter Finanzie-
rungsplan erarbeitet werden. Nach einem weiteren Treffen in Lüttich im
März ist im Sommer in St. Vith der endgültige Durchbruch zu erwarten.
Bos

Grenzecho, 09.02.2000 
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EUREGIO-Fahrplan und
EUREGIO-Ticket

Mit der im August 1998 erfolgten Ein-
führung von Euregio-Fahrplan und
Euregio-Ticket hat die Mobilitätsstruk-
tur der Euregio einen wesentlichen
Fortschritt zu verzeichnen. Initiiert
wurde das Projekt von der euregiona-
len Arbeitsgruppe ÖPNV, die Finanzie-
rung erfolgt durch Interreg-Mittel. 15
Verkehrsbetriebe aus allen fünf Teilre-
gionen der EUREGIO sind an dem Vor-
haben beteiligt, federführend war der

Aachener Verkehrsverbund. Das bishe-
rige Ergebnis der Kooperation: ein in
der Printversion 700 Seiten starker
Euregio-Fahrplan, der grenzüber-
schreitend 19 Bahn- und 70 Buslinien
mit Umsteigepunkten, Anschluss-Ver-
bindungen und Tarifen aufführt. Eine
Version dieses Fahrplanes ist auch über
Internet abrufbar. Zum Projekt zählt
ebenfalls eine erste Vereinheitlichung
der Tarife: Mit dem Euregio-Ticket sind
ÖPNV-Nutzer berechtigt, für den Preis
von 22,– DM pro Tag sämtliche Bus-
und Bahnlinien innerhalb der Euregio

zu nutzen. Erste Auswertungen haben
ergeben, dass die Angebote auf posi-
tive Resonanz bei den ÖPNV-Nutzern
treffen. Um die Nachfrage nach ÖPNV-
Dienstleistungen weiter zu erhöhen
ergibt sich mit Blick auf die Zukunft die
Notwendigkeit, Tarife und Linien-
führung noch stärker zu integrieren.
Am Abschluss dieses Prozesses sollte
ein Euregionaler Verkehrsbund stehen.

Eurode Business Center
(EBC)

Mit dem Eurode Business Center (EBC)
wird erstmals in Europa ein grenzüber-
schreitendes Dienstleistungszentrum
errichtet, und zwar im Wortsinne:
Gelände bzw. Gebäude des mit ca. drei
Millionen DM bezuschussten Zent-
rums liegen exakt auf der deutsch-nie-
derländischen Grenzlinie. Mit Blick auf
den weiter wachsenden innereuropäi-
schen Austausch von Waren und
Dienstleistungen, von dem nicht
zuletzt die Grenzräume profitieren,
treiben die Kommunen Herzogenrath
und Kerkrade hier ihre beispielhafte
Kooperation weiter voran. Durch die
Ansiedlung qualifizierter Beratungsbe-
triebe und die Bereithaltung von
Betriebsflächen soll die grenzüber-
schreitende Wirtschaftszusammenar-
beit in unserer Region gefördert wer-
den. Das EBC soll sich zu einem eure-
gionalen Kompetenzzentrum für die
grenzüberschreitende Kooperation
von Unternehmen und damit auch zu
einem Pilot-Projekt im Hinblick auf die
Harmonisierung der europäischen
Rechtsprechung und Steuergesetzge-
bung entwickeln.
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Das Euregio-Ticket nimmt jetzt Fahrt auf
Positive Zwischenbilanz des Pilotprojektes mit Bus und Bahn 

Informationen im Internet

Das Euregioticket auf Erfolgskurs: Seit dem 1. Juli gibt es den Fahrschein.
Er ermöglicht erstmals, zu einem einheitlichen Preis einen Tag lang belie-
big viele Fahrten innerhalb der Euregio Maas-Rhein mit Bus und Bahn zu
unternehmen. Probleme, das Ticket auch in entlegenen Gebieten zu
erstehen, bestehen nicht. Busfahrer sagten, das Pilotprojekt werde von
der Bevölkerung zunehmend besser angenommen.

Aachen. Bushaltestelle Hoensbroek, St. Janscollege in den Niederlanden:
„Ein Euregio-Ticket, bitte“, fordert eine forsche Stimme und erwartet
baffe Ratlosigkeit auf der anderen Seite. Aber: Weit gefehlt. Der Bus-
fahrer verzieht keine Miene, stockt nicht eine Sekunde: „Ja, klar!“ sagt
er freundlich. Und kurze Zeit später ist der Papierschnipsel, der es Lieb-
habern von Bus und Bahn ermöglicht, für 22 Deutsche Mark, 25 Hollän-
dische Gulden oder 450 Belgische Franken innerhalb von 24 Stunden in
der gesamten Eurogio Maas-Rhein beliebig oft durch die Gegend zu kut-
schieren, ausgestellt. Gleiches Szenario an einer Bushaltestelle am
Gangelter Bahnhof. Am Eupener Busbahnhof weiß ein Fahrer aus Erfah-
rung, dass das Euregio-Ticket zwar einen zähen Start hatte, mittlerwei-
le aber immer öfter gefordert wird. „Das spricht sich langsam durch.“
Der Kollege an der Haltestelle Aachen-Diepenbenden indes hat noch kei-
nen einzigen dieser Fahrscheine verkauft. „Liegt vielleicht an den Feri-
en“, meint er. Möglich ist das. Das Euregio-Ticket ist gerade einmal knapp
einen Monat alt. Es ist Teil eines Pilotprojektes, das am 1. Juli startete und
zunächst auf zwölf Monate begrenzt wurde. Mühsam müssen sich der-
zeit Interessenten des grenzüberschreitenden Bus- und Bahnverkehrs
noch die gewünschten Verbindungen bei den öffentlichen Verkehrsun-
ternehmen heraussuchen lassen. Oft sind hierzu mehrere telefonische
Anfragen nötig, denn meist sind vorhandene Fahrplanbücher nur lokal
begrenzt, also in den Nachbarstaaten nicht erhältlich.
Da haben es Internet-Nutzer schon viel leichter. Seit kurzem gilt es für sie
die Möglichkeit, sich unter der Adresse http://www.avv.de über ein elek-
tronisches Fahrplanauskunftssystem die optimale Fahrverbindung her-
aussuchen zu lassen. Zum Beispiel diese: Wen es vom belgischen Spa zum
Annakirmesplatz nach Düren zieht, der kann um 9.48 Uhr in Spa an der
Haltestelle Géronstère mit dem Zug (Linie 44) des SNCB bis Verviers-Cen-
tral und von dort aus mit einem weiteren Zug (Linie 37) zum Dürener
Hauptbahnhof fahren. Ankunft: 12.21 Uhr.

Aachener Zeitung, 04.08.1998 

http://www.avv.de
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Die EUREGIO Maas-Rhein

Auf Grund einer während eines offiziellen Besuchs der Stadt Maastricht vorgetragenen Anregung der damaligen
Prinzessin und späteren niederländischen Königin Beatrix beschlossen die Gouverneure der belgischen Provinzen
Limburg und Lüttich, der Kommissar der Königin der niederländischen Provinz Limburg sowie der Regierungsprä-
sident von Köln (im Namen der damals noch in Gründung befindlichen Regio Aachen, der die Stadt Aachen und
die Kreise Aachen, Düren, Euskirchen und Heinsberg angehören) im Jahre 1974 die Gründung einer Arbeitsge-
meinschaft mit dem Ziel der Intensivierung der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit.

Zwei Jahre später wurde ein Grundsatzabkommen über grenzüberschreitende Zusammenarbeit geschlossen. So
entstand die grenzüberschreitende Arbeitsgemeinschaft Euregio Maas-Rhein, deren Ziel die Förderung des Zusam-
menwachsens der Bevölkerung dieser durch die europäischen Binnengrenzen aufgeteilten Region ist. Am 29. Juni
1992 trat die Deutschsprachige Gemeinschaft Belgiens dieser Arbeitsgemeinschaft als fünfte Partnerregion und
vollwertiges Teilgebiet der Provinz Lüttich bei.

Die Euregio Maas-Rhein verdient in jeder Hinsicht die Bezeichnung „Europa im Kleinen“, denn in diesem Gebiet
sind fünf Partnerregionen und nicht weniger als drei Sprachen (Niederländisch, Deutsch und Französisch) vertre-
ten. Auf einer Fläche von 10.745 Quadratkilometern leben hier etwa 3,7 Millionen Einwohner aus fünf unter-
schiedlichen Kulturkreisen (dem deutschen, niederländischen, flämischen, wallonischen und deutsch-belgischen
Kulturkreis). Damit bildet die Euregio Maas-Rhein ein „Labor der europäischen Integration“, in dem das Europa
von morgen erprobt und bewertet werden kann.

Historische Verflechtungen

Betrachtet man die Euregio Maas-Rhein vor dem Hintergrund der europäischen Integration und insbesondere vor
dem Hintergrund der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit, so zeigt sich, dass deren Ursprung in der Geschich-
te zu suchen ist. Denn dieses Gebiet war historisch betrachtet immer durch enge wechselseitige Beziehungen der
verschiedenen Teilgebiete charakterisiert.

Erste wirtschaftliche Verflechtungen datieren aus der Zeit der Römer. Diese schufen hier erste Verkehrsverbindun-
gen. An ihren Heerstraßen entstanden römische Villen, Siedlungen und kleine Festungen. Tonger(e)n war in jener
Zeit unbestritten die Hauptstadt dieses Gebiets. Unter der Herrschaft der Merowinger und Karolinger musste die-
se Stadt des Eburonenfürsten Ambiorix, die im 3. Jahrhundert in Flammen aufging, ihre Vorrangstellung an Maas-
tricht, Lüttich und später an Aachen abtreten.

Zwischen 750 und 820 nach Christus – zurzeit Karls des Großen – hatte dieses Gebiet zwischen diesen drei Städ-
ten in Europa eine Vorrangstellung inne. Trotz der schweren Zerstörungen und der verschiedenen Aufteilungen
des karolingischen Reiches hat das Gebiet diese Stellung behaupten können. Auf diese Weise blieben auch die
wechselseitigen Verflechtungen in diesem Gebiet bis zum Ende des Mittelalters erhalten. Auch die Tatsache, dass
hier drei verschiedene Sprachen gesprochen werden, was heutzutage eher ein Hemmnis zu sein scheint, konnte
weder verhindern, dass große Teile dieses Gebiets zum ehemaligen Fürstentum Lüttich gehörten und dann wie-
der zum Herzogtum Limburg, noch konnte sie verhindern, dass das Herzogtum Jülich, das Herzogtum Geldern
sowie Aachen und Maastricht unter spanische, österreichische, französische und holländische Herrschaft gerieten.

Leider erfolgte durch den Wiener Kongress (1815) und den Londoner Vertrag (1839) in diesem Gebiet eine will-
kürliche Grenzziehung und wurden die einzelnen Gebietsteile unter den drei modernen Nationalstaaten Belgien,
Deutschland und den Niederlanden aufgeteilt. Innerhalb dieser zentralistischen Staaten konnten diese Teilgebie-
te auf Grund ihrer peripheren Lage lediglich eine untergeordnete Rolle spielen. Außerdem haben die neuen Gren-
zen die Bevölkerung und die Kultur dieses Gebiets äußerst willkürlich aufgesplittert.

Profil der EUREGIO Maas-Rhein

Die Euregio Maas-Rhein liegt im Zentrum von Nordwesteuropa zwischen dem Antwerpener und Rotterdemer
Hafen und den internationalen Flughäfen Köln, Düsseldorf, Brüssel, Luxemburg und Amsterdam. Ferner liegt die
Euregio Maas-Rhein auch hinsichtlich der großen europäischen Wirtschaftszentren (Ruhrgebiet, Randstad Holland, 
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Internet-Hinweise

Die Euregio-Maas-Rhein:
http://www.euregio-mr.org und die
Regio Aachen: 
http://www.regioaachen.de

Nachgefragt:

1. Beschreiben Sie, wie es zur Zusam-
menarbeit in der Maas-Rhein Re-
gion kam und was die Hauptan-
triebskräfte hierfür waren.

2. Erläutern Sie konkrete Projekte der
Zusammenarbeit und den Nutzen
für die Menschen in der Region.

3. Informieren Sie sich mit Hilfe der
Informationskästen über die Ge-
schichte der Region.
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Brüssel, Paris und Luxemburg) sehr zentral und verfügt über verschiedene, sehr gut entwickelte international Ver-
kehrswege, so dass die Vorteile des europäischen Marktes hier voll und ganz genutzt werden können.

Anbindung an das internationale Verkehrsnetz

Die Euregio Maas-Rhein ist sowohl in nordsüdlicher Richtung (E25, Eindhoven, Maastricht, Lüttich) als auch in
westöstlicher Richtung (E314, E40/42 Hasselt/Genk, Heerlen/Aachen, Bitburg/Trier) gut an das europäische
Straßennetz angebunden. Amsterdam, Lille, Luxemburg sowie das Ruhrgebiet sind vom Dreiländer-Eck nur 2 Auto-
stunden entfernt.

Auch die Anbindung der Euregio an das Schienennetz ist sowohl in nordsüdlicher Richtung (die Bahnlinien Nie-
derlande-Maastricht-Heerlen und Lüttich-Luxemburg) als auch in westöstlicher Richtung (die Bahnlinien Paris-Lüt-
tich-Köln, London-Ostende-Brüssen und Aachen-Köln über Wallonien) ausgezeichnet. Die Bahnlinie Brüssel-Lüt-
tich-Verviers-Aachen-Köln ist die Haupttransportachse für den Reiseverkehr per Bahn. Die geplante Verwirklichung
der Hochgeschwindigkeitsstrecke Paris-Brüssel-Lüttich-Aachen-Köln soll noch mehr zur internationalen Ausrich-
tung des Gebiets beitragen, indem es dadurch besser in das europäische Schienenverkehrsnetz eingebunden wird.

Für den Gütertransport per Bahn bildet die Strecke Hasselt-Lüttich-Aachen einen Teil einer wichtigen Verbindung
zwischen Antwerpen und dem Hinterland, d. h., dem Rhein-/Ruhrgebiet. Für den Güterverkehr auf dem Wasser-
wege spielen der Juliana-Kanal/Maas und der Albert-Kanal eine bedeutende Rolle. Ferner ist Lüttich, der dritt-
größte Binnenhafen von Europa, ein wichtiges Zentrum für die Binnenschifffahrt. Das Eupener Land ist ein wich-
tiges Zentrum für den Güterverkehr über die Straße, das über besondere Einrichtungen und spezialisierte Unter-
nehmen verfügt. Für Geschäftsreisen und Luftfrachten gibt es in der Euregio Maas-Rhein zwei Flughäfen mit
regionaler Bedeutung: Lüttich-Airport und Maastricht-Aachen-Airport. Die internationalen Flughäfen Köln, Düs-
seldorf, Brüssel und Amsterdam sind einfach mit dem Pkw zu erreichen. Hingewiesen sei auch darauf, dass Maß-
nahmen zur Verbesserung der Verbindung zwischen dem interregionalen und intraregionalen Transportnetz und
des Funktionierens der öffentlichen Verkehrsmittel ergriffen werden (Maßnahmen im Bereich der Fahrpläne,
Erhöhung der Frequenz zu Hauptverkehrszeiten, Reduzierung der Wartezeiten, Einführung von grenzüberschrei-
tenden Fahrscheinen und Dauerkarten usw.).

Dynamische industrielle Umstrukturierung 

In der Euregio Maas-Rhein, die in ihrer Mitte vom Maastal durchzogen wird, wechseln städtische und ländliche
Gebiete einander ab. Die Erstgenannten sind gekennzeichnet durch eine starke Bevölkerungsdichte und eine star-
ke Konzentration industrieller exportorientierter Aktivitäten. Die ländlichen Gebiete weisen eine geringere Bevöl-
kerungsdichte, ein geringeres und einseitigeres Arbeitsplatzangebot und eine Wirtschaftsstruktur auf, deren
Grundlage die Land- und Forstwirtschaft und die Mittel- und Kleinbetriebe sind.

Informationsschriften L' Euregio Meuse-Rhin und Euregio Maas-Rhein (1999, 
Hg. Euregio Maastricht (NL), Auszug aus dem deutschsprachigen Teil

http://www.euregio-mr.org
http://www.regioaachen.de
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Die Gemeinsame Außen- und
Sicherheitspolitik (GASP) wurde mit
dem am 1. November 1993 in Kraft
getretenen Vertrag von Maastricht
begründet und durch den am 1. Mai
1999 in Kraft getretenen Vertrag von
Amsterdam in einzelnen Bestimmun-
gen präzisiert. So sind die Artikel 11 bis
28 des EU-Vertrags (EUV) speziell der
GASP, der „Zweiten Säule“ des Ver-
trags, gewidmet. 

Die GASP ist aus der Europäischen
Politischen Zusammenarbeit (EPZ)
hervorgegangen. Mit der EPZ begann
Anfang der 70er-Jahre ein Prozess
gemeinsamer außenpolitischer Zu-
sammenarbeit. Erst mit der „Einheit -
lichen Europäischen Akte“ vom 28.
Februar 1986 wurde die EPZ vertrag-
lich geregelt. Allerdings blieben politi-
sche Fragen der Verteidigung ausge-
schlossen.

Die Revision des Vertrags von Maas-
tricht soll dazu beitragen, die GASP
effizienter zu gestalten und ihr ein stär-
keres Profil zu verleihen. 

Doch insbesondere die Kriege in Bos-
nien-Herzegowina und im Kosovo
haben deutlich gemacht, dass es der
EU bis heute an einer wirksamen
gemeinsamen Außenpolitik mangelt.
Die Durchführung der Entscheidungen
zur GASP und deren Erfolgskontrolle
lagen oftmals in wechselnden Händen
oder sie fehlten völlig. 

Um aus diesem Dilemma herauszu-
kommen, wurde auf der Tagung des
Europäischen Rats in Köln im Juni 1999
das Amt des Generalsekretärs des
Rates der Europäischen Union und
Hohen Vertreters für die Außen-
und Sicherheitspolitik („Mister
GASP“ oder „Mister Europa“) ge-
schaffen. In dieses Amt wurde der ehe-
malige Generalssekretär der NATO, der
Spanier Xavier Solana, berufen. Ihm
zur Seite steht eine Strategie- und
Frühwarneinheit , deren Hauptauf-
gaben in einer Erklärung zum EUV fest-
gelegt sind (s. Kasten):

Nach Artikel 16 des Amsterdamer Ver-
trags darf der Hohe Vertreter den
Ministerrat lediglich in Angelegenhei-
ten der Außen- und Sicherheitspolitik
unterstützen, indem er zur Formulie-
rung, Vorbereitung und Exekutierung
politischer Entscheidungen beiträgt
und fallweise auf Ersuchen des Rats-
vorsitzenden und im Namen des Minis-

terrats den politischen Dialog mit Drit-
ten führt.

Gleichzeitig übernimmt er auch das
Amt des WEU-Generalsekretärs ,
denn die WEU soll mit der EU ver-
schmolzen werden. Durch diese Fusion
will die EU vom bestehenden WEU-Kri-
senzentrum, vom WEU-Militärstab
und vom WEU -Kommunikationsnetz
profitieren.

Einspruch gegen das von den Staats-
und Regierungschefs am 4. Juni 1999
in Köln beschlossene Konzept zur Ein-
beziehung der WEU in die EU erhebt
die Parlamentarische Versammlung
der WEU im Oktober 1999, da sie 

• eine Reduzierung auf Frieden schaf-
fende und sichernde Missionen

16 Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik

Strategie- und Frühwarneinheit
Hauptaufgaben

• Überwachung und Analyse der Entwicklungen im Bereich der GASP;
• Beurteilung der Interessen der Union und Ermittlung von möglichen

künftigen Schwerpunktbereichen der GASP;
• Rechtzeitige Bewertung von Ereignissen oder Situationen, die bedeu-

tende Auswirkungen haben können, einschließlich potenzieller politi-
scher Krisen, und frühzeitige Warnung vor solchen Ereignissen und
Situationen;

• Ausarbeitung – auf Anforderung des Rates oder des Vorsitzenden oder
von sich aus – von ausführlich begründeten Dokumenten über politi-
sche Optionen, die unter der Verantwortung des Vorsitzes als Beitrag
zur Formulierung der Politik im Rat zu unterbreiten sind. 

Die Ziele der GASP sind:

• Wahrung der gemeinsamen
Werte, der grundlegenden
Interessen und der Unabhän-
gigkeit der Union;

• Stärkung der äußeren Sicher-
heit der Union und ihrer Mit-
gliedstaaten;

• Wahrung des Friedens und die
Stärkung der internationalen
Sicherheit;

• Förderung der internationalen
Zusammenarbeit;

• Entwicklung und Stärkung
von Demokratie und Rechts-
staatlichkeit sowie die Ach-
tung der Menschenrechte und
Grundfreiheiten.

Generalsekretär Xavier Solana 
(Foto: Europäische Kommission)
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(Petersberg-Aufgaben) für falsch
hält und

• die Beistandspflicht (Art. 5 WEU-Ver-
trag) beibehalten sowie 

• die parlamentarische Kontrolle si-
chergestellt sehen will.

Für ungeklärt hält die Parlamentari-
sche Versammlung außerdem die Rol-
le der Nicht-NATO-Länder Schweden,
Finnland, Irland und Österreich sowie
der assoziierten osteuropäischen Staa-
ten.

Am 21. März 2000 spricht sich die Par-
lamentarische Versammlung der WEU
in einer Sondersitzung in Lissabon für
ihre Umwandlung in eine „Europäi-
sche Versammlung für Sicherheits-
und Verteidigungspolitik“ aus, die sich
aus Parlamentariern aus den 15 EU-
Mitgliedstaaten, den NATO-Staaten,
die nicht der EU angehören, sowie aus
den EU-Beitrittskandidaten zusam-
mensetzen soll. Diese neue Versamm-
lung soll zum parlamentarischen
Ansprechpartner für die neuen sicher-
heits- und verteidigungspolitischen
Organe der EU, insbesondere für den
Politischen und Sicherheitspolitischen
Ausschuss werden.

Die GASP ist ein Aktionshandeln . Es
gibt keine Rechtsakte wie „Richtlini-
en“ oder „Verordnungen“, mit denen
die Gemeinschaftspolitiken sonst gere-
gelt werden. Hier handeln nationale
Regierungen, die sich im Ministerrat
um eine „gemeinsame“ , aber nicht
um eine „vergemeinschaftete“
Außen- und Sicherheitspolitik be-

mühen. In diesem Rat „Allgemeine
Angelegenheiten“ haben die Außen-
minister die Aufgabe, für ein einheit-
liches, kohärentes und wirksames Vor-
gehen Sorge zu tragen. 

Angestrebt wird eine schrittweise Fest-
legung einer gemeinsamen Verteidi -
gungspolitik . Diese könnte zu einer
gemeinsamen Verteidigung führen,
falls der Europäische Rat dies
beschließt und sofern die 15 Mitglied-
staaten einen entsprechenden Be-
schluss annehmen und ratifizieren. So

berührt die GASP bisher nicht den
besonderen Charakter der Sicherheits-
und Verteidigungspolitik bestimmter
Mitgliedstaaten. Ebenso ist sie mit der
Politik im Rahmen des Nordatlan-
tikvertrags vereinbar.

Der Unterschied zwischen gemein-
samer und vergemeinschafteter Politik
zeigt sich zudem darin, dass der Kom-
mission für die GASP kein Initiativrecht
wie im„Ersten Pfeiler“ , der Gemein -
schaftspolitik , zusteht. Im Bereich der
GASP steht der Europäische Rat an
erster Stelle, denn er bestimmt deren
Grundsätze und allgemeinen Leit -
linien , und zwar auch bei Fragen 
mit verteidigungspolitischen Bezügen
oder wenn die EU die WEU in
Anspruch nehmen will. Die Zuständig-
keiten der einzelnen Organe der EU
sind im Vertrag von Amsterdam fest-
gelegt:

• Der Europäische Rat beschließt
gemeinsame Strategien , die von
der Union in den Bereichen, in denen
wichtige gemeinsame Interessen der
Mitgliedstaaten bestehen, durchzu-
führen sind. In jeder gemeinsamen
Strategie sind die Zielsetzung, die
Dauer und die von der Union und
den Mitgliedstaaten bereitzustellen-

16 Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik

Optionen für eine europäische Sicherheitspolitik

„Europa braucht eine gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik. Eine
Union von nahezu 400 Millionen Bürgern in 15 Staaten, die die größte
Handelsmacht und den zweitwichtigsten Währungsblock der Welt bil-
det, die vielleicht eines nicht allzu fernen Tages den gesamten Kontinent
umfasst, kann nicht mehr länger den Zwerg auf der Bühne der Weltpo-
litik spielen. Europa braucht eine gemeinsame Außenpolitik, um die Inter-
essen seiner Bürger im Innern und nach außen zu schützen und um zu
mehr Frieden und Sicherheit in der Welt beizutragen. Macht und Einfluss
sind immer auch mit politischer Verantwortung verbunden. Es würde den
geistigen, gesellschaftlichen und kulturellen Fundamenten des alten
Kontinents und den Erfahrungen seiner Geschichte gerade im 20. Jahr-
hundert widersprechen, vor dieser Verantwortung die Augen zu
schließen.“

Marc Schattenmann, in: Die Europäische Union  
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den Mittel festgelegt. Die erste,
Russland betreffende gemeinsame
Strategie, wurde im Juni 1999 vom
Europäischen Rat in Köln beschlos-
sen. Dem schloss sich eine zweite mit
der Ukraine im Dezember 1999 an. 

Auf der Grundlage dieser gemein-
samen Strategien kann der Minister-
rat mit qualifizierter Mehrheit
Beschlüsse , gemeinsame Stand -
punkte oder gemeinsame Aktio -
nen verabschieden. 

• In einem gemeinsamen Stand -
punkt wird das Konzept der Union
für eine bestimmte Frage geografi-
scher oder thematischer Art, z.B.
gegenüber einem Drittstaat oder auf
einer internationalen Konferenz,
bestimmt. So sind in dem gemeinsa-
men Standpunkt vom 25. Mai 1998
die Menschenrechte, die demokrati-
schen Grundsätze, die Rechtsstaat-
lichkeit und die verantwortungsvolle
Staatsführung in Afrika abgehandelt.

• Der Rat beschließt eine gemeinsa -
me Aktion , wenn auf Grund spezi-
fischer Situationen eine operative
Aktion der Union notwendig ist. In
jeder Aktion werden deren Ziele, ihr
Umfang, die der Union zur Verfü-
gung gestellten Mittel sowie die
Bedingungen und, wenn notwen-
dig, der Zeitraum für ihre Durch-
führung festgelegt. 1998 betraf die
Hälfte der 20 gemeinsamen Aktio-
nen das ehemalige Jugoslawien und
Albanien.

• Internationale Übereinkünfte ,
die im Rahmen der GASP mit einem
oder mehreren Staaten bzw. mit
internationalen Organisationen ge-
schlossen werden sollen, werden
vom Ministerrat auf der Grundlage
eines einstimmigen Beschlusses ge-
fasst. Solche Übereinkünfte bedeu-
ten allerdings keine Übertragung
von Zuständigkeiten von den Mit-
gliedstaaten auf die Europäische
Union.

• In Erklärungen der Europäischen
Union (wenn der Rat zusammen-
tritt) oder in Erklärungen des Vor -
sitzes im Namen der Europäi -
schen Union (wenn der Rat nicht
zusammentritt) werden öffentlich

ein Standpunkt, eine Aufforderung
oder eine Erwartung der Europäi-
schen Union gegenüber einem Dritt-
land oder im Zusammenhang mit
einer internationalen Frage zum
Ausdruck gebracht.

Falls ein Mitglied des Rates einen die-
ser Beschlüsse aus vitalem nationa -
lem Interesse ablehnt, kann der
Ministerrat die Frage an den Europäi-
schen Rat verweisen. Dieser entschei-
det dann in seiner Rolle als „Schlich-
tungsinstanz“ einstimmig über den
betreffenden Sachverhalt. Um der
Gefahr zu begegnen, dass Beschlüsse
mit militärischen und verteidigungspo-
litischen Bezügen wegen des Einstim-
migkeitsprinzips blockiert werden,
sind in Amsterdam zwei zusätzliche
Regeln vereinbart worden.

1. Konstruktive Enthaltung: Ein
Mitgliedstaat kann bei der Annah-
me eines Beschlusses zu seiner Ent-

haltung eine förmliche Erklärung
abgeben. In diesem Fall ist er nicht
verpflichtet, den Beschluss durch-
zuführen, akzeptiert jedoch, dass
der Beschluss für die Union bin-
dend ist.

2. Das Votum mit qualifizierter
Mehrheit: Die qualifizierte Mehr-
heit gilt jetzt auch für Fälle, in
denen der Rat die vom Europäi-
schen Rat beschlossenen gemein-
samen Strategien durchführt, wie
auch bei Beschlüssen zur Durch-
führung der gemeinsamen Stand-
punkte und gemeinsamen Aktio-
nen. Bei der Annahme eines
Beschlusses mit qualifizierter Mehr-
heit kann ein Mitgliedstaat jedoch
aus wichtigen Gründen der natio-
nalen Politik, die er benennen
muss, einen Beschluss ablehnen.
Dann gibt es keine Abstimmung,
und der Rat kann den betreffenden
Sachverhalt mit qualifizierter Mehr-

16 Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik

Quelle: Frankfurter Rundschau vom 2./3. 6. 1999
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heit an den Europäischen Rat ver-
weisen, damit dieser einen einstim-
migen Beschluss fasst. 

Wichtig ist, dass die qualifizierte
Mehrheit im Bereich der GASP eine
„superqualifizierte Mehrheit“
ist, denn Beschlüsse kommen nur
mit einer Mindeststimmenzahl von
62 Stimmen unter Zustimmung von
mindestens 10 Mitgliedern zustan-
de.

Bei gemeinsamen Standpunkten und
gemeinsamen Aktionen soll in interna-
tionalen Gremien oder Organisationen
möglichst mit einer Stimme gespro-
chen werden. Eine besondere Ver-
pflichtung liegt bei Frankreich und
Großbritannien, die ständige Mitglie-
der im UNO-Sicherheitsrat sind. Sie sol-
len sich für die Standpunkte und Inte-
ressen der EU einsetzen, ohne ihre Ver-
pflichtungen auf Grund der Charta der
Vereinten Nationen zu verletzen.

Mit dem Vertrag von Amsterdam ist
der Rat außerdem ermächtigt worden,
Sonderbeauftragte für besondere
politische Fragen zu ernennen, so z.B.
für den Nahen Osten, die Region der
großen afrikanischen Seen sowie
Südosteuropa.

Am 4. Dezember 1998 fassen Frank-
reich und Großbritannien auf einem
gemeinsamen Gipfeltreffen in Saint-
Malo eine „Erklärung zur europäi -
schen Verteidigung“ . Darin heißt es

u.a.: „Die EU muss mit einer eigen-
ständigen, auf glaubwürdige militäri-
sche Kräfte gestützte Handlungsfähig-
keit ausgestattet werden.“

Im gleichen Sinne argumentiert NATO-
Generalsekretär George Robertson: „Ein
stärkeres Europa bedeutet eine fähigere
Allianz, die sich in Zukunft auf eine aus-
gewogene transatlantische Partner-
schaft von Gleichen stützen wird.“

Dieser britisch-französischen Initiative
folgend, beschließen die Staats- und
Regierungschefs der EU auf ihrem Gip-
fel in Helsinki am 10./11. Dezember
1999, bis zum Jahr 2003 im Rahmen

der freiwilligen Zusammenarbeit für
EU-geführte Operationen eine eu-
ropäische Schnelle Eingreiftruppe
aufzustellen. Dieses gemeinsame Ar-
meekorps soll über 15 Brigaden, d.h.
50.000 bis 60.000 Mann, verfügen
und in spätestens 60 Tagen in einem
Krisengebiet einsatzfähig sein und für
mindestens ein Jahr im Einsatz gehal-
ten werden können. 
Sie soll
• unabhängig von den USA humanitä-

re Hilfe leisten, 
• den Frieden bewahren und 
• diesen gegebenenfalls gegen Wider-

stand militärisch erzwingen. 

Kern der Schnellen Eingreiftruppe soll
das Eurokorps sein. Der Beschluss zur
Aufstellung des Eurokorps wurde von
Frankreich und Deutschland gemein-
sam anlässlich der Sitzung des
deutsch-französischen Sicherheitsrats
in La Rochelle am 22.Mai 1992 gefasst.
Das Eurokorps ist seit dem 30. Novem-
ber 1995 das erste einsatzfähige
Armeekorps der WEU. Zu ihm gehören
50.000 Soldaten aus fünf Nationen
(Deutschland, Frankreich, Belgien,
Luxemburg und Spanien). Seine Ver-
bände unterstehen im Frieden natio-
nalen Kommandos.

Das Eurokorps ist zwar noch keine
europäische Armee, doch hat es
Modellcharakter für eine engere
militärische Kooperation mit weiteren
Mitgliedstaaten der WEU. Das Korps
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Europa muss handeln, nicht reden

„Der Sinn der ESVI (der Europäischen Sicherheits- und Verteidigungsi-
dentität) ist es zu handeln, wenn die NATO dies nicht will. Doch eine
separate, unabhängige, autonome Organisation wird sehr wohl das
transatlantische Band schwächen. Das sollten wir vermeiden. Deshalb
haben wir die Europäer sogar ermutigt. Aber: Bitte keine eigene Sicher-
heitsbürokratie, keine Strukturen, die mit den NATO-Verpflichtungen kol-
lidieren... 
Ich habe immer betont, dass die Europäer nicht ihren Verteidigungs-
haushalt herunterfahren sollten. Eine europäische Verteidigungsfähigkeit
lässt sich nicht mit geringen Ausgaben schaffen. Sie dürfen nicht weiter
kürzen, manche werden sogar mehr ausgeben müssen. Eine neue Büro-
kratie allein ohne neue Truppen funktioniert nicht.“

US-Verteidigungsminister William Cohen, 
in: Süddeutsche Zeitung vom 5.2.2000  

Feierlicher Appell des Eurokorps in Straßburg am 30.11.1995 
(Foto: Andreas Noll, Bundesministerium der Verteidigung)
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soll vor allem der WEU bei „militäri -
schen Krisenreaktionen“ in Regio-
nen zur Verfügung stehen, von denen
eine Gefährdung der Sicherheit und
Stabilität in Europa drohen könnte.

Mit der Übernahme des KFOR-Kom-
mandos im Kosovo durch das Euro-
korps am 18. April 2000 haben die
Europäer auf ihrem langen Weg zu
einer gemeinsamen Verteidigungspoli-
tik einen wichtigen Schritt getan. Erst-
mals untersteht eine NATO-Friedens-
truppe einem Generalstab, der nicht
Teil der westlichen Allianz ist.

Bereits am 20. Januar 1993 war in
einer Vereinbarung mit der NATO fest-
gelegt worden, dass das Eurokorps im
„Verteidigungsfall“ , d.h. bei einem
bewaffneten Angriff auf die NATO
oder eines ihrer Mitgliedsländer, der
Allianz zur Verfügung stehen soll.

Außerdem sollen drei Gremien zur
Verbesserung der politischen Entschei-
dungsfähigkeit und der militärischen
Handlungsfähigkeit der EU geschaffen
werden:

• Ständiges sicherheitspolitisches Ko-
mitee 

• EU-Militärausschuss
• EU-Militärstab einschließlich Lage-

zentrum

Am 14. Februar 2000 beschließt der
Allgemeine Rat der EU zunächst die

Einsetzung von drei Interimsgremi -
en , da die Umsetzung der Beschlüsse
des Europäischen Rats von Helsinki
möglicherweise Vertragsänderungen
notwendig macht.

Diese Interimsgremien sollen die
Europäische Sicherheits- und Verteidi-
gungspolitik (ESVP) fortentwickeln,
und zwar in folgenden Bereichen:

• Beziehungen zwischen der EU und
der NATO, 

• Erarbeitung eines Konsultationsme-
chanismus mit Drittstaaten für die
Beteiligung an EU-geführten Krisen-
operationen,

• Mitarbeit an der Umsetzung der
Beschlüsse von Köln und Helsinki zur
Verbesserung der militärischen Fä-
higkeiten Europas zur Krisenreaktion
und die Koordination und Planung
des nicht-militärischen Konfliktver-
hütungs- und Krisenmanagements
der EU.

Aus den Beschlüssen der EU zur Stär-
kung der Europäischen Sicherheits-
und Verteidigungsidentität (ESVI)
und aus den Planungsrichtlinien für die
Aufstellung eines europäischen Ein-
greifkorps ergeben sich eine Reihe von
Fragen:

• Stimmen die Beschlüsse mit den Rea-
litäten im Bündnis und an der risi-
koreichen Peripherie Europas übe-
rein ?

• Werden die künftigen europäischen
Krisenreaktionskräfte ausreichen,
um größere Spannungen und Krisen
zu bewältigen und im Falle einer
Eskalation bewaffnete Konflikte
höherer Intensität zu beenden ?

• Wird Europa die Vereinigten Staaten
künftig militärisch für seine Sicher-
heit stärker in Anspruch nehmen
müssen, weil die eigenen Kräfte
immer weniger ausreichen, oder
kann die EU als europäischer Pfeiler
im NATO-Bündnis Amerika mili-
tärisch entlasten ?

• Bringt die EU die Kraft und die militäri-
schen Mittel auf, um die bevorste-
hende Erweiterung der Union nach
Ost- und Südosteuropa auch sicher-
heitspolitisch zu gewährleisten?
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Eine Zwischenbilanz nach dem Kosovo-Krieg

„Die Erfahrung der vergangenen Monate (insbesondere aus dem Koso-
vo-Konflikt, d.Hg.) zeigt, dass Europa sich auch in der Sicherheits- und
Verteidigungspolitik stärker organisieren muss, wenn es künftig selbst zu
einem effizienten Krisenmanagement in der Lage sein will...Neben der
Verfassungsfrage ist es wohl das letzte noch anzusprechende Projekt der
europäischen Integrationsgeschichte. Die Entwicklung gemeinsamer
Handlungsoptionen und die Schaffung der hierfür erforderlichen militäri-
schen Infrastruktur wird daher künftig ganz oben auf der europäischen
Zukunftsagenda stehen. Es geht dabei nicht um ‚Aufrüstung‘ oder eine
‚Militarisierung‘ der EU, sondern darum, sie zu einer wirksamen und
handlungsfähigen Friedensmacht fortzuentwickeln, die dazu in der Lage
ist, den Krieg als Mittel der Politik in Europa zugunsten der Herrschaft
des Rechtes und des Gewaltverzichts endgültig der Vergangenheit
angehören zu lassen.

Wolfgang Ischinger, 
in: Internationale Politik, Oktober 1999  
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Westeuropäische Union

Die Westeuropäische Union (WEU)
wurde am 23. Oktober 1954 zwischen
den westeuropäischen Staaten als Bei-
standsbündnis zur Stärkung der sicher-
heitspolitischen Zusammenarbeit ge-
gründet, da die Umwandlung des
Brüsseler Vertrags vom 17. März 1948
in eine Europäische Verteidigungs -
gemeinschaft (EVG) am 30. August
1954 am Widerstand der französi-
schen Nationalversammlung geschei-
tert war. Die WEU sieht die „kollektive
Selbstverteidigung mit gegenseitiger
Beistandspflicht“ vor. 

Mit dem ausdrücklichen Verweis auf
die NATO verzichtete die WEU aller-
dings auf eine eigene militärische

Organisation und auf integrierte Trup-
pen. Ihre Bedeutung lag in den 50er-
Jahren vor allem in der Eingliederung
der Bundesrepublik Deutschland in die
westliche Verteidigungsstruktur.

Mit der Maastrichter Erklärung vom 10.
Dezember 1991 haben die WEU-Mit-
gliedstaaten beschlossen, die WEU stu-
fenweise als Verteidigungskompo -
nente der EU auszubauen und als
Instrument zur Stärkung des
europäischen Pfeilers der NATO wei-
terzuentwickeln und zu stärken. Bis
Ende 2000 sollen die notwendigen
Beschlüsse über die Integration der
WEU in die EU gefasst werden, um der
EU die Möglichkeit zu geben, die so
genannten Petersberg-Aufgaben er-
füllen können. In der „Petersberger

Erklärung“ vom 19. Juni 1992 hat die
WEU ihren Willen zur Weiterentwick-
lung ihrer Einsatzfähigkeiten bekundet. 

Zu diesem Zweck sollen militärische
Einheiten unter der Befehlsgewalt der
WEU für die Durchführung militäri-
scher Aufgaben zur Verfügung gestellt
werden. Zu diesen Petersberg-Aufga-
ben gehören:

• humanitäre Hilfe (Rettungseinsätze), 
• friedenserhaltende Maßnahmen

(Blauhelm-Missionen) unter dem
Dach der Vereinten Nationen und 

• Kampfeinsätze bei der Krisenbewäl-
tigung einschließlich Maßnahmen
zur Herbeiführung des Friedens. 

Die Fortentwicklung der WEU zur Ver-
teidigungskomponente der EU wirft
verschiedene Fragen auf: 

• Was wird aus der Sicherheit von Län-
dern, die nicht Mitglied der NATO,
der WEU und der EU zugleich sind?

• Wie ist zu verhindern, dass aus dem
Misstrauen der USA gegen die EU-
Truppe eine Krise im Innern der
NATO wird?

• Wo zieht die EU die geografischen
Grenzen für Einsätze ihrer Truppe?

• Wieweit können die neutralen Mit-
gliedstaaten der EU die neue Vertei-
digungspolitik der Europäer blockie-
ren?

• Wer zahlt für die 60.000 Soldaten
starke, hochmodern ausgerüstetete
schnelle Eingreiftruppe der EU?
Müssen deshalb die Wehretats in
den einzelnen Mitgliedstaaten stei-
gen?
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Europa unter falscher Flagge

„Mit dem Kosovo-Krieg erweist sich zum zweiten Mal ein westlicher Waf-
fengang als Entscheidungsschub für die Idee des militärisch integrierten
Europa. Unmut über die Statistenrolle, in die sich die europäische Politik
gedrängt sah, gab jeweils den Anstoß. Bereits nach dem Golfkrieg von
1991 verlangte Frankreich den Aufbau einer NATO-unabhängigen Streit-
macht mit eigenständiger Kommandostruktur in der Regie der WEU.
Damals stoppte Washington die Pläne durch energische Demarchen in
den verbündeten Hauptstädten. Amerika dürfe nicht von Europa
getrennt werden, so hieß es, und die Sicherheit der Alliierten müsse
unteilbar bleiben. Aus jenen Tagen stammt die aufsässige Formel von der
„Europäischen Sicherheits- und Verteidigungsidentität“. Die Amerikaner
machten daraus stets den „europäischen Pfeiler im Bündnis“ und mein-
ten damit nicht mehr Mitsprache, sondern mehr Lastenteilung, Mehrko-
sten für die Europäer.“

Reinhard Mutz, in: Blätter für deutsche 
und internationale Politik 2/2000

Fünf Reformschwerpunkte für die GASP

• Schaffung einer echten „gemeinsamen Initiative-Kapazität“ durch
optimale Nutzung der Möglichkeiten des Amsterdamer Vertrags;

• Verbesserung der Verknüpfung und der dauerhaften Abstimmung zwi-
schen der ersten Säule (Gemeinschaft) und der zweiten Säule (GASP)
der Europäischen Union;

• Steigerung der Effizienz und der Entscheidungskapazität des Rates
durch bessere Organisation seiner Tagungen;

• Gewährleistung der Kontinuität des politischen Handelns zwischen den
Ratstagungen durch Anwendung verschiedener Formen der Befug-
nisübertragung;

• Erleichterung der Aufgabe des Rates bei den laufenden Geschäften in
der Außenpolitik.

„Sollte einer der Hohen Ver -
tragschließenden Teile das
Ziel eines bewaffneten
Angriffs in Europa werden,
so werden ihm die anderen
Hohen Vertragschließenden
Teile im Einklang mit den
Bestimmungen des Artikels
51 der Satzung der Vereinten
Nationen alle in ihrer Macht
stehende militärische und
sonstige Hilfe und Unter -
stützung leisten.“

Artikel V WEU-Vertrag in der
Fassung vom 23.10.1954
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• Wann entsteht in der EU eine
gemeinsame Rüstungsindustrie, die
wettbewerbsfähig gegenüber den
Amerikanern ist?

Konfliktbewältigung

Von der Fähigkeit und der Bereitschaft
zum Einsatz militärischer Mittel ist die
EU, insbesondere wegen der Mitglie-
der, die nicht in der NATO vertreten
sind, jedoch noch weit entfernt.

So erklärte der Europäische Rat ange-
sichts des Kosovo-Krieges auf seiner
Tagung in Köln am 3. / 4. Juni 1999:

„Im Hinblick darauf muss die Union die
Fähigkeit zu autonomem Handeln,
gestützt auf glaubwürdige militärische
Fähigkeiten, sowie die Mittel und die
Bereitschaft besitzen, dessen Einsatz
zu beschließen, um – unbeschadet von
Maßnahmen der NATO – auf interna-
tionale Krisensituationen zu reagie-
ren.“

Wie für die UNO und die OSZE war, ist
und bleibt der Balkan-Konflikt auch für
die EU eine große Herausforderung,
eine wirkungsvolle Politik der Frie-
denssicherung und des Konfliktmana-
gements zu betreiben.

Zurzeit werden in der EU Maßnahmen
vorbereitet, um die politische Kontrol-
le und die strategische Leitung EU-

geführter Petersberg-Operationen zu
gewährleisten. Festgelegt werden soll,
welche Einsätze mit und ohne Rück-
griff auf Mittel und Fähigkeiten der
NATO durchzuführen sind und welche
Modalitäten für die Beteiligung an
Operationen der Mitglieder der EU, der
europäischen NATO-Mitglieder und
der assoziierten Partner der WEU gel-
ten sollen.

Nach dem Beitritt Polens, der Tsche-
chischen Republik und Ungarns zur
NATO wurde der Status der WEU-Mit-
glieder am 23. März 1999 neu geord-
net.

Bilanz der GASP

Die weitreichenden Ziele der GASP
konnten seit In-Kraft-Treten des EU-
Vertrags nur teilweise verwirklicht wer-
den. Deshalb hat das Generalsekreta-
riat im März 1999 eine Liste von
Reformvorschlägen vorgelegt, wie die
GASP zu verbessern sei (s. Kasten).

Internet-Hinweise

Auswärtiges Amt
www.auswaertigesamt.de
Bundesministerium der Verteidigung
www.bundeswehr.de
Centrum für angewandte Politikfor-

schung
www.cap.uni-muenchen.de
Gemeinsame Außen- und Sicherheits-
politik der EU
w w w. e u ro p a . e u . i n t / p o l / c f s p / i n d e x _ d e
.htm
Hessische Stiftung Friedens- und Kon-
fliktforschung
www.hsfk.de
Institut für Friedensforschung und
Sicherheitspolitik an der Universität
Hamburg
www.rrz.uni-hamburg.de/ifsh
Stiftung Wissenschaft und Politik
www.lrz-muenchen.de/~swp
Westeuropäische Union
www.weu.int

Nachgefragt:

1. Skizzieren Sie, warum eine gemein-
same Außen- und Sicherheitspolitik
der EU so schwierig zu organisieren
ist. Vergleichen Sie dabei die jetzi-
ge Situation der EU mit den USA.

2. Erläutern Sie die Ziele der GASP und
die Möglichkeiten bzw. die Schwie-
rigkeiten, sie umzusetzen.

3. Welche Aufgabe hat die „Schnelle
Eingreiftruppe“ der EU?

4. Die Fortentwicklung der WEU
durch die „Petersberger Erklärung“
wirft Probleme auf. Skizzieren Sie
diese und diskutieren Sie, inwie-
weit die Rechte der nationalen Par-
lamente durch diese Entwicklung
beeinträchtigt werden.
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Die Zusammenarbeit in der Innen-
und Justizpolitik , dem „Dritten
Pfeiler“ des Unionsvertrages, hat mit
dem In-Kraft-Treten des Amsterdamer
Vertrags am 1. Mai 1999 eine bedeu-
tende Neuerung erfahren. Der Amster-
damer Vertrag begründet mit der Ver-
gemeinschaftung wichtiger Themen
der Innen- und Justizpolitik, mit der
Verbesserung des institutionellen Rah-
mens für die in der intergouverne-
mentalen Zusammenarbeit verblei-
benden Bereiche sowie mit der Inte-
gration des Schengen-Besitzstandes
deutliche Fortschritte in der innen- und
justizpolitischen Zusammenarbeit.

Obwohl es grundsätzlich bei der bis-
herigen, in drei Säulen gegliederten
Struktur der Europäischen Union
bleibt, wurden wichtige Themenberei-
che der bisherigen Regierungszusam-
menarbeit der dritten Säule nunmehr
in die erste Säule und damit in die
Zuständigkeit der Europäischen Ge-
meinschaft überführt.

Von der Vergemeinschaftung ausge-
nommen bleibt – neben der justitiellen
Zusammenarbeit in Strafsachen –
lediglich die auch Europol umfassende
polizeiliche Zusammenarbeit. Diese

Verlagerung wesentlicher Bereiche der
innenpolitischen Zusammenarbeit in
der EU von der dritten Säule (inter-
gouvernementale Zusammenarbeit)
auf die erste Säule (Vergemeinschaf-
tung) bewirkt grundlegende Verände-
rungen der Entscheidungsverfahren. 

Damit ändern sich auch die den Betei-
ligten, nämlich dem Rat, der Kommis-
sion, dem Europäischen Parlament und
den einzelnen Mitgliedstaaten gege-
benen Möglichkeiten, auf einzelne
Sachbereiche bestimmenden Einfluss
auszuüben.

1. In der Asylpolitik hat sich der Rat
auf eine Reihe von Entschließungen
geeinigt, welche die Grundlage für
eine harmonisierte Asylpolitik bil-
den. Hervorzuheben sind hierbei die
Entschließungen über offensichtlich
unbegründete Asylanträge (1992),
über Aufnahmedrittländer (1992),
über Länder, in denen im Allgemei-
nen keine ernstliche Verfolgungsge-
fahr besteht (1992), über Mindest-
garantien für Asylverfahren (1995),
über eine harmonisierte Anwen-
dung der Definition des Flüchtlings-
begriffs (1996) und über unbeglei-
tete Minderjährige (1997).

2. Von großer Bedeutung ist das Dub -
liner Übereinkommen vom Juni

1990, das seit 1998 von allen Mit-
gliedstaaten angewendet wird.
Dieses Übereinkommen gewährlei-
stet, dass jeder in einem Mitglied-
staat gestellte Asylantrag geprüft
wird. Zuständig für die Prüfung ist
nur ein einziger Mitgliedstaat. Ein
wichtiger Punkt dabei ist, dass sich
die Mitgliedstaaten darauf verstän-
digen, Asylgesuche gerecht unter-
einander aufzuteilen, da einige
Staaten mehr als andere bean-
sprucht werden.

3. In der Visumpolitik ist von den
Mitgliedstaaten eine Liste der Län-
der, für deren Staatsangehörige
Visumzwang besteht, erstellt sowie
ein einheitliches EU-Visum ge-
schaffen worden. Die Länder der
Schengener Kooperation haben
sich darüber hinaus auch auf eine
gemeinsame Liste von Staaten,
deren Staatsangehörige nicht der
Visumpflicht unterliegen, geeinigt
und Einvernehmen erzielt, dass
Inhaber von einheitlichen Visa 
bis zu 90 Tage pro Halbjahr sich 
im gesamten Hoheitsgebiet der
Schengen-Staaten (s.u.) aufhalten
können. Nach In-Kraft-Treten des
Amsterdamer Vertrags hat die
Kommission einen Vorschlag über
die visumpflichtigen und -freien
Staaten vorgelegt. Dadurch sollen

17. Zusammenarbeit in der Innen- und Justizpolitik

Zusammenarbeit im
Rahmen der

Vergemeinschaftung

Außengrenzkontrollen,
Teile der Visumpolitik,
Asylpolitik,
Flüchtlingspolitik,
Einwanderungspolitik,
Recht des Aufenthalts von
Drittstaatsangehörigen in den
Mitgliedstaaten.
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der bisherige EU- und Schengen-
Rechtsbestand zusammengeführt
werden.

4. In der Rückführungspolitik
wurde mit dem In-Kraft-Treten des
Amsterdamer Vertrags der Ge-
meinschaft die Kompetenz zum
Abschluss von Rückübernahme-
abkommen mit Drittländern über-
tragen.

5. In der Einwanderungspolitik hat
die Europäische Kommission ange-
kündigt, auf der Grundlage des ihr
durch den Amsterdamer Vertrag
verliehenen Initiativrechts Vorschlä-
ge für Rechtsakte zur Harmonisie-
rung des Rechts der Einreise und
des Aufenthalts von Drittstaatsan-
gehörigen vorzulegen. Zunächst
soll das Recht der Einreise und des
Aufenthalts zum Zweck der Famili-
enzusammenführung durch eine

Richtlinie harmonisiert werden. Als
weitere Fragen ergeben sich u.a.:

– Darf ein Drittstaatsangehöriger,
der sich in einem Mitgliedstaat
aufhält, in einen anderen Mit-
gliedstaat einreisen, sich dort auf-
halten oder dort eine berufliche
Tätigkeit ausüben? 

– Darf ein ausländisches Kind, das
eine Schule in einem Mitglied-
staat besucht, eine Klassenfahrt in

17. Zusammenarbeit in der Innen- und Justizpolitik

Pfade in die Festung

Je höher der Zaun um das gelobte Land, desto größer der Reiz, hinein zu gelangen: Illegale Einwanderung und
irreguläre Beschäftigung in Europa. Die „Festung Europa“ hat nur wenige legale Vordereingänge für Zuwande-
rungen offen gelassen... 

Im Großen und Ganzen kann man vier in sich vielfältige und zum Teil ineinander übergehende Erscheinungsfor-
men irregulärer beziehungsweise illegaler Zuwanderung unterscheiden: 

• Der erste Bereich beginnt mit der legalen Einreise, zum Beispiel als Tourist, als Saisonbeschäftigter, als Geschäfts-
reisender, Asylsuchender oder Flüchtling. Die Illegalisierung beginnt in dem Falle erst mit der Arbeitsaufnahme
ohne eine Arbeitserlaubnis und dem nicht dokumentierten Überschreiten der Aufenthaltsfrist. 

• Der zweite Bereich umschließt die illegale heimliche Zuwanderung (zum Beispiel durch einen Grenzübertritt mit
gefälschten Papieren), auf die meist ein illegaler Inlandsaufenthalt sowie die illegale Arbeitsaufnahme folgen.
Ausländer, die auf die genannte Weise ins Land kommen, suchen meist Arbeit im Bau- und Baunebengewerbe,
in den Reinigungsdiensten, in ortsfesten saisonabhängigen Beschäftigungsbereichen sowie bei anderen Ersatz-
beschäftigungen der verschiedensten Art... Auch in den Pflegediensten werden in Deutschland zunehmend Frau-
en aus Osteuropa als ir reguläre oder illegale Billigarbeiterinnen beschäftigt. Sie werden zuweilen sogar diskret
von Ärzten und Pfarrern vermittelt, die ihren auf häusliche Pflege angewiesenen, wegen der Pflegekostentarife
aber unterversorgten Patienten nicht mehr anders zu helfen wissen... 

• Den dritten Bereich im Spannungsfeld von Migration und Illegalität bilden die zumeist international organisier-
ten Schlepperorganisationen. Sie sind die auswärtigen Hauptprofiteure der Festung Europa. Diese internationa-
le Zubringerkriminalität hat oft eine fließende Grenze zur Betrugs-, Raub- und Gewaltkriminalität, manchmal
sogar bis zur fahrlässigen Tötung: Betrug und Raub dort, wo es um dieTäuschung oder Ausplünderung von
Migranten geht, die ihren Schleppern hilflos ausgeliefert sind; Gewalt und fahrlässige Tötung dort, wo die Opfer
des internationalen Menschenschmuggels bei drohender Entdeckung vor Küsten, an kaum überwindbaren Flüs-
sen oder andernorts unter lebensgefährlichen Umständen ausgesetzt oder aber in lebensgefährlichen Beförde-
rungsmitteln transportiert werden. Zum Beispiel in plombierten Containern oder auf seeuntüchtigen Schiffen... 

• In den Bereich des weltweit organisierten Verbrechens gehört auch der internationale Frauenhandel, der – häu-
fig in Überschneidung mit einschlägigen Vermittlungsgeschäften (zum Beispiel betrügerischer Arbeits- und Ehe-
vermittlung) – zu einer schwerst kriminellen Massenerscheinung geworden ist...

Illegale Zuwanderung wird es, das ist eine historische Erfahrung aller Einwanderungsländer, immer geben. Und
die Versuchung zur Einwanderung wächst mit der Höhe des Zauns um das gelobte Land. Daran ändern auch Ein-
wanderungsgesetze wenig. Aber sie verhindern immerhin, dass an legaler Einwanderung Interessierte, die nicht
zu den bevorzugten Gruppen zählen, in die Illegalität gedrängt werden – weil es keine legalen Zuwanderungs-
wege für sie gibt oder weil diese Wege vom Dickicht der Restriktionen überwuchert worden sind. 

Klaus J. Bade in: Süddeutsche Zeitung vom 13. Mai 2000
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einen anderen Mitgliedstaat un-
ternehmen, wie dies die anderen
Schüler, die die Europabürger-
schaft besitzen, frei tun dürfen?

6. Für die Zusammenarbeit im Zoll -
wesen wurde am 18. Dezember
1997 ein neues Übereinkommen
über die Zusammenarbeit der Zoll-
verwaltungen geschlossen, das das
bisher anwendbare Übereinkom-
men aus dem Jahre 1967 (Überein-
kommen von Neapel) nach Ratifi-
zierung durch die Mitgliedstaaten
ablösen wird. Das Übereinkommen
stellt die Zusammenarbeit der Zoll-
verwaltungen im Binnenmarkt auf
eine moderne Grundlage und
schafft gute Voraussetzungen für
die Bekämpfung des Schmuggels
z.B. von Zigaretten, Rauschgift,
geschützten Tierarten sowie von
Kinderpornografie.

Rechtsgrundlage für die Zusam-
menarbeit der Zollverwaltungen in
Bereichen, die in die Zuständigkeit
der Europäischen Gemeinschaft
fallen, ist in den meisten Fällen die
Verordnung über gegenseitige
Amtshilfe zwischen Verwaltungs-
behörden der Mitgliedstaaten und
die Zusammenarbeit dieser Behör-
den mit der EU-Kommission aus
dem Jahre 1997.

7. In der justitiellen Zusammen -
arbeit hat die Sondertagung des
Europäischen Rats zur Justiz- und
Innenpolitik im Tampere, Finnland,
am 15./16. Oktober 1999 neue
Impulse gebracht. So soll als neues
Projekt EUROJUST als Stelle zur
Koordinierung der Ermittlungen
der nationalen Strafverfolgungs-
behörden insbesondere im Bereich
der organisierten Kriminalität ein-
gerichtet werden 

Im zivilrechtlichen Bereich soll der
Zugang der Bürger zu den Gerich-
ten verbessert werden. Hierzu wird
vor allem die Harmonisierung im
Bereich der Mahnverfahren und
der Prozesskostenhilfe und die
Schaffung eines Europäischen Voll-
streckungstitels angestrebt. 

Bei der Überprüfung des Aktions-
plans zur „Bekämpfung von Ras -

sismus und Fremdenfeindlich -
keit“ durch den Rat im Sommer
1998 ergab sich, dass die Be-
stimmungen der Gemeinsamen
Maßnahme in den meisten Mit-
gliedstaaten bereits weitgehend
umgesetzt worden sind und Mit-
gliedstaaten, denen dies noch nicht
in vollem Umfang gelungen ist,
gegenwärtig Lösungen erarbeiten.

Europol

Die Europäische Union soll ein Raum
der Freiheit, der Sicherheit und des
Rechts sein, in dem die Unionsbürge-
rinnen und -bürger die Möglichkeiten
des freien Personenverkehrs uneinge-
schränkt in Anspruch nehmen können,
ohne dabei durch illegales Handeln
jeglicher Art in ihrer persönlichen
Sicherheit bedroht zu werden.

Um diese Sicherheit auch im Prozess
der Erweiterung der Union zu gewähr-
leisten, wurde auf Grund einer deut-
schen Initiative aus dem Jahr 1991 im
Maastrichter Vertrag über die Europäi-
sche Union vom 7. Februar 1992 die
Einrichtung des Europäischen Polizei-
amtes (Europol) beschlossen. Europol
soll die Zusammenarbeit zwischen den
Mitgliedstaaten bei der Bekämpfung
des Drogenhandels, des Terrorismus
und anderer schwerer Formen der
international organisierten Krimina-
lität verbessern. Von seinem Sitz in Den
Haag in den Niederlanden nahm Euro-
pol am 3. Januar 1994 als Europol Dro-
genstelle (EDS) begrenzte Aktivitäten
auf, die sich zunächst auf die Bekämp-
fung der Drogenkriminalität richteten
und nach und nach auf andere wichti-
ge Gebiete der Kriminalität ausge-
dehnt wurden.

Europol ist keine Polizeibehörde im
herkömmlichen Sinn, also kein Euro-
FBI. Europol wurde vielmehr als Zent-
ralstelle für den polizeilichen Informa-
tionsaustausch und für die Verbre-
chensanalyse konzipiert. Auch ohne
exekutive Befugnisse, die weiteren
Ausbauschritten vorbehalten sind,
erfährt die grenzüberschreitende poli-
zeiliche Zusammenarbeit in Europa
durch Europol eine neue Qualität. Mit
Europol stellen sich die Mitgliedstaaten
der Europäischen Union den Heraus-

forderungen der „modernen Krimina-
lität“, die versucht, ihren Nutzen aus
einem Europa ohne Grenzen und der
Verflechtung des europäischen Wirt-
schaftsraumes zu ziehen.

Mit dem zum 1. Mai 1999 in Kraft
getretenen EU-Vertrag (Amsterdamer
Vertrag) wird die künftige operative
Rolle von Europol bestätigt. Danach
soll es Europol innerhalb von fünf Jah-
ren nach In-Kraftt-Treten ermöglicht
werden, u.a. unterstützende und die
Koordinierung fördernde Tätigkeiten
für spezifische Ermittlungsmaßnah-
men der zuständigen Behörden der
Mitgliedstaaten zu leisten, u.a. auch
durch Unterstützung von gemeinsa-
men Ermittlungsteams, sowie Ermitt-
lungshandlungen der nationalen
Ermittlungsbehörden.

Anknüpfend an den Vertrag hat der
Europäische Rat in Tampere im Okto-
ber 1999 dazu aufgerufen, die Rolle
von Europol in operativer Hinsicht zu
stärken. Hierzu gehört u.a. die Emp-
fehlung zur Ausdehnung des Man-
datsbereichs auf Geldwäsche im Allge-
meinen.

Nach In-Kraft-Treten des Europol-
Übereinkommens am 1. Oktober 1998
hat Europol schließlich am 1. Juli 1999
mit seiner Tätigkeit beginnen können,
nachdem die Voraussetzungen hierfür
noch unter deutscher EU-Präsident-
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Das Mandat von Europol
umfasst folgende Gebiete:

• iIlegaler Drogenhandel,
• illegaler Handel mit radioakti-

ven und nuklearen Substan-
zen,

• Schleuserkriminalität,
• Kraftfahrzeugverschiebung,
• Menschenhandel einschließ-

lich Kinderpornografie und
• Geldwäsche im Zusammen-

hang mit oben erwähnten
Straftaten.

Im Jahr 1999 wurden folgen -
de Bereiche ergänzt:

• Terrorismus und
• Geldfälschung und Fälschung

anderer Zahlungsmittel.
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schaft geschaffen worden sind. Euro-
pol ist als europäische Zentralstelle nun
in der Lage, die Strafverfolgungs-
behörden der Mitgliedstaaten durch
Sammlung und Analyse von Daten in
ihren Ermittlungsverfahren zu unter-
stützen. Um einen raschen Online-
Datenaustausch zu ermöglichen, ist als
nächster Schritt die Realisierung des
Informationssystems geplant. Gleich-
zeitig beabsichtigt Europol, seinen Per-
sonalbestand von gegenwärtig ca. 180
Personen auf ca. 340 im Jahr 2003 zu
erweitern, um als polizeiliche Zentral-
stelle in Europa die ihm übertragenen
Aufgaben erfolgreich erfüllen zu kön-
nen.

Schengener Übereinkom-
men

Im Schengener Übereinkommen
vom 14. Juni 1985 erklärten Belgien,
Deutschland, Frankreich, Luxem -
bur g und die Niederlande ihren poli-
tischen Willen, die Grenzkontrollen
zwischen ihren Ländern abzubauen.
Dieses Ziel, Freizügigkeit innerhalb der
Union zu schaffen, stellt hohe Anfor-
derungen an die Zusammenarbeit der
Mitgliedstaaten, um die innere Sicher-
heit zu gewährleisten. Denn solche
Freizügigkeit bedeutet: wer einmal die
Außengrenzen der Union passiert hat,

kann nahezu ungehindert von einem
EU-Land ins nächste reisen, da sich die
Einreise nur noch an den Außengren-
zen der EU kontrollieren lässt. 

Deshalb vereinbarten die fünf Länder
zur praktischen Umsetzung ihres allge-
meinen politischen Übereinkommens
zur Freizügigkeit am 19. Juni 1990 das
Schengener Durchführungsüber -
einkommen (SDÜ) , das am 26. März
1995 in Kraft gesetzt worden ist. Inzwi-
schen sind auch Dänemark, Finnland,
Griechenland, Italien, Öster reich,
Portugal, Schweden und Spanien
dem SDÜ beigetreten. Die In-Kraft-
Setzung erfolgte für Portugal und Spa-
nien ebenfalls am 26. März 1995, für
Italien am 26. Oktober 1997 sowie für
Österreich am 1. Dezember 1997. 

In Griechenland ist das SDÜ seit dem
8. Dezember 1997 eingeschränkt in
Kraft gesetzt worden. Griechenland
hat seitdem in allen Bereichen der
Schengen-Zusammenarbeit bis auf
den Abbau der Binnengrenzkontrollen
praktisch teilgenommen. Die vollstän-
dige In-Kraft-Setzung des Überein-
kommens für Griechenland ist vom Rat
der Europäischen Union am 13.
Dezember 1999 beschlossen worden.
Zum 1. Januar 2000 sind daher die Bin-
nengrenzen für die Seehäfen, zum 26.
März 2000 die Personenkontrollen für

Flugverbindungen von und nach Grie-
chenland aufgehoben worden.

Island und Norwegen hatten mit den
Schengen-Staaten im Dezember 1996
ein Kooperationsübereinkommen ge-
schlossen, das nach Überführung
Schengens in die Europäische Union
zwischenzeitlich durch das EU-Assozi-
ierungsabkommen vom 18. Mai 1999
mit Island und Norwegen ersetzt wor-
den ist. Die In-Kraft-Setzung des SDÜ
für alle fünf nordischen Staaten wird
für das Frühjahr 2001 angestrebt.

Großbritannien hat 1999 einen Antrag
auf partielle Übernahme des Schen-
gen-Besitzstandes gestellt, soweit er
sich nicht auf die Freizügigkeitsbestim-
mungen bezieht, und will sich im
Wesentlichen an der polizeilichen und
justitiellen Zusammenarbeit am Schen-
gener-Informationssystem (SIS) – aller-
dings ohne die Daten nach Art. 96 SDÜ
(Einreiseverweigerung) – und am
Datenschutz beteiligen. Irland hat
einen solchen Antrag in Aussicht
gestellt.

Unerlaubte Einreise und
Schleusungen nach Deutsch-
land

Da viele Ausländer die erforderlichen
Einreisedokumente nicht erlangen
können, versuchen sie, unerlaubt nach
Deutschland einzureisen, und zwar
sowohl auf dem Landweg über die
„grüne Grenze“ außerhalb der
Grenzübergangsstellen als auch auf
dem Luft- und Seeweg.

In den Jahren 1991 bis 1998 wurden
durch den Bundesgrenzschutz (BGS)
285.933 Personen nach unerlaubter
Einreise festgestellt. Weiteren 908.705
Personen wurde in diesem Zeitraum an
den Grenzübergangsstellen die Einrei-
se nach Deutschland verweigert. 

Um die Überwachungen an der „grü-
nen Grenze“ und die Einreisekontrol-
len durch den BGS zu umgehen, bege-
ben sich Ausländer zunehmend in die
Hände von Schleuserorganisationen. 

1998 hat der BGS unter den 24.050
unerlaubt über die 1264 km lange
Ostgrenze Eingereisten 6.616 Ge-

17. Zusammenarbeit in der Innen- und Justizpolitik
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schleuste ermittelt. Im gleichen Zeit-
raum wurden an der Grenze zu Polen
und zur Tschechischen Republik 1.408
Schleuser festgenommen.

Dabei stützt sich der Bundesgrenz-
schutz mit seinen Bürgerkontaktbe-
amten auf die Mithilfe der Bevölke-
rung in grenznahen Ortschaften bzw.
bestimmter Berufsgruppen, die er
öffentlich in Aufrufen (s. Kasten), um
Unterstützung bei der Beobachtung
und Aufklärung von Schleuseraktivitä-
ten bittet. Des Weiteren wurden zwi-
schen dem Bundesministerium des
Innern und nunmehr neun Bundeslän-
dern Sicherheitskooperationsverein-
barungen unterzeichnet, die die
Zusammenarbeit der Polizeibehörden
der Bundesländer und dem BGS bein-
halten und – solchermaßen verzahnt –
das Sicherheitsgefühl der Bürger ver-
bessern halfen und helfen. 

Kriminellen Vereinigungen, wie
Schleuserorganisationen, die häufig
zum Bereich der organisierten Kri -
minalität (OK) gehören, gehen
immer brutaler und rücksichtsloser vor
und gefährden dadurch das Leben der
unerlaubt Eingereisten und der BGS-
Polizeibeamtinnen und -beamten. Sie
verlangen für ihre Dienste hohe Geld-
beträge von den Geschleusten, die im
Voraus oder nach dem Grenzübertritt
entrichtet werden müssen. 

Um diese oftmals bis zu mehreren Tau-
send DM „Einschleusegebühren“ pro
Person aufbringen zu können, haben
viele Ausländer bereits vorher in ihren
Herkunftsländern ihr gesamtes Hab
und Gut verkauft, um den hohen
Schleuserlohn bezahlen zu können.
Dadurch geraten sie in ein Abhängig-

keitsverhältnis zu Schleuserorganisa-
tionen, die sie häufig zur Ausübung
von Straftaten im neuen Umfeld zwin-
gen.

Kooperation der Vertrags-
staaten an den Binnengren-
zen

Bei den Einreisekontrollen an den
gemeinsamen Außengrenzen müssen
die Grenzbehörden die Interessen der
anderen Vertragsstaaten ebenso wie
bei der Überwachung der offenen Bin-
nengrenzen berücksichtigen. Doch
nicht alle Vertragspartner, so u.a.
Frankreich, vertrauen den offenen
Grenzen.

Die Freizügigkeit lässt sowohl gleich-
zeitig organisierte Kriminalität als auch
herkömmliche Straftäter mehr und
mehr grenzüberschreitend operieren.
Sie nutzen internationale Datennetze
und Geldwege sowie die Möglichkei-
ten, die durch die entfallenen Kontrol-
len an den Binnengrenzen entstanden
sind, um Straftaten zu begehen oder
sich der Strafverfolgung zu entziehen.
Deshalb ist zwischen den Schengener
Vertragsstaaten ein Katalog von Maß-
nahmen für die grenzüberschreitende
Zusammenarbeit der polizeilichen
Dienststellen vereinbart worden.

17. Zusammenarbeit in der Innen- und Justizpolitik

Deutsche und polnische Polizeibeamte (Foto: Grenzschutzpräsident Ost)

Wichtige Maßnahmen der
am Schengen-Raum beteilig -
ten Staaten

• Abbau der Kontrollen an den
gemeinsamen Grenzen und
deren Verlagerung an die
Außengrenzen,

• Gemeinsame Festlegung der
Bedingungen für das Über-
schreiten der Außengrenzen,

• Trennung von Reisenden aus
dem Schengen-Raum und sol-
chen, die nicht aus diesem
Raum kommen, auf den Flug-
häfen und in den Häfen,
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Durch das Instrument der Nacheile
(Verfolgung über die Grenze hinaus)
nach Artikel 41 SDÜ gibt es zum ersten
Mal in Europa die Möglichkeit, flüchti-
ge Straftäter und Personen, die aus der
Haft geflohen sind, über die Landes-
grenzen hinweg durch Polizeibeamte
verfolgen zu lassen. Eine grenzüber-
schreitende Nacheile ist jedoch nur in
Fällen von schweren oder ausliefe-
rungsfähigen Straftaten möglich. In
der Praxis sind die Verfahren zudem
noch recht unterschiedlich.

So dürfen belgische, französische,
luxemburgische, niederländische und
österreichische Polizeibeamte ohne
räumliche und zeitliche Begrenzung
Straftäter verfolgen und festnehmen.
Demgegenüber ist für deutsche Poli-
zeibeamte das Nacheilerecht in Bel-
gien, Frankreich, Luxemburg und den
Niederlanden jeweils unterschiedlich
räumlich, zeitlich und sachlich be-
grenzt.

Wie die Entwicklung in der Vergan-
genheit allerdings beweist, wird die
Harmonisierung der nationalen recht-
lichen Vorgaben durch die sachlichen
Zwänge zur grenzüberschreitenden
Kooperation vorangetrieben.

Allerdings ist und bleibt die Einigung
auf gemeinsame Positionen und Maß-
nahmen in der Innen- und Justizpolitik
durch die Mannigfaltigkeit der Rechts-
systeme und der politischen Traditio-
nen in den einzelnen EU-Mitgliedstaa-
ten erschwert. Oftmals sind Fragen der
staatlichen Souveränität berührt. Das
bedingt häufig innenpolitische Kontro-
versen und verzögert dadurch Kon-
sensbildung und Kompromisse.

Internet-Hinweise

Suchprogramm für Dokumente: 
h t t p . / / w w w. e u ro p a . e u . i n t / s c a d p l u s / q u
ery_de.htm

17. Zusammenarbeit in der Innen- und Justizpolitik

• Angleichung der Einreise- und
Visabestimmungen für Kurz-
aufenthalte,

• Festlegung der Rolle der Ver-
kehrsunternehmen bei der
Bekämpfung der illegalen Ein-
wanderung,

• Recht des Aufenthalts von
Drittstaatsangehörigen in den
Mitgliedstaaten.

• Festlegung von Bestimmun-
gen über die Zuständigkeit für
Asylanträge (Übereinkommen
von Dublin),

• Einführung eines grenzüber-
schreitenden Beschattungs-
und Verfolgungsrechts,

• Stärkung der Zusammenarbeit
der Justizbehörden , insbeson-
dere bezüglich einer rascheren
Auslieferung sowie einer bes-
seren Übermittlung der Aus-
führung der Straftaten,

• Einrichtung des Schengener
Informationssystems (SIS).

Der Bundesgrenzschutz informiert

An alle Mitarbeiter von Transportunternehmen

Teilen Sie Anwerbungsversuche und Beobachtungen 
Ihrem Bundesgrenzschutz oder jeder anderen Polizeidienststelle mit.

Zu den Fakten 

n Sie werden oft von professionellen Schleppern und Schleusern angesprochen und um Gefälligkeiten gebeten
bzw. veranlaßt auch gegen Entgelt und unter Vorspielung falscher Tatsachen. 

n Hinter solchen Angeboten stecken meist ausgezeichnet organisierte Schleuserbanden, die bei ihren Vorgehen
keine Skrupel kennen. Begeben Sie sich nicht in ein Abhängigkeitsverhältnis zu diesen Personen. 

Dies sollten Sie nicht fördern. 

n Lassen Sie sich nicht von Schleuserbanden mißbrauchen. 

Wir, Ihr Bundesgrenzschutz , sind Tag und Nacht für Ihre Sicherheit im Einsatz, aber wir können nicht allgegen-
wärtig sein. Deswegen brauchen wir bei der Kriminalitätsvorbeugung die Unterstützung der Bevölkerung, also
Ihre Mithilfe.

Auszug aus einer Anzeige im Internet, www.bundesgrenzschutz.de

http://www.europa.eu.int/scadplus/query_de.htm
http://www.bundesgrenzschutz.de
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Nachgefragt:

1. Beschreiben Sie den Weg der Zu-
sammenarbeit im Bereich der
Innen- und Justizpolitik und nen-
nen Sie Stichworte, in denen die
Zusammenarbeit bereits realisiert
ist.

2. Erläutern Sie die Kompetenzen von
EUROPOL und vergleichen Sie
deren Aufgaben mit denen des
amerikanischen FBI.

3. Untersuchen Sie den Artikel im
Kasten und diskutieren Sie auf des-
sen Hintergrund die Frage, ob
Deutschland bzw. die EU ein Ein-
wanderungsgesetz braucht.

17. Zusammenarbeit in der Innen- und Justizpolitik
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Hier gibt es Infor mationsmaterial:
(Internetadressen veralten schnell, deshalb können wir
keine Garantie für die Richtigkeit übernehmen)

Amt für amtliche Veröffentlichungen der
Europäischen Gemeinschaft
2, Rue Mercier, L-2920 Luxemburg, 
Tel. (00352) 49928-1
Fax: (00352)495719

Auswärtiges Amt
http://www.auswaertigesamt.de
Unter „Länderinfos” gibt es Kurzinformationen zu den
Staaten der Erde. 

Bundeszentrale für politische Bildung
Berliner Freiheit 7, 53111 Bonn, 
Tel. (0028) 5150
http://www.bpb.de/

Europäischer Gerichtshof
Cour de Justice des Communautés Européennes, 
Boîte Postale 96, Centre Européen, L-2929 Luxemburg
http://www.curia.eu.int

Europäische Kommission, Vertretungen in der
Bundesrepublik Deutschland:
– Zitelmannstr. 22, 53113 Bonn, 

Tel. (0028) 530090
http://www.eu-kommission.de

– Unter den Linden 78, 10117 Berlin, 
Tel. (030) 2280-2000

– Erhardtstr. 27, 80331 München, 
Tel. (089) 202101-1

Europäisches Parlament
Informationsbüro für Deutschland
Unter den Linden 78, 10117 Berlin,
Tel. (030) 2280-1000, Fax (030) 2280-1111,
E-Mail: epberlin@europarl.eu.int

Eigene Homepage der deutschen Infobüros:
http://www.europarl.de
hier findet man u.a. die E-Mail-Adressen der deutschen
Europaabgeordneten

Europarat, Presse- und Informationsabteilung
B.P. 431/R&, F-67006 Straßburg Cedex,
Tel. 003388/614961
http://www.coe.fr/index.asp

Europäische Union
http://www.europa.eu.int.
Über einen Klick auf „Briefkasten” gelangt man zu
„Europa direkt” und kann Dokumente oder Broschüren
bestellen.

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung
Neustädtische Kirchstr. 15, 10117 Berlin
Tel. 01888/272-0
http://www.bundesregierung.de

Europa-Union Deutschland e.V.
Europa-Zentrum, 
Bachstr. 32, 53115 Bonn, 
Tel. (0028) 7290030
http://www.europa-web.de

Institut für Europäische Politik
Jean-Monnet-Haus, 
Bundesallee 22, 10117 Berlin,
Tel. (030) 889134-0, Fax (030) 889134-99,
E-Mail: postmaster@iep-berlin.de

Statistisches Amt der Europäischen Gemeinschaft 
Bâtiment Jean Monnet, 
Rue Alcide de Gasperi, L-2920 Luxemburg, 
Tel.: 00352/43011

Verbindungsbüro des Landes Niedersachsen bei
den Europäischen Gemeinschaften
Avenue Palmerston24, B-1040 Brüssel
Tel: 00322-2300017
Fax: 00322-2301320
eu.vertretung@lv-bruessel.niedersachsen.de

Unterstützung bei Auslandsaufenthalten:

Die Broschüre „Weltweit lernen für die Zukunft – beruf-
liche Weiterbildung im Ausland“ ist erhältlich bei der
Carl Duisberg Gesellschaft, Weyerstr. 79, 50676 Köln,
Tel. 0221/20980
http://www.cdg.de
Die CDG unterhält außerdem die Informations- und
Beratungsstelle für berufliche Planung im Ausland, über
die Programme anderer Anbieter vermittelt werden. Die-
se und die CDG-Programme sind in der Broschüre „Wei-
terbildung ohne Grenzen – Angebote zur beruflichen
Qualifizierung im Ausland“ verzeichnet. Sie kann bestellt
werden bei der Informations- und Beratungsstelle,
erreichbar unter der gleichen Postadresse wie die CDG. 
Tel. 0221/209812
Weitere Informationen finden sich auf der Homepage
der CDG.
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Nützliche T ipps

Brodach / Kreklau / Oehm-Peschel: Wege ins Ausland
(Weltforum; 39,80 Mark). Von Au-pair bis zu For-
schungs-Aufenthalten.

Sylvia Englert: Ein Schuljahr im Ausland (Campus;
29,80 Mark). Alles, was Eltern und Austauschschüler
wissen müssen.

Georg Beckmann: Jobben weltweit (interconnections;
29,80 Mark). Vom Entwicklungsdienst bis zu Work-
camps in den USA.

Thomas Schindler: Studieren in Europa (Econ Taschen-
buch; 16,90 Mark). Studienbedingungen plus Förde-
rungsmöglichkeiten.

Carsten Schmidtke: Bewerben in den USA (Falken;
29,90 Mark).

Kurt H. Setz / Ekkehard Kroll: Zu Hause in Europa 
Ein Ratgeber für Ausbildung, Studium, Beruf, Freizeit 
im vereinten Europa – Möglichkeiten, Praxis und Alltag,
Adressen, Programme
Köln, 2. Auflage 1997 

Die Broschüre „Europa für junge Leute / Tipps zu Bil-
dung und Ausbildung“ regt nicht nur an, Auslands-
erfahrungen zu sammeln, sie zeigt auch Chancen hierzu
für Studentinnen und Studenten, Auszubildende, Beruf-
schülerinnen und -schüler sowie junge Berufstätige auf
und gibt Hinweise zu Begegnungs- und Austausch-
programmen, Ansprechpartnern und Kontaktadressen.
Die Broschüre kann kostenlos beim Presse- und Infor-
mationsamt der Bundesregierung, Adresse s. o., ange-
fordert werden.

Jörg Wilde, „Arbeiten in Europa“ 14 Länder im
Überblick: Steuerlich beruflich, privat · individuelle Vor-
teile nutzen. , Walhalla-Fachverlag, Regensburg-Bonn
1999

http://www.zum.de/
Zentrale für Unterrichtsmedien im Internet e.V. (ZUM),
Freiburg: Zum Teil sehr gut aufbereitete Materialien für
das Fach Gemeinschaftskunde. Zahlreiche Links zu
Materialien/Gemeinschaftskunde zu politischen Themen
und Einrichtungen.

http://www. wissensnetz. de
deutschsprachiger Informationsdienst

http://www.netdays.de
Initiative der Europäischen Kommission zur Förderung
von Schulprojekten im Internet – auch grenzüberschrei-
tend

http://www.britischebotschaft.de
Materialien per E-Mail: bleibtreu@bonn.amil.fco.gov.uk
z.B. die zweisprachige CD-Rom „Stop Press”, für Schüle-
rinnen und Schüler, Studierende etc., die Informationen
über Kultur, Sprache, Geschichte von D und GB suchen.

EU-Pr ogramme für die Jugend:

Informationen über die neuen EU-Förderprogramme
sind erhältlich bei den EU-Beratern der Bezirksregierun-
gen in Niedersachsen;
• Dr. Peter-Jörg Alexander,

Bezirksregierung Weser-Ems
Alexander.pj@t-online.de

• Werner Barschdorf-Ritter,
Bezirksregierung Hannover
@BR-H.niedersachsen.de

• Michael Hahne
Bezirksregierung Lüneburg
Michael.Hahne@br-lg.niedersachsen.de

• Karin Weber
Bezirksregierung Braunschweig
KWeber1072@aol.com

ab Anfang 2001

Planspiel Ökologische Nachhaltigkeit
Themen: 
• Energiewende durch Ökosteuern und Förderung

erneuerbarer Energien
• Förderung und nachhaltige Nutzung von

biotechnologischen Erfindungen

Wer Genaueres wissen möchte, wende sich bitte an die
NLpB.
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Adapter Zwischenstecker für elektrische Geräte

Assoziierungsabkommen Verträge über den Zusammenschluss von Staaten

bilateral zweiseitig

bipolar zweipolig, zweigeteilt

Bruttoinlandsprodukt Meßzahl für alle in einem Land produzierten Waren und
Dienstleistungen

dominieren beherrschen

Föderation, föderativ bundesstaatliche Organisation, bundesstaatlich

harmonisierungswütig hier: Sucht, in allen Staaten der EU gleiche Regelungen
einzuführen

Haushaltsdefizit Anteil eines staatlichen Haushalts, der über Schulden
finanziert wird

heruntersubventioniert, subventioniert , Subventionen staatliche Zuschüsse für die Produktion von Waren

Imperialismus Streben nach Weltherrschaft

kohärent zusammenhängend

Konfrontation Gegnerschaft

kontrovers gegensätzlich

Milchquote durch die EU festgesetzte Menge an Milch, die ein Land-
wirt höchstens produzieren darf

Präsenz Anwesenheit, Gegenwart

Ratifizierung Beschlußfassung über einen Vertrag in einem Parlament

restriktiv einschränkend

Souveränitätsrechte Rechte der Selbständigkeit

Standesrecht Rechtsordnungen für spezielle Berufe, wie z.B. Ärzte und
Rechtsanwälte

Strukturfonds EU-Fördermittel für bestimmte wirtschaftlich schwache
Gebiete in der EU

19 Glossar
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